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Aufgrund der sehr begrenzten Plätze bitten wir, das Livestream- 
Angebot zu nutzen. Für aktuelle Informationen zum Sitzungs¬ge-
schehen sowie den geltenden Hygieneregeln besuchen Sie bitte 
www.leipzig.de
Öffentlicher Teil
Eröffnung und Begrüßung;
Feststellung der Beschlussfähigkeit;
Feststellung der Tagesordnung;
- Geschäftsordnungsbeschluss zur Redezeit für die Ratsversamm-

lung am 18.01.2023; Oberbürgermeister
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung;
Niederschrift;
- Verlaufsprotokoll der Sitzung vom 09.11.2022;
- Verlaufsprotokoll der Sitzung vom 10.11.2022 (Fortsetzung vom 

09.11.2022);
- Beschlussprotokoll der Sitzung vom 14.12.2022;
- Beschlussprotokoll der Sitzung vom 15.12.2022 (Fortsetzung vom 

14.12.2022);
Eilentscheidung des Oberbürgermeisters;
Mandatsveränderungen;
Anfragen von Einwohnerinnen und Einwohnern (Der Tagesord-
nungspunkt wird gg. 17.00 Uhr aufgerufen);
- Neuerliche Geltendmachung der Umsatzsteuer für Einnahmen 

der Stadt Leipzig; Gaston Lubetzki;
- Partylocation Nordstrand Cospudener See; Elke Thiess;
- Sanierungsgebiete; Andreas Teichmann;
- Bioloigisch abbaubare Urnen; Matthias Malok;
- Bau des neuen Gymnasiums an der Westseite des Leipziger Haupt-

bahnhofes; Dieter Krause;
Petitionen  (werden nach TOP Anfragen von Einwohnerinnen und 
Einwohnern aufgerufen);
- Kinder schützen:  Kein Durchgangsverkehr vor Grundschule 

Gießerstraße; Petitionsausschuss / Petentin: Mareike Rauchhaus  
-  Petition zur Straßenbeleuchtung Gustav-Adolf-Allee/Björneborg-

straße; Petitionsausschuss / Petent: Kurt Krösche  
-  Petition zum Verbot von Feuerschalen; Petitionsausschuss / Petent: 

Kurt Krösche  
-  Keine Energiesparmaßnahmen auf Kosten von Bildung und Sport!; 

Petitionsausschuss / Petentin: Partei „Alternative für Deutschland“, 
Kreisverband Leipzig   

-  Petition nach § 12 SächsGemO zu einem subventionierten Strom- 
und Wärmegrundkontin-gent für Oper, Gewandhaus, Schauspiel-
haus, MdBK, Grassi-Museum sowie einige andere Kulturstätten 
der Stadt Leipzig für die Jahre 2022 und 2023; Petitionsausschuss 
/ Petent: Dieter Krause  

-  Petition gegen die Einrichtung einer Interimskita in der Thiersch-
straße; Petitionsausschuss / Petent/-innen: Tim Dreßler, Simone 
Schuster, Andreas Schuster  

-  Petition nach § 12 SächsGemO zum Bau eines großen Solarparks im 
Mitteldeutschen Braunkohlerevier durch die Stadtwerke Leipzig; 
Petitionsausschuss / Petent: Dieter Krause  

-  Petition zur Umwidmung der geplanten Solarthermieanlage der 
Stadtwerke Leipzig in Leipzig-Lausen in eine PVT-Anlage zur 
Erzeugung von solarer Wärmeenergie UND Solarstrom; Petitions-
ausschuss / Petent: Dieter Krause  

-  Petition nach § 12 Sächsischer Gemeindeordnung zur Erstellung 
eines langfristigen sozialen Wohnbaukonzeptes der Stadt Leipzig – 
orientiert an der Stadt Wien und anderen Städten in Deutschland; 
Petitionsausschuss / Petent: Dieter Krause  

-  Anregung zu einer Gedenktafel an der Moritzbastei zur Erinne-
rung an die Stadtverordneten-tagung am 1.3.1848 anlässlich des 
175. Jahrestages 2023; Petitionsausschuss / Petent: Dr. Andreas 
Schneider  

- Petition zu einem neuen städtischen Konzept zur Erinnerung an 
den 9. Oktober 1989; Petitionsausschuss / Petent: Dieter Krause 

-  Petition zur endlichen Erarbeitung des Klimastadtvertrages mit 
der EU im Rahmen der EU-Mission „100 Climate Neutral Cities 
by 2030“ sowie Vorlage desselben im Stadtrat; Petitionsausschuss 
/ Petent: Dieter Krause;

Besetzung von Gremien;
-  Stadtbezirksbeirat Nordost (4. Änderung); 
Wahl und Entsendung der Vertreter der Stadt Leipzig in Aufsichts-
räte, Zweckverbände und Gremien, in denen die Stadt Mitglied ist;
Personalangelegenheiten;
Anträge zur Aufnahme in die Tagesordnung und Verweisung in 
die Gremien gem. § 5 Abs. 3 - 5 der Geschäftsordnung  (Die An-
träge finden Sie in der aktualisierten elektronischen Version der 
TO in Allris);
Anträge zur Beschlussfassung;
- Leipzig als Luftdrehkreuz des Friedens etablieren; AfD-Fraktion;
- Einführung eines Zentralen Fördermittelmanagements bis 

30.6.2023; Fraktion Die Linke;
- Strategische Planung von Gemeinschaftsschulen; SPD-Fraktion;
- LVB-Fahrtkarte in Zoo-Eintrittskarte integrieren; Fraktion Die 

Linke;
- Verkehr neu denken – Verkehrsszenarien neu bewerten.; CDU-

Fraktion;
- Der Thomanerchor – keine Jungssache mehr!; Thomas Kumbernuß;
- Die Spur der Kohle und der Umweltbewegung in der DDR; Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen;
- Sanktionen gegen Russland beenden – Wohlstand der Leipziger 

erhalten!; AfD-Fraktion;
- Übertragung von Teilen der überplanmäßigen Einnahmen aus 

der Gewerbesteuer 2022 in das Jahr 2023; Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen;

- Öffnung des Liviaplatzes für den Kfz-Verkehr; AfD-Fraktion;
- Externes Gutachten zur Duldung von Falschparkern; Fraktion 

Freibeuter;
Anfragen an den Oberbürgermeister;
- Barrierefreiheit von Straßenbahn- und Bushaltestellen; Fraktion 

Die Linke  
-  Folgen des plötzlichen Endes der Produktionsschule; Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen  
-  Wegzug junger Familien aus Leipzig; CDU-Fraktion  
-  Autobrand Feuerbachstraße 09.12.2022; AfD-Fraktion  
-  Bürgergeld und Teilhabechancengesetz; SPD-Fraktion  
-  Transparenzsatzung für Leipzig; Fraktion Freibeuter  
-  Soll-/Ist-Stellenbesetzung der Stadtverwaltung, Eigenbetriebe und 

Einrichtungen; Fraktion Die Linke  
-  Sozialen Arbeitsmarkt durch strategische Steuerung des Jobcenters 

sichern; Fraktion Die Linke  
-  Ausnahmeregelungen im Klimanotstand; Fraktion Die Linke  
-  Femizide stoppen, kommunale Prävention ausbauen; Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen  
-  Umsetzung des Ratsbeschlusses zur Erhöhung der Aufenthalts-

qualität am Brühl; CDU-Fraktion  
-  Nachfrage zur Beantwortung der Anfrage VII-F-07794-AW-01; 

CDU-Fraktion  
-  Umsetzungsbericht Bewohnerparkzonen; Fraktion Freibeuter  
-  Umsetzung der Stellenerhöhung in der Ausländerbehörde; Fraktion 

Freibeuter  
-  Qualifiziertes Marketing braucht gute Vergütung – Tarifvertrag 

für die LTM schnellstmöglich abschließen! – Nachfrage zum Stand 
der Umsetzung des Beschlusses des Stadtrates vom 14.09.2022 zum 
Antrag VII-A-07093; Fraktion Die Linke  

-  Architekturqualität in der Innenstadt; AfD-Fraktion  

Mittwoch, den 18.01.2023, um 14:00 Uhr, ggf. Fortsetzung am  
Donnerstag, den 19.01.2023, ab 16:00 Uhr, Sitzungssaal des Stadtrates, 

Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig

Tagesordnung der Ratsversammlung
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-  Nachfragen zur Datenerhebung für den Leipziger Mietspiegel; 
Fraktion Freibeuter  

-  Anfrage zur Umsetzung des Beschlusses VII-A-01916; CDU-Frak-
tion  

-  Was tut die Stadt für den Solar-Ausbau in Leipzig?; Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen  

-  Wann kommt endlich das Programm zur Förderung privater, 
steckerfertiger (Balkon-)Photovoltaik-Anlagen?; Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen  

-  Ergebnisvorstellung Pilotprojekt „Parken in engen Siedlungsstra-
ßen“; AfD-Fraktion  

-  Aktueller Sachstand zu großflächigen illegalen Graffiti; AfD-Frak-
tion  

-  Maßnahmen Radverkehr 2023/2024; SPD-Fraktion  
-  Zukunft der Produktionsschule Leipzig; Fraktion Die Linke  
-  Was passiert eigentlich, wenn Verkehrszeichen nicht mehr erkenn-

bar sind?; Fraktion Die Linke  
-  Hey Stadtbad, wie geht’s denn nun mit dir weiter?; Fraktion Die 

Linke  
-  Männlich, weiblich, divers – noch nicht in der baulichen Lebens-

wirklichkeit angekommen?; Fraktion Die Linke  
-  Gehwegparken in Lößnig; Juliane Nagel  
-  Durchführung des Weihnachtszirkus 2023; SR Falk Dossin SR 

Michael Weickert 
-  Mietspiegel-Mieterhöhungen bei der LWB 2022 und Verfahrens-

weise aufgrund steigender Betriebskosten; Juliane Nagel  
-  Feuerwerksverkauf auf der agra; Stadtrat Sören Pellmann  
-  Airbnb in Leipzig; Stadtrat Sören Pellmann  
-  Energieeinsparung an städtischen Immobilien; Stadtrat Sören 

Pellmann  
-  Silvesterbilanz 2022; Oliver Gebhardt  
-  Mangelnde Ordnung und Sicherheit an den beiden Grundstücken 

Bienitzstraße 16 und 18 im Ortsteil Burghausen; SR Dr. V. Külow  
-  Drohende Streichung von Arbeitsgelegenheiten im Jahr 2023; 

Stadtrat Dr. Volker Külow  
-  Sachstand zum Stadtplatzprogramm; SR Sascha Matzke
Bericht des Oberbürgermeisters;
Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen;
Vorlagen I;
- Baubeschluss:  Sanierung Shakespearestraße zwischen Arthur-

Hoffmann-Straße und Kohlenstraße (2. Bauabschnitt) (Bestätigung 
gem. §79 (1) SächsGemO) – eilbedürftig;

- Baubeschluss Neubau einer Grundschule mit 3-Feld-Sporthalle, 
Tauchaer Str. 188; Dezernat Stadtentwicklung und Bau;

- Einrichtung einer dreizügigen Oberschule am Standort Hainbu-
chenstraße 13 in 04329 Leipzig – entsprechend des § 24 Sächsischen 
Schulgesetzes;

- Planungsbeschluss zur Kapazitätserweiterung an der Georg-
Christoph-Lichtenberg-Schule sowie an der 20. Schule um jeweils 
einen Zug;

- Planungsbeschluss - Energetische Sanierung und Strangsanierung 
Sanitär BSZ 7 (An der Querbreite 8);

- Vorplanung Komplexmaßnahme Berliner Straße und Erich-Wein-
ert-Straße von Wilhelm-Liebknecht-Platz bis Eisenbahnüberfüh-
rung Berliner Straße;

- Touristischer Entwicklungsplan (TEP) der Stadt Leipzig;
- Bau- und Finanzierungsbeschluss Dieskaustraße;
- Umsetzung des allgemeinen Vorkaufsrechts im Bereich Soziale 

Erhaltungssatzungen zugunsten Dritter;
- Flächennutzungsplan-Änderung für den Bereich „Wohnquartier 

Zur Alten Brauerei“; Stadtbezirk:  Nordwest, Ortsteil:  Lützschena-
Stahmeln; Feststellungsbeschluss;

- Maßnahmen zur Verbesserung der Familienfreundlichkeit in der 
ehrenamtlichen Gremienarbeit für die Stadt Leipzig;

- Personalangelegenheit nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 der Hauptsatzung der 
Stadt Leipzig – Zusatzvergütung für den Zweiten Betriebsleiter 
(Verwaltungsdirektor) des Eigenbetriebes Schauspiel Leipzig;

- Bebauungsplan Nr. 45.5 „Höfe am Brühl“, 2. Änderung; Stadtbezirk:  
Mitte, Ortsteil:  Zentrum; Aufstellungsbeschluss;

- Neufassung des Beirates für Psychiatrie;
- Bestätigung eines Betriebskostenzuschusses für die Betreibung 

des „Kohlrabizirkus“ im Zeitraum 01.01.2023 bis 30.06.2025 und 
Erneuerung Verglasung Nordkuppel gemäß § 79 (1) SächsGemO;

Unterbringung von Geflüchteten;
- Unterbringung von Geflüchteten in der Zuständigkeit der Stadt 

Leipzig – Stand:  30. November 2022;
Informationen I;
- E-Learning und hybrider Unterricht an allen Schulformen;
- Sachstandsbericht zur Anwendung befristeter Arbeitsverträge;
- Sachstand zur Umsetzung der „Mittelfristigen Investitionspro-

gramme“ Hochwasserschutz, Wasserkonzeption Leipziger Nord-
raum und Spielplätze (gemäß VI-A-02003);

- 29. Beteiligungsbericht der Stadt Leipzig 2022 – Ergänzung;
- Information zur Besetzung des Beirats für Psychiatrie und psycho-

soziale Versorgung;
- Wirtschaftsbericht 2022 ■
(Änderungen vorbehalten)

Der Oberbürgermeister
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Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 11.01.2023, 17:00 Uhr, 
Neues Rathaus, Sitzungssaal des Stadtrates, Neues Rathaus, 
Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig
Feststellung der Beschlussfähigkeit/Bestätigung der Tagesordnung
Protokollbestätigung
 - Protokollbestätigung der Sitzung vom 26.10.2022
 - Protokollbestätigung der Sitzung vom 30.11.2022

Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung
Bericht aus Beteiligungen
Beratung der Vorlagen I
 - Ausführungsbeschluss Elektrofahrzeuge; Dezernat Allgemeine Ver-

waltung; VII-DS-02832
 - Beauftragung einer Beratungsleistung in der Abteilung Technik und 

Spezialbeschaffung der Branddirektion; Dezernat Allgemeine Ver-
waltung Dezernat Umwelt, Klima, Ordnung und Sport; VII-DS-07762

 - Vergabe einer Beratungsleistung gem §13 Abs. 7 Nr. 11 Hauptsat-
zung – Konzeptionelle Beratungsleistung zur Weiterentwicklung des 
Visuellen Erscheinungsbildes der Stadt Leipzig; Oberbürgermeister; 
VII-DS-07946

 - Bau- und Finanzierungsbeschluss Sanierung Petersstraße von Markt 
bis Preußergäßchen „(Bestätigung gem. § 79 (1) SächsGemO); De-
zernat Stadtentwicklung und Bau, VII-DS-06646

Informationen
Verschiedenes ■
(Änderungen vorbehalten)

Der Vorsitzende 
des Verwaltungsausschusses

Sitzung des  
Verwaltungsausschusses

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 09.01.2023, 16:30 Uhr, 
Neues Rathaus, Festsaal, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig
Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung
Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 19.12.2022
Anträge aus dem Stadtrat – 1. Lesung
 - Schulsozialarbeit zur Regel machen, Fraktion Die Linke, Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen, SPD-Fraktion; VII-A-08010
 - Kommunale Jugendarbeit und Kitas zukunftssicher gestalten; Fraktion 

Die Linke; VII-A-08009
Anträge aus dem Stadtrat – 2. Lesung
Vorlagen – 1. Lesung
 - Abschluss eines Mietvertrages für die Kita „Sonnenwinkel“ in der 

Hohe Straße 21; Dezernat Stadtentwicklung und Bau; VII-DS-07889
 - Baubeschluss – Kindertageseinrichtung Kändlerstraße 11 – Ersatz-

neubau für 165 Kinder mit Kinder- und Familienzentrum; Dezernat 
Jugend, Schule und Demokratie; VII-DS-07894

Vorlagen – 2. Lesung
Vorlagen zur Information
Entscheidungsvorschläge für den Jugendhilfeausschuss
 - VII-01/23 Interessenbekundungsverfahren zum Betrieb einer inklusi-

ven stationären Jugendhilfeeinrichtung nach §§ 34 und 35a SGB VIII
 - VII-02/23 Förderung Schulsozialarbeit 2023

Bericht der Bürgermeisterin
Information der Verwaltung
Sonstiges ■
(Änderungen vorbehalten)

Der Vorsitzende 
des Jugendhilfeausschusses

Sitzung des  
Jugendhilfeausschusses

Sprechzeiten  
der Friedensrichter

Schiedsstelle Mitte/Nordost 
Sprechtag jeden 3. Di./Monat (15.00 Uhr-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 
32, Michael Löffler, Tel. 0160 4 45 55 44; E-Mail: friedensrichter-loeffler@t-
online.de
Schiedsstelle Ost/Südost
Sprechtag jeden 3. Mi./Monat (16.00 Uhr-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 
32, Sylvio Müller,  Tel. 0341/1 23 35 30, E-Mail: sylvio.mueller@leipzig.de
Schiedsstelle Süd/Südwest
Sprechtag jeden 1. Di./Monat (15.00-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, 
Claudia Schaefer, Tel. 0341/1 23 35 30, Fax: 03212 1 37 31 75; E-Mail: claudia.
schaefer@leipzig.de
Schiedsstelle Nordwest/Nord
Sprechtag jeden 4. Mi./Monat (16.00 Uhr-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 
32, Mike Rockmann, Tel. 0172 3 72 01 55; E-Mail: Friedensrichter-N-NW@t-
online.de
Schiedsstelle West/Alt-West
Sprechtag jeden 2. Di./Monat (15.00-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, Mi-
chael Löffler, Tel. 0160 4 45 55 44; E-Mail: friedensrichter-loeffler@t-online.de

Wann hilft die Schiedsstelle?
Bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten über vermögensrechtliche Ansprüche 
(z. B. Zahlungsansprüche), über Nachbar- und Mietrechtsstreitigkeiten und 
über Ansprüche wegen Verletzung der persönlichen Ehre kann die Schieds-
stelle helfend und streitschlichtend tätig werden. Das heißt, die Anrufung 
der Schiedsstelle bei bürgerlichen Streitigkeiten geschieht freiwillig und 
ist nicht vorgeschrieben. In solchen Fällen können Sie sich direkt an die 
Schiedsstelle Ihres Bezirkes wenden und bekommen dort fachkundige 
Unterstützung bei Ihren Anliegen. ■
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Ortschaftsrat Lützschena-Stahmeln
09.01.2023 um 18.30 Uhr, im Leipziger Hotel, Hallesche Straße 190, 
04159 Leipzig
 - Ermittlung und Priorisierung von Maßnahmen für den Fußgängerent-

wicklungsplan, 
 - VII-DS-07516, Betreff: Flächennutzungsplanänderung für den Bereich 

„Wohnquartier Zur Alten Brauerei“, eingereicht vom Dezernat Stadt-
entwicklung und Bau;

 - Verwaltungsstandpunkt Nr. VII-A-07144-VSP, Betreff: Windkraft im Leip-
ziger Stadtgebiet ausbauen-Potentiale ausschöpfen, Bürger beteiligen,

 - Naturschutz gewährleisten, eingereicht vom Dezernat Umwelt, Klima, 
Ordnung und Sport;   

Ortschaftsrat Engelsdorf
09.01.2023 um 19.00 Uhr im Versammlungsraum des Ortschaftsrates 
Engelsdorf, Engelsdorfer Straße 345, 04319 Leipzig
 - Priorisierung Fußwege – Planung
 - Beschlussvorlage-Nr. VII-DS-07330 
 - Regelung für Ortschaftsräte der Stadt Leipzig zur Verwendung der 

Brauchtumsmittel (Ortschaftsmittel) 1. Lesung Vorlage des Oberbür-
germeisters

 - Verwaltungsstandpunkt Nr. VII-A-07870-VSP-01; eingereicht Dezer-
nat VI zum AfD Antrag Nachnutzungsperspektiven des Kita-Gebäudes 
„Althener Anger 18“

 - Verwaltungsstandpunkte -Windkraft im Leipziger Stadtgebiet aus-
bauen? – Potentiale ausschöpfen.Bürger beteiligen, Naturschutz ge-
währleisten; Einbringung des Antrages erwünscht. (Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen )

 - Vergabe Brauchtumsmittel für 2023
 - 1. Antrag Lok Engelsdorf

Ortschaftsrat Lindenthal
10.01.2023 um 19 Uhr im Ratssaal des Rathauses Lindenthal, Erich-
Thiele-Straße 2, 04159 Leipzig
 - Fußverkehrsentwicklungsplan
 - VII-A-07144 – Windkraft in Leipziger Stadtgebiete ausbauen
 - VII-DS-07330 – Regelung für die Ortschaftsräte zur Verwendung der 

Brauchtumsmittel
 - Brauchtumsmittel 2023

Ortschaftsrat Miltitz
10.01.2023 um 18.30 Uhr im Heimatverein Miltitz, An der alten 
Post 1, 04205 Leipzig
 - Bestätigung des Sitzungsprotokolls vom 22.11.2022
 - VII-A-07614-VSP-01 Ratio Gelände in Bauland umwidmen
 - Beschlussvorlage VII-DS- 07330 Vorlage über die „Regelung f. d. Ort-

schaftsräte der Stadt Leipzig zu Verwendung der Brauchtumsmittel“
 - VII-A-07144-VSP-01  Windkraft im Leipziger Stadtgebiet ausbauen

Ortschaftsrat Holzhausen
12.01.2023 um 19.30 Uhr in der Aula der Schule Holzhausen, Stöt-
teritzer Landstraße 21, 04288 Leipzig
 - Eine Tagesordnung lag zum Redaktionsschluss noch nicht vor. 

Sitzungen der Ortschaftsräte
Ortschaftsrat Mölkau
10.01.2023 um 19 Uhr im Ratssaal des ehem. Gemeindeamtes 
Mölkau, Engelsdorfer Straße 90, 04316 Leipzig
 - Verwaltungsstandpunkt-Nr. VII-A-07144-VSP-01 „Windkraft im Leipzi-

ger Stadtgebiet ausbauen – Potentiale ausschöpfen, Bürger beteiligen, 
Naturschutz gewährleisten“ – Anhörung*

 - Verwaltungsstandpunkt-Nr. VII-HP-05352-VSP-01 „Errichtung einer 
Fuß- und Radwegverbindung inkl. Brücke über die östliche Rietzsch-
ke“ – Anhörung

 - Beschlussvorlage-Nr. VII-DS-07330 „Regelung für die Ortschaftsräte der 
Stadt Leipzig zur Verwendung der Brauchtumsmittel (Ortschaftsmittel) 

 - Priorisierung Maßnahmen Fußverkehrsentwicklungsplan für das 
Ortsgebiet Mölkau 

 - Vorschläge für den Jahresarbeitsplan des OR 2023

Ortschaftsrat Wiederitzsch
10.01.2023 um 19 Uhr im Rathaussaal des Rathauses Wiederitzsch, 
Delitzscher Landstraße 55, 04158 Leipzig 
 - Beschlussvorlage – Nr. VII-DS – 07330, Regelung zur Verwendung der 

Brauchtumsmittel 
 - Verwendung Erlös der Tombola v. Herbstfest 2022 

Ortschaftsrat Rückmarsdorf
10.01.2023 um 19 Uhr im Ortsteilzentrum Rückmarsdorf, Ehren-
berger Straße 5a, 04178 Leipzig
 - Auswertung Ratsversammlung Dezember 2022
 - Maßnahmen des Fußverkehrsentwicklungsplan 
 - Vorlage „Regelung für die Ortschaftsräte der Stadt Leipzig zur Ver-

wendung der Brauchtumsmittel (Ortschaftsmittel)“
 - Organisatorisches

Ortschaftsrat Liebertwolkwitz
12.01.2023 um 18.30 Uhr im Zimmer 2 des Rathauses Liebertwolk-
witz, Liebertwolkwitzer Markt 1, 04288 Leipzig
 - Niederschrift vom 08.12.2022
 - Beschlussvorlage – VII-DS-07330 Betreff:  Regelung für die Ortschafts-

räte der Stadt Leipzig zur Verwendung der Brauchtumsmittel   (Ort-
schaftsmittel)   

 - Priorisierung Maßnahmen Fußverkehrsentwicklungsplan                    
 - Vorstellung Glasfaserprojekt Deutsche Giganetz GmbH.
 - Jahreskulturplan

Ortschaftsrat Böhlitz-Ehrenberg
12.01.2023 um 18.30 Uhr im Salon Böhlitz der Großen Eiche, Leip-
ziger Straße 81, 04178 Leipzig
 - Bestätigung des Protokolls der Sitzung vom 8.12.2022
 - VII-DS-07330 Vorstellung Richtlinie Brauchtumsmittel und Diskussion
 - Beteiligung Fußverkehrsentwicklungsplan, 1. Lesung mit Aufruf Hin-

weise aus der Bürgerschaft
 - VII-A-07144 Windkraft im Leipzig
 - dazu Verwaltungsstandpunkt VII-A-07144-VSP-01
 - Vergabe von Brauchtumsmitteln ■

(Änderungen vorbehalten)
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Stadtbezirksbeirat Südwest
09.01.2023, 18:00 Uhr, Schule am Grünen Gleis, Baumannstr. 13, 
04229 Leipzig
Die vollständigen Unterlagen zur Sitzung finden Sie unter www.leipzig.
de/stadtbezirksbeirat-suedwest
 - Anträge im Rahmen des Stadtbezirksbudgets
 - Maßnahmen Fußverkehrsentwicklungsplan
 - Bau- und Finanzierungsbeschluss Dieskaustraße
 - 22. Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen

Sitzung Stadtbezirksbeirat West
09.01.2023, 18:00 Uhr, Freizeittreff Völkerfreundschaft, Stuttgarter 
Allee 9, 04209 Leipzig
Die vollständigen Unterlagen zur Sitzung finden Sie unter www.leipzig.
de/stadtbezirksbeirat-west
 - Baubeschluss – Kindertageseinrichtung Kändlerstraße 11 – Ersatzneu-

bau für 165 Kinder mit Kinder- und Familienzentrum
 - Planungsbeschluss zur Kapazitätserweiterung an der Georg-Christoph-

Lichtenberg-Schule sowie an der 20. Schule um jeweils einen Zug
 - Stadtbezirksbudget

Sitzung Stadtbezirksbeirat Südost
10.01.2023, 18.30 Uhr, per Videokonferenz
Den Link und die vollständigen Unterlagen zur Sitzung finden Sie unter 
www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedost
 - Stadtbezirksbudget

Stadtbezirksbeirat Alt-West
11.01.2023, 17:30 Uhr, Rathaus Leutzsch, Beratungsraum 1. Etage, 
Georg-Schwarz-Straße 140, 04179 Leipzig 
Die vollständigen Unterlagen zur Sitzung finden Sie unter www.leipzig.
de/stadtbezirksbeirat-alt-west
 - Verpflichtung neue Mitglieder: Herr Atkins & Frau Stock
 - Gelegenheit für Anfragen von Einwohnerinnen und Einwohnern
 - Spielplätze in Alt-West
 - Antrag: Schule Gießerstraße – die Schwächsten schützen – Autoverkehr 

(zumindest zu Schulbeginn) unterbinden

Sitzungen der Stadtbezirksbeiräte
 - Entwurf Antrag: Schul-Campus Robert-Schumann-Gymnasium in 

Altlindenau
 - 1. Änderung zum Baubeschluss Kapazitätserweiterung Schule
 - Leutzscher Holz
 - Haushaltsantrag: Gehwegsanierung
 - 22. Sachbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen
 - Beratungen zum Stadtbezirksbudget:
 - Sanierung Bootssteg
 - Kunstkurs „Sich frei malen“
 - Tango-Doppelschaukel
 - Antirassismus Training
 - „Seensuchtsort“ Ulrichteich
 - BUCHbar
 - Maßnahmen Fußverkehrsentwicklungsplan

Stadtbezirksbeirat Süd
11.01.2023, 18:00 Uhr, hybrides Format, d.h. für Gäste als Video-
konferenz
Den Link und die vollständigen Unterlagen zur Sitzung finden Sie unter 
www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-sued
 - Anträge im Rahmen des Stadtbezirksbudgets
 - Maßnahmen Fußverkehrsentwicklungsplan
 - 22. Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen

Stadtbezirksbeirat Mitte
12.01.2023, 18:00 Uhr, Stadtbüro, Burgplatz 1, 04109 Leipzig
Der Sitzung kann auch per Videokonferenz gefolgt werden. Wir benutzen 
hierfür Microsoft Teams. Den Link und die vollständigen Unterlagen zur 
Sitzung finden Sie unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-mitte
 - Gelegenheit zu Einwohneranfragen
 - Bau- und Finanzierungsbeschluss Sanierung Petersstraße von Markt 

bis Preußergäßchen
 - Baubeschluss: Sanierung Shakespearestraße zwischen Arthur-Hoff-

mann-Straße und Kohlenstraße
 - Alter Johannisfriedhof
 - Stadtbezirksbudget
 - Vorstellung Gestaltung kleiner Westplatz ■

(Änderungen vorbehalten)

Hiermit werden folgende Dienstausweise/Dienstmarken der Stadt Leipzig 
für ungültig erklärt: 

Gültigkeit von Dienstausweisen 
und Dienstmarken der Stadt

DA003535
DA002747
DA001482
DA002627
DA004606
DA002482
DA003063
DA005681
DA005348
DA007183
DA004647
DA006637
DA006800
DA005968
DA000310

DA000524
DA003987
DA004243
DA000493
DA003749
DA001423
DA005046
DA004656
DA007047
DA001145
DA004225
DA004861
DA000023
DA000235
DA004574

Die nachfolgend genannten, in der Leipziger Ratsversammlung 
am 10.11.2022 beschlossenen Neubenennungen von einer neu 
entstehenden Straße und einer neu entstehenden Brücke (VII-
DS-06939), amtlich bekannt gemacht im Leipziger E-Amtsblatt Nr. 
22/2022 vom 26.11.2022, sind seit dem 27.12.2022 bestandskräftig:

Neubenennungen
Stadtbezirk Mitte, Ortsteil Zentrum-Ost
Neu entstehende Brücke nördlich der Preußenseite
Die neu entstehende Brücke nördlich der Preußenseite erhält den 
Namen Clara-Jaschke-Brücke. 
Stadtbezirk Nordwest, Ortsteil Lindenthal
B-Plan Nr. 327 „Lange Trift/ Nordseite“
Die nördlich der Straße „Lange Trift“ neu entstehende öffentliche 
Straße erhält den Namen Karl-Kieckhefen-Straße. ■

Amt für Statistik und Wahlen

Mitteilung über die Bestandskraft 
von Neubenennungen von Straßen

DA004074
DA002580
DA003832
DA000368
DA000842
DM000458
DA004500
DA004352
DA000349
DA001111
DA001992
DA007082
DA006803
DA015440
DA003333

DA007325
DA007616
DA001462
DA003327
DM000572
DA005370
DA002995 ■

http://www.leipzig.de/Stadtbezirksbeirat-suedwest
http://www.leipzig.de/Stadtbezirksbeirat-suedwest
http://www.leipzig.de/Stadtbezirksbeirat-west
http://www.leipzig.de/Stadtbezirksbeirat-west
http://www.leipzig.de/Stadtbezirksbeirat-suedost
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-alt-west
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-alt-west
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-sued
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-mitte
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Die Landesdirektion Sachsen hat den Plan für das oben bezeichnete 
Vorhaben mit Planfeststellungsbeschluss vom 1. Dezember 2022, Ge-
schäftszeichen: C46_L-0522/464/41, auf Antrag der Landestalsperren-
verwaltung des Freistaates Sachsen, Betrieb Elbaue/Mulde/Untere 
Weiße Elster, Gartenstraße 34, 04571 Rötha, gemäß den Bestimmungen 
des Wasserhaushaltsgesetzes und des Sächsischen Wassergesetzes 
festgestellt.
I
Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses mit Rechtsbehelfs-
belehrung und eine Ausfertigung des festgestellten Planes liegen in 
der Zeit vom Freitag, dem 20. Januar 2023, bis einschließlich Don-
nerstag, dem 2. Februar 2023, in der Stadtverwaltung Leipzig, Neues 
Rathaus, Stadtplanungsamt, Zimmer 498, Martin-Luther-Ring 4-6, 
04109 Leipzig, Telefon: 0341 123-4948 oder 0341 123-4846, während 
der Öffnungszeiten:  
 Montag:  8:00 – 15:00 Uhr,
 Dienstag: 8:00 – 16:00 Uhr,
 Mittwoch: 8:00 – 15:00 Uhr,
 Donnerstag: 8:00 – 16:00 Uhr,
 Freitag: 8:00 – 12:00 Uhr,
und in der Stadtverwaltung Schkeuditz, Bürgeramt, Zimmer 2.06, 
Rathausplatz 7, 04435 Schkeuditz, Telefon: 034204 88-161, während 
der Öffnungszeiten: 
 Montag:  8:00 – 12:00 Uhr,
 Dienstag: 9:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 18:00 Uhr,
 Mittwoch: geschlossen,
 Donnerstag: 8:00 – 15:30 Uhr,
 Freitag: 8:00 – 12:00 Uhr,
zur allgemeinen Einsichtnahme aus.
Personenbezogene Daten sind im Planfeststellungsbeschluss aus 
datenschutzrechtlichen Gründen anonymisiert.

II
Der Planfeststellungsbeschluss wird dem Träger des Vorhabens, 
denjenigen, über deren Einwendungen entschieden worden ist, und 
den Vereinigungen, über deren Stellungnahmen entschieden worden 
ist, zugestellt (§ 74 Abs. 4 Satz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz). Mit 
dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss auch gegenüber den 
übrigen Betroffenen als zugestellt (§ 74 Absatz 4 Satz 3 Verwaltungs-
verfahrensgesetz).
Die Bekanntmachung einschließlich des Planfeststellungsbeschlusses 
sowie der festgestellten Planunterlagen ist während des genannten 
Auslegungszeitraumes auch auf der Internetseite der Landesdirektion 
Sachsen unter www.lds.sachsen.de/bekanntmachung einsehbar. Maß-
geblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen.
III
Ziel des Vorhabens ist die periodische, hochwassergebundene Bespan-
nung des vorhandenen Graben- und Fließgewässersystems und die 
teilweise Überflutung der nordwestlichen Elster-Luppe-Aue. Gegen-
stand der Planfeststellung ist daher die Errichtung einer Ausleitstelle 
am südlichen Ufer der Weißen Elster bei Fluss-km 28+950 und einer 
daran anschließenden etwa 83 m langen Überlaufmulde mit einer 
Querungsmöglichkeit. Des Weiteren sind an sechs Stellen kleinräumige 
Eingriffe in das vorhandene Graben- und Fließgewässersystem zur 
Schaffung der hydraulischen Durchgängigkeit geplant.
Die planfestgestellten Maßnahmen befinden sich auf dem Gebiet der 
Städte Leipzig und Schkeuditz.
Der Planfeststellungsbeschluss besitzt enteignungsrechtliche Vorwir-
kung und ist sofort vollziehbar. ■

Stadtplanungsamt
i. A. der Landesdirektion Sachsen

Bekanntmachung über die Planfeststellung  
für das Vorhaben „Dynamische Wiederbespannung von Altläufen  

in der nordwestlichen Elster-Luppe-Aue“ 
– Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses

Die Stadt Leipzig beabsichtigt, gemäß § 7 Abs. 1 des Sächsischen Stra-
ßengesetzes (SächsStrG) vom 21. Januar 1993, in der aktuellen Fassung, 
die nachstehende Teilfläche der Gemeindeverbindungsstraße in einen 
öffentlichen Feld- und Waldweg umzustufen.

Bezeichnung, Verlauf, ungefähre Länge, Straßenklasse
 
OT Hartmannsdorf-Knautnaundorf

Schkeitbarer Weg (Teilfläche), Flurstücks 215 Gemarkung Knautnaun-
dorf, zwischen Höhe Flurstück 63/b Gemarkung Knautnaundorf bis 
Höhe Flurstücke 228/1 und 65 Gemarkung Knautnaundorf, ca. 690 m, 
öffentlicher Feld- und Waldweg.

Die beabsichtigte Umstufung erfolgt auf der Grundlage des § 7 Abs. 1 
SächsStrG.
Hiermit wird die Absicht der Umstufung gemäß § 7 Abs. 1 SächsStrG 
öffentlich bekannt gemacht, um Gelegenheit zu Einwendungen zu 
geben. Die Unterlagen liegen 3 Monate bei der Stadt Leipzig, Verkehrs- 
und Tiefbauamt, Prager Straße 118, Haus C, 5. Etage, Zi. 5.033 in 04317 
Leipzig zur Einsichtnahme aus. Einsichtnahmen in die Unterlagen 
während dieser Zeit sind derzeit nur nach vorheriger telefonischer 
Terminvereinbarung unter 0341-1 23 76 73 an der vorgenannten An-
schrift möglich. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau 
Verkehrs- und Tiefbauamt 

Absicht zur Umstufung des Schkeitbarer Weges  
(Teilfläche)

http://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
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Beschluss Nr. VI-DS-04733 der Ratsversammlung vom 13.12.2017, 
(veröffentlicht im Leipziger Amtsblatt Nr. 23 vom 23.12.2017), zuletzt 
geändert am 14.12.2022 durch Beschluss Nr. VII-DS-07557.
Der Stadtrat der Stadt Leipzig hat am 13.12.2017 auf der Grundlage des 
§ 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen vom 21.04.1993, 
zuletzt geändert am 13.12.2016 in Verbindung mit §§ 67 ff. der Gewerbe-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.02.1999, zuletzt 
geändert am 23.06.2017 und dem Sächsischen Kommunalabgabengesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.08.2004, zuletzt geändert 
am 26.10.2016, folgende Satzung beschlossen:

I Allgemeiner Teil
§ 1 

Geltungsbereich

(1) Die Stadt Leipzig betreibt Wochen- und Spezialmärkte als öffentliche 
Einrichtung.

(2) Die Gültigkeit der Anlage 2 – Gebührenverzeichnis – beschränkt 
sich gem. § 10 Abs. 2 SächsKAG auf maximal 5 Jahre und ist danach 
entsprechend gesetzlicher Vorschriften neu zu kalkulieren.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) Ein Wochenmarkt ist nach § 67 Abs. 1 Gewerbeordnung eine regel-
mäßig wiederkehrende, zeitlich begrenzte Veranstaltung, auf der eine 
Vielzahl von Anbietern eine oder mehrere der folgenden Warenarten 
anbietet:
1. Lebensmittel im Sinne des Artikels 2 der Verordnung (EG) Nr. 

178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Fest-
legung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des 
Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde 
für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur 
Lebensmittelsicherheit (ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1) die zuletzt 
durch die Verordnung (EU) 1381/2019 (ABl. L 231 vom 6.9.2019, 
S. 1) geändert worden ist, mit Ausnahme alkoholischer Getränke; 
soweit diese nicht nach § 67 Abs. 1 Nr. 1 Gewerbeordnung zulässig 
sind,

2.  Produkte des Obst- und Gartenbaues, der Land- und Forstwirt-
schaft und der Fischerei,

3.  rohe Naturerzeugnisse mit Ausnahme des größeren Viehs.

(2) Ein Wochenmarkt mit erweitertem Sortiment im Sinne dieser Sat-
zung umfasst einen Wochenmarkt entsprechend Abs. 1, bei dem die 
freibleibenden Marktstände mit Anbietern von Waren bestimmter 
anderer Art – gemäß Anlage 1 – besetzt werden.

(3) Ein Spezialmarkt ist gemäß § 68 Abs. 1 Gewerbeordnung eine im 
Allgemeinen regelmäßig in größeren Zeitabständen wiederkehrende, 
zeitlich begrenzte Veranstaltung, auf der eine Vielzahl von Anbietern 
bestimmte Waren anbietet.

(4) Dauerhändler sind Wochenmarkthändler, die auf schriftlichen An-
trag, für einen Zeitraum von mindestens 4 Wochen, eine Zulassung 
auf einem bestimmten Wochenmarkt erteilt bekommen.

(5) Tageshändler sind Wochenmarkthändler, die vor Ort eine tägliche 
Zulassung erteilt bekommen. 

§ 3 
Marktplätze, Markttage, Marktzeiten

(1) Die Wochen- und Spezialmärkte der Stadt Leipzig werden vom 
Marktamt veranstaltet. Sie finden auf festgelegten Marktplätzen an 
bestimmten Tagen und Zeiten statt und können nach § 69 GewO 
festgesetzt werden.

(2) Die Standorte, Termine und Öffnungszeiten werden jährlich vom 
Marktamt in einem Marktkalender veröffentlicht und auf den 
Internetseiten der Stadt Leipzig ständig aktualisiert.

§ 4 
Gegenstände des Marktverkehrs

(1) Auf Wochenmärkten dürfen Waren gemäß § 2 Abs. 1 dieser Satzung 
angeboten werden.

(2) Auf den Wochenmärkten mit erweitertem Sortiment dürfen zu-
sätzlich die in Anlage 1 bestimmten Waren angeboten werden.

(3) Die Einteilung der Wochenmärkte gemäß § 4 Abs. 1 oder 2 obliegt 
dem Marktamt der Stadt Leipzig als Veranstalter. Das Marktamt 
kann das Sortiment der Wochenmärkte mit erweitertem Sortiment 
auf bestimmte Waren aus Anlage 1 beschränken.

(4) Pilze dürfen auf Wochenmärkten angeboten werden, wenn der 
Bezug nachweisbar ist bzw. eine Tagesbescheinigung über die Pilz-
prüfung beigefügt wird. Es ist unzulässig, Pilze in zerkleinerter 
Form anzubieten.

(5) Bei Spezialmärkten legt das Marktamt entsprechend des Charakters 
des jeweiligen Marktes die Sortimente fest und gibt dies mit der 
öffentlichen Ausschreibung bekannt.

§ 5 
Verhalten auf dem Marktplatz

(1) Die Teilnehmer am Marktverkehr haben mit dem Betreten der 
Marktfläche die Vorschriften dieser Marktsatzung und sonstiges 
Ortsrecht der Stadt Leipzig einzuhalten. Die allgemein geltenden 
Vorschriften, insbesondere der Gewerbeordnung, des Lebens-
mittel-, Eich-, Hygiene-, Bau- und Preisrechtes, des Infektions-
schutzgesetzes, des Tierschutzes und der Unfallverhütung sind 
zu beachten.

(2) Jeder Marktteilnehmer hat sein Verhalten auf dem Marktplatz 
und den Zustand seiner Sachen so einzurichten, dass kein anderer 
geschädigt, gefährdet oder mehr als nach den Umständen unver-
meidbar behindert oder belästigt wird.

(3) Es ist auf den Märkten während der Veranstaltungsdauer insbe-
sondere unzulässig:
a) Waren durch Ausrufen oder im Umhergehen anzubieten oder 

zu versteigern, sowie Werbematerial aller Art zu verteilen, 
b) Geräte zur Schallerzeugung und -wiedergabe, die der eigen-

ständigen Außenbeschallung dienen, zu benutzen,
c) lebende Tiere zum Zweck des Verkaufes auf die Marktplätze 

zu bringen,
d) Wirbeltiere auf dem Markt zu schlachten, um sie oder ihre Teile 

als Erzeugnisse zum Verkauf anzubieten, mit Ausnahme von 
Fischen

e) das Befahren des Marktplatzes mit Fahrzeugen aller Art wäh-
rend der Öffnungszeit,

f) gegen die Preisauszeichnungspflicht gem. Preisangabenver-
ordnung (PAngV) zu verstoßen.

(4) Den Beauftragten der Stadt Leipzig ist der Zutritt zu den Stand-
plätzen und Verkaufsein- richtungen zu gestatten. Händler und 
deren Mitarbeiter haben sich nach Aufforderung auszuweisen. 
Die Zulassung bzw. die Quittung der Tageshändler ist immer vor 
Ort aufzubewahren und auf Verlangen zu zeigen. 

(5) Den Weisungen der Beauftragten der Stadt Leipzig ist Folge zu 
leisten.

Marktsatzung – Satzung der Stadt Leipzig über die 
Durchführung, Zulassung und Gebührenerhebung auf  

Wochen- und Spezialmärkten
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§ 6 
Sauberhaltung

(1) Jede vermeidbare Verunreinigung des Marktplatzes ist zu unter-
lassen. Es ist zu gewährleisten, dass Papier und anderes leichtes 
Material nicht verweht wird.

(2) Jeder Händler ist verpflichtet, nach Marktende seinen Platz im 
Umfeld von 2m zu reinigen und seine Abfälle eigenverantwort-
lich gemäß Ortsrecht zu entsorgen. Eine Entsorgung in öffentliche 
Müllbehältnisse wie Papierkörbe ist untersagt.

(3) Die Händler übernehmen für die Bereiche und Wege vor ihrem 
Verkaufsstand die Verkehrs- sicherungspflicht. Vor Marktbeginn 
ist der Bereich von Eis und Schnee zu räumen und bei Bedarf zu 
bestreuen. Bei Schneefall oder Glättebildung über den Marktbeginn 
hinaus ist nach Ende des Schneefalls und bei Glättebildung der Be-
reich zu räumen und zu bestreuen. Die Beräumung und das Streuen 
sind ohne chemische Auftaumittel und Salz durchzuführen.

 Die zu beräumende Fläche beträgt 2m umlaufend des zugewiesenen 
Standplatzes.

§ 7 
Haftung

(1) Die Stadt Leipzig übernimmt keine Haftung für die Sicherheit der 
von den Händlern auf den Markt eingebrachten Waren und Sachen. 
Der Händler haftet Dritten gegenüber für sämtliche Schäden die 
insbesondere durch seine Waren, seine Fahrzeuge, seine Verkaufs-
einrichtung und deren Zubehör, seine technischen Einrichtungen 
für Versorgungsmedien (z.B. auch Stromkabel) und im Zusammen-
hang mit seinem Verhalten bzw. dem seiner Erfüllungsgehilfen 
entstanden sind. Dies gilt auch auch für Pflichten nach § 6 Abs. 3 
der Satzung.

(2) Die Händler haben gegenüber der Stadt Leipzig keinen Anspruch 
auf Schadenersatz für Ausfälle in Folge von Marktverlegungen oder 
wenn der Marktbetrieb durch ein oder von der Stadt Leipzig nicht zu 
vertretendes Ereignis unterbrochen wird bzw. entfällt. Nicht zu ver-
tretende Ereignisse im Sinne dieser Satzung sind unvorhersehbare, 
von außen einwirkende Ereignisse, die auch durch äußerste Sorgfalt 
nicht abgewendet werden können (höhere Gewalt). Hierzu zählen 
unabwendbare Wetterereignisse, Pandemien/Seuchen, Feuer und 
Terrorwarnungen. Entsprechendes gilt auch für die Folgen aus der 
Umsetzung behördlicher Anordnungen und sonstiger normativer 
Vorschriften, wie der Sächsischen Corona-Schutz-Verordnung 
(SächsCoronaSchVO), die eine Unterbrechung oder einen Abbruch 
des Marktbetriebes erforderlich machen. Für entstandene Schäden 
aus Energieausfällen wird die Haftung der Stadt Leipzig auf Vorsatz 
und grobe Fahrlässigkeit beschränkt.

(3) Die Händler haften gegenüber der Stadt Leipzig nach den gesetz-
lichen Bestimmungen. Sie haben auch für Schäden einzustehen, 
die von Erfüllungsgehilfen verursacht werden. Die Stadt Leipzig 
behält sich ausdrücklich vor, die Markterlaubnis zu widerrufen 
sowie Schadenersatzansprüche gegen den Händler zu stellen, wenn 
es bei der Abwicklung im Schadensfall zu Verzögerungen kommt, 
die der Händler zu verantworten hat.

(4) Dauerhändler auf Wochenmärkten und teilnehmende Händler 
an Spezialmärkten haben mit Antrag bzw. Bewerbung eine zum 
Veranstaltungszeitpunkt geltende und dem Veranstaltungsanlass 
entsprechend ausreichende Betriebshaftpflichtversicherung für 
Personen- und Sachschäden nachzuweisen.

II Wochenmärkte
§ 8 

Zulassung und Teilnahmebedingungen Wochenmärkte

(1) Das Marktamt kann die Händler als Tageshändler oder als Dauer-
händler zulassen. Voraussetzung ist der Nachweis der Gewerbe-
tätigkeit (z. B. Gewerbeschein, Reisegewerbekarte, etc.) gegenüber 
dem Marktamt und das Einreichen der Fahrzeugpapiere (Zu-
lassungsbescheinigung Teil 1) bei der Nutzung eines Verkaufs-
fahrzeuges. Dauerhändler müssen zudem unter Verwendung des 
veröffentlichten Formulars einen Antrag stellen; die Einreichung 

kann schriftlich oder elektronisch erfolgen. Das konkrete Antrags-
verfahren einschließlich Formular ist veröffentlicht auf www.leipzig.
de. Der Antrag selbst kann auch direkt über das Marktamt bezogen 
werden.

(2) Als Zulassung gilt der Zulassungsbescheid bzw. bei Tageshändlern 
die Quittung. Die Zulassung gilt befristet (maximal 1 Jahr) und ist 
nicht übertragbar.

(3) Aus sachlich gerechtfertigtem Grund kann die Zulassung versagt 
bzw. widerrufen werden. Ein solcher Grund liegt außer in den Fällen 
der §§ 48 und 49 Verwaltungsverfahrensgesetz insbesondere vor, 
wenn:
a) der zugewiesene Standplatz wiederholt nicht benutzt wird,
b) der Händler oder seine Bediensteten wiederholt gegen Bestim-

mungen dieser Satzung, der Zulassung oder gegen Einzelan-
weisungen der Marktaufsicht verstoßen haben,

c) der Händler die fälligen Gebühren oder Nebenkosten nicht be-
zahlt,

d) bekannt wird, dass bei Zuweisung bzw. Erteilung der Zulassung 
Versagungsgründe vorlagen,

e) Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Antragsteller die 
für die Teilnahme am Marktverkehr erforderliche Zuverlässigkeit 
nicht besitzt,

f) der Platz des Marktes ganz oder teilweise vorübergehend oder 
auf Dauer für bauliche Änderungen oder unaufschiebbare öf-
fentliche Zwecke benötigt wird,

g) der Händler oder seine Erfüllungsgehilfen durch ihr Verhalten 
den Marktfrieden gestört haben.

(4) Wird die Zulassung widerrufen, kann die sofortige Räumung des 
Standplatzes verlangt werden.

(5) Auf Antrag eines Dauerhändlers kann das Marktamt die Zulassung 
für die Zukunft zeitlich befristet oder vollständig widerrufen, 
wenn der zugewiesene Standplatz aus in der Person des Händlers 
liegenden Gründen, wie z. B.: Krankheit oder Urlaub nicht ge-
nutzt werden kann. Der Antrag bedarf der Textform (Brief, Fax, 
elektronische Übermittlung) und ist zu begründen. Der Widerruf 
bzw. zeitlich befristete Widerruf wird dem Dauerhändler gegen-
über bekanntgegeben. Der Vollzug erfolgt durch entsprechende 
Berücksichtigung im nächsten Gebührenbescheid, soweit dieser 
zum Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht erstellt ist.

 
(6) Für die einzelnen Wochenmärkte werden seitens des Marktamtes 

Teilnahmebedingungen festgelegt, die Bestandteil der jeweiligen 
Zulassung sind. Die Teilnahmebedingungen werden auf den 
Internetseiten der Stadt Leipzig veröffentlicht und können zudem 
bei den Mitarbeitern des Marktamtes vor Ort in schriftlicher Form 
eingesehen werden. Die Teilnahmebedingungen enthalten insbe-
sondere Regelungen zu:
• Termine und Öffnungszeiten einzelner Wochenmärkte
• Festlegungen zu Marktverlegungen
• die Einteilung einzelner Wochenmärkte entsprechend § 4 Abs. 

1 bis 3
• Begrenzungen auf eine bestimmte Händlerzahl für bestimmte 

Sortimente auf einzelnen Märkten
• Detailregelungen zum Zulassungsverfahren für Tageshändler 

und Dauerhändler
• Regeln zur Gestaltung von Verkaufseinrichtungen auf bestimm-

ten Wochenmärkten
• Preise für verbrauchsabhängige Nebenkosten wie Strom auf den 

Wochenmärkten

§ 9 
Standplätze

(1) Die zugelassenen Waren dürfen nur von einem zugewiesenen 
Standplatz aus angeboten werden.

(2) Die Zuweisung der Standplätze erfolgt durch das Marktamt. Sie 
kann mit Auflagen und Bedingungen versehen werden.

(3) Das Marktamt weist die Standplätze im Rahmen der Teilnahme-
bedingungen und der vorhandenen Flächen zu. Es besteht generell 
kein Anspruch auf Zuweisung eines Standplatzes, insbesondere auch 
nicht in einer bestimmten Lage, Größe oder sonstiger Beschaffenheit.

http://www.leipzig.de
http://www.leipzig.de
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(4) Dauerhändler sind bei der Platzvergabe grundsätzlich vor den Tages-
händlern zu berücksichtigen. Standplätze von Dauerhändlern, die 
am Markttag nicht bis 45 Minuten vor der festgelegten Öffnungszeit 
belegt sind, können vom Marktamt mit Tageszulassung vergeben 
werden.

(5) Der zugeteilte Standplatz darf ohne Zustimmung der Stadt Leipzig 
nicht vergrößert oder örtlich verändert werden.

§ 10 
Verkaufseinrichtungen

(1) Als Verkaufseinrichtungen sind nur Verkaufswagen, -anhänger 
und Marktstände zugelassen. Die Verkaufseinrichtungen dürfen 
nicht höher als 3 Meter sein. Die äußere Gestaltung der Verkaufs-
einrichtung hat dem Charakter des Marktes Rechnung zu tragen, 
um diesem ein entsprechendes Erscheinungsbild zu schaffen, und 
ist mit dem Marktamt vorab abzustimmen. Das Marktamt kann 
in den Marktbedingungen mögliche Ausnahmen definieren und 
Regelungen für die Gestaltung auf einzelnen Wochenmärkten 
treffen. Die Verkaufseinrichtungen müssen den Lebensmittel- und 
Hygienebestimmungen entsprechen.

(2) Verkaufseinrichtungen sind standfest ohne Beschädigung der 
Marktoberfläche und der Markteinrichtung aufzustellen. Sie dürfen 
insbesondere weder an Bäumen und deren Schutzvorrichtungen 
noch an Verkehrs-, Energie-, Fernsprech- oder ähnlichen Einrich-
tungen befestigt werden.

(3) Vordächer von Verkaufseinrichtungen dürfen die Grenzen der 
zugewiesenen Standfläche nur in Richtung der Verkaufsflächen 
und höchstens um einen Meter überragen. In der Regel soll die 
Entfernung zwischen der Dachunterkante und dem Erdboden ca. 
2,10 Meter betragen. 

§ 11 
Auf- und Abbau von Verkaufseinrichtungen

(1) Waren, Verkaufseinrichtungen und sonstige Betriebsgegenstände 
dürfen frühestens 2 Stunden vor Beginn der Marktzeit angefahren, 
ausgepackt oder ausgestellt werden und müssen 1 Stunde nach 
Schließzeit vom Marktplatz entfernt sein.

(2) Mit Beginn der Öffnungszeit des jeweiligen Marktes müssen das 
Aufstellen und Einrichten der Verkaufseinrichtungen und alle 
Verkaufsvorbereitungen abgeschlossen sein.

(3) Fahrzeuge (außer Verkaufseinrichtungen) sind nach ihrer Entladung 
unverzüglich, spätestens jedoch mit Beginn der Marktzeit, aus dem 
Marktbereich zu entfernen. Während der Marktzeit dürfen auch 
zwecks Warenlieferung keine Fahrzeuge den Markt befahren.

(4) Vor Beginn der Märkte darf mit dem Verkauf nicht begonnen 
werden. Der Verkauf ist mit Marktende einzustellen.

(5) Kisten und ähnliche Gegenstände dürfen nicht höher als 1,40 Meter 
gestapelt werden.

(6) In Gängen und Durchfahrten darf nichts abgestellt werden.

(7) Das Anbringen von Plakaten sowie jede sonstige Werbung ist nur in 
und an den Verkaufseinrichtungen zulässig; diese Werbung muss 
sich auf das ausgeübte Gewerbe beziehen.

(8) Die Händler haben an ihren Verkaufseinrichtungen an gut sicht-
barer Stelle Vor- und Familiennamen oder einen Firmennamen auf 
einem stabilen Schild in deutlich lesbarer Schrift anzubringen.

(9) Elektroanschlüsse werden vorrangig für Verkaufseinrichtungen 
mit leicht verderblichen Lebensmitteln vergeben. Ein Anspruch 
auf Vergabe besteht nicht.

 Zu beachten ist:
a)  für die Betriebssicherheit der elektrischen Anlagen an und in den 

Verkaufseinrichtungen     ist der jeweilige Händler verantwort-
lich;

b) die von der Stromverteilungsanlage zur Verkaufseinrichtung 
führenden elektrischen Leitungen sind von den Händlern be-

reitzustellen, ordnungsgemäß und gefahrlos zu verlegen und 
während des Marktes zu halten.

III Spezialmärkte
§ 12 

Öffentliche Ausschreibung

(1) Die Stadt Leipzig gibt durch öffentliche Ausschreibung die Teil-
nahme- und Zulassungs-bedingungen (Marktkonzept) für die 
Spezialmärkte bekannt, insbesondere:
- den exakten Zeitraum sowie Charakter und Ziel der Veran-

staltung 
-  die Anforderungen an Art, Größe und Aussehen der Verkaufs-

einrichtungen
-  Form und Inhalt der Bewerbung sowie die Bewerbungsfrist
-  die zugelassenen Sortimente bzw. Anbietergruppen
-  Auswahlkriterien
-  sonstige Bedingungen.

(2) Der Antrag auf Zulassung zu den einzelnen Spezialmärkten 
ist bis zum in der jeweiligen Ausschreibung benannten Bewer-
bungsschluss vollständig einzureichen. Die Einreichung kann 
schriftlich oder elektronisch erfolgen. Das elektronische An-
tragsverfahren wird nach Veröffentlichung der Ausschreibung 
auf www.leipzig.de veröffentlicht. Über den Antrag entscheidet 
das Marktamt innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf der Bewer-
bungsfrist.

§ 13 
Zulassung und Teilnahmebedingungen Spezialmärkte

(1) Das Marktamt entscheidet in einem Auswahlverfahren nach 
öffentlicher Ausschreibung über die Zulassung der Händler auf 
den Spezialmärkten. Dies erfolgt nach den in Anlage 3 benannten 
und bestätigten Auswahlverfahren und -kriterien.

(2) Für die Zulassung gelten im Übrigen die Regelungen des § 8 
Abs. 2 bis 4 dieser Satzung, für die Zuweisung der Standplätze 
die Regelungen des § 9 Abs. 1 bis 3.

(3) Mit Erteilung der Zulassung werden den Händlern der Spezial-
märkte gesonderte Teilnahmebedingungen übergeben, die Be-
standteil der Zulassung sind und insbesondere bestimmen:
-  Marktfläche, Marktzeiten
-  Zuweisung, Widerruf und Räumung der Standplätze
- Aufbau- und Abbau mit marktbetrieblichen und technischen 

Erfordernissen
-  Gestaltung und Dekoration der Verkaufseinrichtungen 
- sonstige Auflagen und Hinweise.

IV Gebühren
§ 14 

Gebührenerhebung

Das Marktamt erhebt für die Stadt Leipzig Gebühren für die Stand-
plätze auf Wochen- und Spezialmärkten. Diese wurden im Rahmen 
einer Gebührenbedarfsrechnung für den Zeitraum von 2023 bis 2027 
kalkuliert und sind als Anlage 2 – Gebührenverzeichnis – Bestand-
teil dieser Satzung.

§ 15 
Gebührenschuldner 

Gebührenschuldner ist derjenige, dem ein Standplatz als Händler 
zugewiesen wurde. Mehrere Gebührenschuldner haften als Ge-
samtschuldner.

§ 16 
Entstehen und Fälligkeit der Gebühr

(1) Die Gebührenpflicht auf Wochen- und Spezialmärkten entsteht 
mit der Zulassung.

(2) Die Festsetzung der Gebühr erfolgt bei Dauerhändlern durch 
monatlichen Gebührenbescheid. Er bemisst sich nach der Anzahl 
der tatsächlichen Markttage und ist bargeldlos zu entrichten.
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(3) Tageshändler erhalten eine tägliche Standplatzzuweisung. Mit 
Zulassung ist die Gebühr sofort und in bar fällig. 

(4) Händler auf Spezialmärkten erhalten nach Abschluss des Auswahl-
verfahrens eine Zulassung mit Standplatzzuweisung. Die Gebüh-
renfestsetzung erfolgt durch Gebührenbescheid und ist bargeldlos 
zu entrichten.

(5) Gebühren sind grundsätzlich im Voraus fällig. Die Fälligkeit ist 
dem Gebührenbescheid des Marktamtes zu entnehmen.

§ 17 
Gebührenberechnung

(1) Die Gebühren sind im Gebührenverzeichnis für die einzelnen 
Märkte und Sortimente festgelegt und werden gemäß der Stand-
platzzuweisung für die benannte Fläche und Zeitdauer erhoben. 
Entstehen im Kalkulationszeitraum neue Standorte für Wochen-
märkte, werden für einen Zeitraum von 2 Jahren die Gebühren 
der Zone III erhoben, um den Wochenmarkt zu etablieren. Danach 
erfolgt eine Einordnung in Zone II oder III.

(2) Verbrauchsabhängige Nebenkosten sind in der Gebühr nicht 
enthalten. Sie werden gemäß der Teilnahmebedingungen für die 
Wochen- und Spezialmärkte erhoben.

(3) Die Gebühren sowie die verbrauchsabhängigen Nebenkosten sind 
umsatzsteuerpflichtig. Im Gebührenverzeichnis wird der Nettobe-
trag ausgewiesen. Der jeweilige Ausweis der Umsatzsteuer erfolgt 
im Rahmen der Gebühren- bzw. Rechnungslegung.

§ 18 
Gebührenerstattung

(1) Wird die Zuweisung nicht oder nur teilweise genutzt bzw. infolge 
höherer Gewalt nicht nutzbar, besteht kein Anspruch auf Herab-
setzung oder Rückzahlung der Gebühr.

(2) Zugelassene Händler an Spezialmärkten können bis zu einem 
in den Teilnahmebedingungen bekanntgegebenen Termin, von 
der erteilten Zulassung unentgeltlich zurücktreten. Dies ist dem 
Marktamt fristgerecht in Textform (Brief, Fax, elektronische Über-
mittlung) mitzuteilen. Nach Ablauf der Frist werden die Gebühren 
lt. Gebührenbescheid in voller Höhe fällig bzw. werden bereits 
gezahlte Gebühren nicht erstattet.

(3) Werden Spezialmärkte aufgrund einer behördlichen Anordnung 
oder gesetzlicher Vorschrift vorzeitig abgebrochen oder vollständig 
abgesagt, werden bereits gezahlte Gebühren ganz oder teilweise 
erstattet. Gleiches gilt für abgesagte Wochenmärkte aufgrund von 
Unwetterwarnungen des Deutschen Wetterdienstes (DWD).

V Sonstige Vorschriften
§ 19 

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen 
folgende Vorschriften dieser Satzung verstößt:
1. Anbieten nicht zugelassener Waren (§ 4 Abs. 1 und 2),
2. die Bestimmungen zum Auf- und Abbau (§ 11 Abs. 1 bis 8),
3. die Bestimmungen zum Verhalten (§ 5 Abs. 1 bis 5),
4. die Bestimmungen zur Sauberhaltung (§ 6 Abs. 1 bis 3),
5. sowie derjenige, welcher den Aufsichtspersonen keinen Zutritt 

zum Verkaufsstand gestattet, sich nicht ausweist, Veränderungen 
an öffentlichen Anlagen vornimmt, Weisungen der Marktaufsicht 
nicht befolgt oder durch sein Verhalten den Marktfrieden stört 
oder gefährdet.

(2) Die Höhe des Verwarngeldes bzw. der Geldbuße richtet sich nach 
den §§ 56 bzw. 17 des Gesetztes über Ordnungswidrigkeiten in der 
jeweils gültigen Fassung.

§ 20 
Inkrafttreten / Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung im Leip-
ziger Amtsblatt zum 01.01.2018 sowie etwaiger Änderungssatzungen 
nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. ■

Leipzig, 15.12.2022
Burkhard Jung

Oberbürgermeister

Anlagen
Anlage 1 – Übersicht der erweiterten Marktsortimente
- Textilien,
- Haushaltswaren des täglichen Bedarfs,
- Werkzeuge, Kleineisenwaren,
- Schuhe,
- Bücher, Papier- und Schreibwaren,
- kunstgewerbliche Kleinartikel, Keramikwaren, Holz und Korb-

waren,
- Modeschmuck,
- Drogeriewaren, einschl. Kosmetik und Haushaltschemie,
- Kurzwaren,
- Kleingartenbedarf,
- Spielwaren (außer gewaltverherrlichende Spiele),
- Kleinlederwaren,
- Taschen,
- Accessoires,
- Imbiss
Anlage 2 – Gebührenverzeichnis
Anlage 3 – Auswahlkriterien für Bewerber Leipziger Spezialmärkte
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Anlage 2 gemäß § 14 zur Marktsatzung der Stadt Leipzig

Gebührenverzeichnis für Wochen- und Spezialmärkte
auf der Grundlage der Kosten- und Gebührenkalkulation von 2022

für den Zeitraum 2023 - 2027
Zone I a: Wochenmarkt Innenstadt auf dem Markt 
Zone I b: Ausweichplätze für den Wochenmarkt Innenstadt: Augustusplatz, Richard-Wagner-Platz und Wilhelm -Leuschner-Platz; Wo-
chenmarkt Richard-Wagner-Platz
Zone II:   Wochenmarkt WK 2, WK 4, Lindenauer Markt, Lößnig, Bästleinstraße, Bayrischer Platz, Torgauer Platz, Gohlis-Arkaden, Gohlis Park
Zone III: Wochenmarkt WK 7, Liebertwolkwitz, Paunsdorf, Wiederitzsch

  2023-2027
Gebührentatbestand
 
 

Gebührenmaßstab
Aufrundung auf 
volle qm

Gebührensatz 
Gebühren (Netto) in Euro
 

  Zone I Zone II Zone III

1. Wochenmärkte     

Markthändler (Angebot gem. § 67 (1) GewO,     
erweitertes Sortiment gem. Anlage 1 Marktsatzung)  a)   
- Dauerhändler qm/tgl. 3,05 1,90 1,30
- Tageshändler qm/tgl. 3,55 2,40 1,80
  b)   
- Dauerhändler qm/tgl. 2,80   
- Tageshändler qm/tgl. 3,30   
     

2. Spezialmärkte    
2.1. Ostermarkt    
Pflanzen- u. Blumensortiment qm/tgl. 4,00     
allgemeines Warensortiment qm/tgl. 6,50     
Gastronomie u. sonst.Verzehrstände qm/tgl. 8,00     
Kinderkarussell qm/tgl. 1,00     
2.2 Weinfest    
Gastronomie u. sonst.Verzehrstände qm/tgl. 10,00     
Stehtische/  Möblierung pro Veranstaltungszeitraum Stück 15,00     
Winzer mit Verkaufstand < 10qm und Freifläche (gesamt 50 qm) pro Ver-
anstaltungstag tgl. 310,00     
Winzer mit Verkaufstand > 10qm und Freifläche (gesamt 50 qm) pro Ver-
anstaltungstag tgl. 390,00     
Stellplatz Kühlanhänger (nach verfügbarer Fläche) tgl. 15,00     
2.3 Leipziger Markttage    
Pflanzen- u. Blumensortiment qm/tgl. 4,00     
allgemeines Warensortiment qm/tgl. 6,50     
Gastronomie und sonst. Verzehrstände qm/tgl. 10,00     
Freisitz mit Außenstand 50 qm/tgl. 100,00     
Winzer mit Verkaufstand < 10qm qm/tgl. 15,00     
Stehtische pro Veranstaltungszeitraum  15,00     
Kinderkarussell qm/tgl. 1,00     
Stellplatz Kühlanhänger (nach verfügbarer Fläche) tgl. 15,00     
2.4. Weihnachtsmarkt    
allgemeines Warensortiment qm/tgl. 7,20     
Süßwaren/Weihnachtsgebäck qm/tgl. 9,20     
Waffelbäcker/Kräppelchen qm/tgl. 11,00     

Gastronomie ohne Ausschank alkoholischer Heißgetränke qm/tgl. 14,50     

Gastronomie mit Ausschank alkoholischer Heißgetränke qm/tgl. 20,00     
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Ausschank alkoholischer Heißgetränke qm/tgl. 21,00     
Stehtische < 1 qm pro Veranstaltungszeitraum Stück 35,00     
Stehtische > 1 qm pro Veranstaltungszeitraum Stück 70,00     
Kinderkarussell qm/tgl. 2,50     

Riesenrad (Pauschale bis 450 qm)  15.000,00     
Gemeinnützige Organistionen/ Vereine qm/tgl. 10,00     
Verkaufshaus vom Marktamt (pro Stück,Standard)  1.750,00     
Verkaufshaus vom Marktamt (pro Stück, Gastronomie)  1.850,00     
umbauter Gastraum (nach verfügbarer Fläche) qm/tgl. 2,00     
Lagerfläche (nach verfügbarer Fläche) qm/tgl. 1,50      

Art. 12 Änderung der Anlage 3 – Kriterien für Bewerber Leipziger Spezialmärkte
(1) Die Anlage 3 zur Marktsatzung erhält für die Kriterien für Bestandsbewerber folgende neue Fassung:
Kriterien für Bestandsbewerber
Nr. Bewertungskriterien Erläuterung Punkte
1. Bewerbungsabgabe Bewertet wird, die form- (1) und fristgemäße (1) Einreichung der Bewerbung, die Voll-

ständigkeit der geforderten Anlagen, z.B. Gewerbeunterlagen, Foto (2) sowie die rechtzeitige 
Bezahlung des Gebührenbescheides bis zum Fälligkeitstag (1).

0 - 5

2. Durchführung / Betrieb Bewertet wird, wie und mit welchem Engagement der Bewerber seine geschäftliche Tätigkeit 
auf dem Spezialmarkt ausübt. Kriterien sind u. a. persönliche Anwesenheit am Stand und 
telefonische Erreichbarkeit (1), Qualität des eingesetzten Standpersonals (1), Sauberkeit 
innerhalb und außerhalb des Standes (1), Diebstahl- bzw. Einbruchssicherheit des Standes 
(1), Beiträge zu Verbraucher-, Familien- und Behindertenfreundlichkeit, Einhaltung von 
gesetzlichen und kommunalen Auflagen sowie Bestimmungen (1). Dabei ist die Einhaltung 
der Marktsatzung und der Teilnahmebedingungen, welcher Bestandteil des Zulassungs-
bescheides sind, maßgeblich, z. B. die Einhaltung der Öffnungs- und Lieferzeiten (1).

0 - 6

3. Teilnahme Bewertet wird, wie lange der Bewerber bereits als Beschicker des jeweiligen Spezialmarktes 
zugelassen ist. Folgender Maßstab wird dafür zugrunde gelegt:
1. – 4. Jahr  (1)
5. – 8. Jahr  (2)
9. – 12. Jahr  (3)
13. – 16. Jahr  (4)
über 17 Jahre  (5)

1 - 5

4.

4.1

4.2

Erscheinungsbild der Ver-
kaufseinrichtung
Eigenes Verkaufshaus

Miethaus

Bewertet wird das optische Erscheinungsbild des Standes. Kriterien hierfür sind u. a. 
Standgestaltung (2), Material (2), Grafik (2), Beleuchtung (2), Innen- und Außendekoration 
(2), technischer Standard, wie z. B. Elektroenergie anstatt Gas oder LED-Lichttechnik (2).

Grafik (2), Beleuchtung (2), Innen- und Außendekoration (2)

0 – 12

0 - 6 

5. Erscheinungsbild des Waren-
angebotes

Bewertet werden Qualität und Attraktivität des Warenangebotes. Kriterien hierfür sind 
u. a.  veranstaltungsbezogene und angemessene Präsentation (2), Alleinstellungsmerkmale: 
wie Neuheit bzw. Besonderheit (2), traditionelles / innovatives Warenangebot (2), Waren-
präsentation, wie z. B. die Anordnung oder die Auslage der Produkte etc. (2)

0 - 8

6. Bio-Angebot /
Fair-Trade/
Nachhaltigkeit

Bewertet wird, ob und in welchem Umfang ökologische / biologische Lebensmittel bzw. 
fair gehandelte Produkte angeboten werden. Kriterien sind u. a. Angebot abgepackter 
oder selbst hergestellter / verarbeiteter Produkte, Prozentsatz Bio vom Gesamtangebot, 
Zertifizierung durch eine Öko-Kontrollstelle. 
Bewertet wird außerdem, ob Angaben zu nachhaltigen ökologischen, ökonomischen und 
sozialen Aspekten der Produktion bzw. der Produkte gemacht werden.
Folgender Maßstab wird für das Bewerbersortiment zugrunde gelegt:
komplettes Sortiment (6)
überwiegendes Sortiment (4)
teilweises Sortiment (2)
gar kein Sortiment  (0)

0 - 6

7. Gemeinnützige Organisa-
tionen/
Vereine

Der Bewerbung liegt der Nachweis der Gemeinnützigkeit (z.B. Freistellungsbescheid des 
zuständigen Finanzamtes in der gültigen Fassung) zu Grunde. Organisationen/Vereine, 
die in Vorjahren Teilnehmer des Leipziger Weihnachtsmarktes waren, müssen der Bewer-
bung den Nachweis der Verwendung erzielter Einnahmen in geeigneter Form beilegen.

0 - 2

Art. 13 Inkrafttreten
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung im Leipziger Amtsblatt, spätestens zum 01.01.2023 in Kraft. ■

Leipzig, 15.12.2022             Burkhard Jung
                Oberbürgermeister
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Anlage 3
Auswahlkriterien für Bewerber Leipziger Spezialmärkte

(Ostermarkt, Weinfest, Leipziger Markttage, Leipziger Weihnachtsmarkt)

Die Stadt Leipzig – das Marktamt – ist Veranstalter aller Spezialmärkte. Es ist vorrangiges Ziel, sowohl ein attraktives und ausgewogenes An-
gebot der Anbietergruppen als auch innerhalb der Sortimente zu schaffen. Der Veranstalter ist daher berechtigt, die Anzahl der Händler für 
jede Anbietergruppe bzw. Sortiment für jeden Spezialmarkt entsprechend dem Gestaltungswillen festzulegen. Auch die äußere Gestaltung der 
Verkaufseinrichtungen hat dem Charakter des Marktes Rechnung zu tragen. Bei der Gestaltung der Verkaufseinrichtungen und Werbeflächen 
sind die Leitlinien des Deutschen Werberates und dessen Wettbewerbsregeln zu berücksichtigen.
Gehen mehr Bewerbungen ein als Standplätze zur Verfügung stehen, so werden die Bewerber nach Bestandsbewerber und Neubewerber unter-
schieden. Bestandsbewerber haben bereits an den Märkten teilgenommen. Für deren Auswahl gilt der nachfolgende Kriterienkatalog. Für neue 
Händler wird je Anbietergruppe ein Kontingent von ca. 3 % der Plätze freigehalten. Deren Vergabe richtet sich nicht nach den folgenden Be-
wertungskriterien. Damit wird abgesichert, dass auch Neubewerber eine realistische Chance zur Teilnahme an den Märkten haben. Die Auswahl 
der Bestandsbewerber orientiert sich an folgenden Bewertungskriterien:

Kriterien für Bestandsbewerber

Nr. Bewertungskriterien Erläuterung Punkte
1. Bewerbungsabgabe Bewertet wird, die form- (1) und fristgemäße (1) Einreichung der Bewerbung, die Vollstän-

digkeit der geforderten Anlagen, z.B. Gewerbeunterlagen, Foto (2) sowie die rechtzeitige 
Bezahlung des Gebührenbescheides bis zum Fälligkeitstag (1).

0 - 5

2. Durchführung / Betrieb Bewertet wird, wie und mit welchem Engagement der Bewerber seine geschäftliche Tätig-
keit auf dem Spezialmarkt ausübt. Kriterien sind u. a. persönliche Anwesenheit am Stand 
und telefonische Erreichbarkeit (1), Qualität des eingesetzten Standpersonals (1), Sauberkeit 
innerhalb und außerhalb des Standes (1), Diebstahl- bzw. Einbruchssicherheit des Standes 
(1), Beiträge zu Verbraucher-, Familien- und Behindertenfreundlichkeit, Einhaltung von 
gesetzlichen und kommunalen Auflagen sowie Bestimmungen (1). Dabei ist die Einhaltung 
der Marktsatzung und der Teilnahmebedingungen, welcher Bestandteil des Zulassungs-
bescheides sind, maßgeblich, z. B. die Einhaltung der Öffnungs- und Lieferzeiten (1).

0 - 6

3. Teilnahme Bewertet wird, wie lange der Bewerber bereits als Beschicker des jeweiligen Spezialmarktes 
zugelassen ist. Folgender Maßstab wird dafür zugrunde gelegt:
1. – 4. Jahr (1)
5. – 8. Jahr (2)
9. – 12. Jahr (3)
13. – 16. Jahr (4)
über 17 Jahre (5)

1 - 5

4.

4.1

4.2

Erscheinungsbild der Ver-
kaufseinrichtung
Eigenes Verkaufshaus

Miethaus

Bewertet wird das optische Erscheinungsbild des Standes. Kriterien hierfür sind u. a. 
Standgestaltung (2), Material (2), Grafik (2), Beleuchtung (2), Innen- und Außendekoration 
(2), technischer Standard, wie z. B. Elektroenergie anstatt Gas oder LED-Lichttechnik (2).
Grafik (2), Beleuchtung (2), Innen- und Außendekoration (2)

0 – 12

0 - 6 
5. Erscheinungsbild des Waren-

angebotes
Bewertet werden Qualität und Attraktivität des Warenangebotes. Kriterien hierfür sind u. 
a.  veranstaltungsbezogene und angemessene Präsentation (2), Alleinstellungsmerkmale: 
wie Neuheit bzw. Besonderheit (2), traditionelles / innovatives Warenangebot (2), Waren-
präsentation, wie z. B. die Anordnung oder die Auslage der Produkte etc. (2)

0 - 8

6. Bio-Angebot /
Fair-Trade/
Nachhaltigkeit

Bewertet wird, ob und in welchem Umfang ökologische / biologische Lebensmittel bzw. 
fair gehandelte Produkte angeboten werden. Kriterien sind u. a. Angebot abgepackter oder 
selbst hergestellter / verarbeiteter Produkte, Prozentsatz Bio vom Gesamtangebot, Zerti-
fizierung durch eine Öko-Kontrollstelle. 
Bewertet wird außerdem, ob Angaben zu nachhaltigen ökologischen, ökonomischen und 
sozialen Aspekten der Produktion bzw. der Produkte gemacht werden.
Folgender Maßstab wird für das Bewerbersortiment zugrunde gelegt:
komplettes Sortiment (6)
überwiegendes Sortiment (4)
teilweises Sortiment (2)
gar kein Sortiment  (0)

0 - 6

7. Gemeinnützige Organisa-
tionen/
Vereine

Der Bewerbung liegt der Nachweis der Gemeinnützigkeit (z.B. Freistellungsbescheid des 
zuständigen Finanzamtes in der gültigen Fassung) zu Grunde. Organisationen/Vereine, die 
in Vorjahren Teilnehmer des Leipziger Weihnachtsmarktes waren, müssen der Bewerbung 
den Nachweis der Verwendung erzielter Einnahmen in geeigneter Form beilegen.

0 - 2

Auswahl der Neubewerber
Bei der Auswahl der Neubewerber erfolgt analog zu den Kriterien für Bestandsbewerber eine Einschätzung der Punkte 4-6 entsprechend der der 
Bewerbung beizufügenden Nachweise (z.B. Bildmaterial) sowie der form- und fristgerechten Bewerbung gemäß Punkt 1. Sind nach Anwendung 
der vorgenannten Kriterien keine objektiv feststellbaren Unterscheidungsmerkmale vorhanden, dann erhält bei den Neubewerbern derjenige 
die Zulassung, welcher Neuheiten hat von denen anzunehmen ist, dass sie wegen Ihrer Art, Ausstattung oder Betriebsweise eine besondere An-
ziehungskraft auf die Besucher ausüben.
Bei gleicher Bewertung mehrerer Bewerber je Sortiment erfolgt die Auswahl zur Teilnahme per Losverfahren. ■
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Der Stadtrat hat in seiner Ratsversammlung am 13.10.2022 den Jah-
resabschluss für das Wirtschaftsjahr 01.01.2020 bis 31.12.2020 für den 
Eigenbetrieb Stadtreinigung festgestellt:

     in Euro  
Bilanzsumme  61.452.552,39
davon entfallen:  
Aktiva 
Anlagevermögen  35.436.085,40
Umlaufvermögen  25.942.202,40
Rechnungsabgrenzungsposten 74.264,59
Passiva 
Eigenkapital  31.619.706,86
     Stammkapital  12.780.000,00
     Kapitalrücklage    2.818.004,03
     Gewinnrücklage  14.621.646,63
     Gewinnvortrag    1.511.152,75
     Jahresverlust      -111.096,55
Sonderposten für Investitionszuschüsse   1.663.077,33
Sonderposten für Gebührenausgleich      486.304,50
Rückstellungen  20.426.469,63
Verbindlichkeiten    7.256.994,07

Summe der Erträge  85.645.080,57
Summe der Aufwendungen 85.756.177,12
Jahresfehlbetrag      -111.096,55

1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2020 in der Fassung vom 28.04.2021 
(Anlage 2) wird festgestellt. 

2. Der Jahresfehlbetrag im Geschäftsjahr 2020 beträgt EUR 111.096,55 
und wird gemäß § 12 (4) SächsEigBVO in Höhe von EUR 100.601,47 
aus dem Eigenkapital des Eigenbetriebs ausgeglichen. Der Ausgleich 
erfolgt zu Lasten der zweckgebundenen Rücklage für Rekultivie-
rung/Nachsorge (Stand 31.12.2020 € 1.573.171,88).

 In Höhe von EUR 10.495,08 wird der Jahresfehlbetrag mit dem Ge-
winnvortrag der Vorjahre (Stand 31.12.2020 € 1.511.152,75) gemäß 
§ 12 (4) SächsEigBVO verrechnet.

3. Der Betriebsleitung wird für das Wirtschaftsjahr 01.01.2020 bis 
31.12.2020 Entlastung erteilt.

 Daneben beschließt der Stadtrat folgende Umgliederungen der 
Gewinnrücklagen:

4. Aus der zweckgebundenen Rücklage für Rekultivierung / Nachsor-
ge erfolgt in Höhe von € 961.121,29 eine Umgliederung zu Gunsten 
der zweckgebundenen Rücklage für Investitionen Abfallentsorgung.

5. Aus der zweckgebundenen Rücklage für Rekultivierung / Nachsor-
ge erfolgt in Höhe von € 285.868,46 eine Umgliederung zu Gunsten 
der zweckgebundenen Rücklage für Investitionen Straßenreinigung, 
Winterdienst, Papierkorbentsorgung, Stadtsauberkeit.

6. In den Folgejahren werden zu Lasten zweckgebundener Rücklagen 
zweckentsprechende Investitionen getätigt und zum Zeitpunkt der 
Investitionsmaßnahme in Höhe der entsprechenden Investitions-
summe in die allgemeine Gewinnrücklage umgebucht.

7. Die im Geschäftsjahr 2020 nicht verbrauchten Winterdienstmittel in 
Höhe von EUR 1.086.759,71 werden zur Deckung der Aufwendungen 
in der Sparte Winterdienst des Geschäftsjahres 2021 verwendet. Die 
per 31.12.2021 gegenüber der Stadt Leipzig ausgewiesene Forderung 
des Eigenbetriebes aus Unterdeckung der Sparte Winterdienst (EUR 
1.790.742,33) reduziert sich damit im Jahresabschluss 31.12.2022 in 
entsprechender Höhe.

Bestätigungsvermerk der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Ebner Stolz GmbH & Co. KG: 
Wir haben den Jahresabschluss der Stadtreinigung Leipzig, Eigen-
betrieb der Stadt Leipzig, Leipzig, - bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den La-
gebericht der Stadtreinigung Leipzig, Eigenbetrieb der Stadt Leipzig, 
Leipzig, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2020 geprüft. Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen 
Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Frei-
staates Sachsen i. V. m. den einschlägigen deutschen, für große 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigen-
betriebs zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer Ertragslage für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 und

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belan-
gen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Frei-
staates Sachsen und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung 
zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 32 SächsEigBVO 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der Betriebsleitung für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht
Die Betriebsleitung ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahres-
abschlusses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des 
Freistaat Sachsen i. V. m. den einschlägigen, deutschen für große 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs ver-
mittelt. Ferner ist die Betriebsleitung verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei 
von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Betriebsleitung dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der 
Unternehmstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat sie die Ver-
antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 
hinaus ist sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen.

Feststellung des Jahresabschlusses  
für das Wirtschaftsjahr 01.01.2020 bis 31.12.2020  

für den Eigenbetrieb Stadtreinigung Leipzig
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Außerdem ist die Betriebsleitung verantwortlich für die Aufstellung 
des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung des Freistaates Sachsen entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist die 
Betriebsleitung verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Freistaates Sachsen 
zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob 
der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lage-
bericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Freistaates 
Sachsen i. V. m. den einschlägigen, deutschen für große Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 
32 SächsEigBVO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Ver-
stößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – be-
absichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können.

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jah-
resabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für 
die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maß-
nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gege-

benen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs 
abzugeben.

- beurteilen wir die Angemessenheit der von der Betriebsleitung an-
gewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von der Betriebsleitung dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von der 
Betriebsleitung angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage 
der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls 
wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen 
sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann.

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt 
des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage des Eigenbetriebs.

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von der Betriebsleitung dar-
gestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir 
dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von der 
Betriebsleitung zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil 
zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie-
genden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.

Hinweis zur öffentlichen Auslegung: 

Der Jahresabschluss 2020 liegt vom 09.01.2023 bis 14.01.2023 in der 
Stadtreinigung, im „täglich rausgeputzt - Unser Laden fürs Beraten“, 
Jägerhof / Hainstraße 17a, in 04109 Leipzig von Montag bis Freitag 
von 10 bis 18 Uhr und am Samstag von 10 bis 14 Uhr öffentlich aus. ■
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In der Gemeinde Leipzig, Gemarkung Möckern, wurden an den 
Flurstücken: 244/16, 244/17, 244/18 und 244/4 die Flurstücksgrenzen 
durch eine Katastervermessung bestimmt und abgemarkt. Allen be-
troffenen Eigentümern und Erbbauberechtigten  werden die Ergebnisse 
der Grenzbestimmung  und Abmarkung durch Offenlegung bekannt 
gemacht. Die Ermächtigung zur Bekanntgabe von Verwaltungsakten 
auf diesem Wege ergibt sich aus § 17 der Verordnung des Sächsischen 
Staatsministeriums des Inneren zur Durchführung des Sächsischen 
Vermessungsgesetzes (Durchführungsverordnung zum Sächsischen 
Vermessungs- und Katastergesetz – SächsVermKatG) vom 6. Juli 2011 
(SächsGVBl. S. 275).

Die Ergebnisse liegen ab dem 18.01.2023 bis zum 18.02.2023 in den 
Geschäftsräumen der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurin 
Dipl.-Ing. (FH) Sylvia Scheffer, Dieskaustraße 169, 04249 Leipzig, 
Montag bis Freitag von 9.00 Uhr bis 16.00 Uhr, zur Einsichtnahme 
bereit. Gemäß § 17 Absatz 1 Satz 5 SächsVermKatGDVO gelten die 
Ergebnisse der Grenzbestimmung und Abmarkung ab dem 25.02.2023 
als bekannt gegeben.

Anlass der Grenzbestimmung ist eine, in der Gemeinde Leipzig, Ge-
markung Plagwitz, beantragte amtliche Grenzwiederherstellung am 
Flurstück 167/1.
Betroffen sind die Flurstücke: 165, 159b, 158, 167b, 167/3, 167/4, 167/1 
und 167/2.

Empfänger:
Grundstückseigentümer und Inhaber grundstücksgleicher Rechte 
sowie deren Verfügungsberechtigte und Bevollmächtigte der oben 
aufgeführten Flurstücke.

Gesetzliche Grundlage:
Gemäß § 15 Abs.4 der Durchführungsverordnung zum Sächsischen Ver-
messungsgesetz (SächsVermKatGDVO) vom 6. Juli 2011 (SächsGVBl. 
Nr. 7/2011, S.275) erfolgt die Ankündigung des Grenztermins öffent-
lich. Die Grenzen der oben genannten Flurstücke sollen durch eine 
Katastervermessung nach § 16 nach dem Gesetz über das amtliche 
Vermessungswesen und das Liegenschaftskataster im Freistaat Sachsen 
(Sächsisches Vermessungs und Katastergesetz  –  SächsVermKatG)  vom 
29.01.2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), das zuletzt durch das Gesetz vom 
24. Mai 2019 (SächsGVBl.S.431), geändert worden ist, in  der  jeweils  
geltenden Fassung, bestimmt werden.
Die Grenzbestimmung ist ein Verwaltungsverfahren im Sinne des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. Januar 2003 (BGBl. S.102). 
Die oben benannten natürlichen oder juristischen Personen sind Be-
teiligte des Verwaltungsverfahrens. 
Der Grenztermin ist die im § 28 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
vorgesehene Anhörung Beteiligter zu den entscheidungserheblichen 

Rückfragen dazu bitte unter der Telefonnummer 0341/9 80 06 11.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die offengelegten Ergebnisse der Grenzbestimmung und Ab-
markung können die betroffenen Eigentümer und Erbbauberechtigten 
innerhalb eines Monats nach dem Wirksamwerden der Bekanntgabe 
Widerspruch einlegen.
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Öf-
fentlich bestellten Vermessungsingenieurin Dipl.-Ing. (FH) Sylvia 
Scheffer, Dieskaustraße 169, 04249 Leipzig oder dem Staatsbetrieb 
Geobasisinformation und Vermessung Sachsen, Olbrichtplatz 3 in 
01099 Dresden einzulegen. ■

Leipzig, den 12.12.2022

gez.: Dipl.-Ing. (FH) S. Scheffer
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin

Tatsachen. Dabei wird den Beteiligten der ermittelte Grenzverlauf an 
Ort und Stelle erläutert und vorgewiesen. Im Anschluss erhalten sie im 
Rahmen des §16 Abs. 3 des Sächsischen Vermessungs- und Kataster-
gesetzes Gelegenheit, sich zum Grenzverlauf zu äußern.

Begehung:
Der Grenztermin findet am 17.01.2023 um 12:00 Uhr statt. 
Treff: 
Leipzig, vor der Karl-Heine-Straße 33.
Für den Fall ihres Erscheinens zum Grenztermin werden die Beteilig-
ten gebeten, ihren Personalausweis oder Reisepass mitzubringen. Sie 
können sich auch durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Dieser 
muss sich ebenfalls ausweisen und eine vom jeweiligen Beteiligten 
unterschriebene schriftliche Vollmacht vorlegen. Flurstücksgrenzen 
können auch ohne Anwesenheit der Beteiligten oder eines Bevoll-
mächtigten bestimmt werden. Das Ergebnis der Grenzbestimmung 
und die Abmarkung wird in diesem Amtsblatt durch Offenlegung 
bekannt gegeben. 

Kontakt:
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin Dipl.-Ing. (FH) Sylvia 
Scheffer, Dieskaustraße 169, 04249 Leipzig, Telefon: 0341/9 80 06 11, 
Fax: 0341/9 80 06 12 ■

Leipzig, 12.12.2022

gez.: Dipl.-Ing. (FH) S. Scheffer
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin

Offenlegung von Ergebnissen einer Grenzfeststellung und  
Abmarkung gemäß § 17 der Durchführungsverordnung  

zum Sächsischen Vermessungs- und Katastergesetz – SächsVermKatG  
in der jeweils geltenden Fassung

Öffentliche Ankündigung eines Grenztermins
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Anlass der Grenzbestimmung ist eine, in der Gemeinde Leipzig, 
Gemarkung Möckern, beantragte Zerlegung am Flurstück 244/18.
Betroffen sind die Flurstücke: 244/16, 244/17, 244/18, 244/4

Empfänger:
Grundstückseigentümer und Inhaber grundstücksgleicher Rechte 
sowie deren Verfügungsberechtigte und Bevollmächtigte der oben 
aufgeführten Flurstücke.

Gesetzliche Grundlage:
Gemäß § 15 Abs.4 der Durchführungsverordnung zum Sächsi-
schen Vermessungsgesetz (SächsVermKatGDVO) vom 6. Juli 2011 
(SächsGVBl. Nr. 7/2011, S.275) erfolgt die Ankündigung des Grenz-
termins öffentlich. Die Grenzen der oben genannten Flurstücke 
sollen durch eine Katastervermessung nach § 16 nach dem Gesetz 
über das amtliche Vermessungswesen und das Liegenschaftskataster 
im Freistaat Sachsen (Sächsisches Vermessungs und Katastergesetz  
–  SächsVermKatG)  vom 
29.01.2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), das zuletzt durch das Gesetz vom 
24. Mai 2019 (SächsGVBl.S.431), geändert worden ist, in  der  jeweils  
geltenden Fassung, bestimmt werden.
Die Grenzbestimmung ist ein Verwaltungsverfahren im Sinne des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. Januar 2003 (BGBl. S.102). 
Die oben benannten natürlichen oder juristischen Personen sind Be-
teiligte des Verwaltungsverfahrens. 
Der Grenztermin ist die im § 28 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
vorgesehene Anhörung Beteiligter zu den entscheidungserheblichen 
Tatsachen. Dabei wird den Beteiligten der ermittelte Grenzverlauf 

an Ort und Stelle erläutert und vorgewiesen. Im Anschluss erhalten 
Sie im Rahmen des §16 Abs. 3 des Sächsischen Vermessungs- und 
Katastergesetzes Gelegenheit, sich zum Grenzverlauf zu äußern.

Begehung:
Der Grenztermin findet am 17.01.2023 um 10:15 Uhr statt. 

Treff: 
Leipzig, an der Max-Liebermann-Straße 15. 
Für den Fall ihres Erscheinens zum Grenztermin werden die Beteiligten 
gebeten, ihren Personalausweis oder Reisepass mitzubringen. Sie kön-
nen sich auch durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Dieser 
muss sich ebenfalls ausweisen und eine vom jeweiligen Beteiligten 
unterschriebene schriftliche Vollmacht vorlegen. Flurstücksgrenzen 
können auch ohne Anwesenheit der Beteiligten oder eines Bevoll-
mächtigten bestimmt werden. Das Ergebnis der Grenzbestimmung 
und die Abmarkung wird in diesem Amtsblatt durch Offenlegung 
bekannt gegeben. 

Kontakt:
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin Dipl.-Ing. (FH) Sylvia 
Scheffer, Dieskaustraße 169, 04249 Leipzig, Telefon: 0341/9 80 06 11, 
Fax: 0341/9 80 06 12 ■

Leipzig, 12.12.2022

gez.: Dipl.-Ing. (FH) S. Scheffer
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin

Öffentliche Ankündigung eines Grenztermins

In der Gemeinde Leipzig, Gemarkung Plagwitz, wurden an den Flurstü-
cken: 238/3, 238/2, 165, 159b, 158, 167b, 167/3, 167/4, 167/1 und 167/2 
die Flurstücksgrenzen durch eine Katastervermessung bestimmt und 
abgemarkt. Allen betroffenen Eigentümern und Erbbauberechtigten  
werden die Ergebnisse der Grenzbestimmung  und Abmarkung durch 
Offenlegung bekannt gemacht. Die Ermächtigung zur Bekanntgabe von 
Verwaltungsakten auf diesem Wege ergibt sich aus § 17 der Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums des Inneren zur Durchführung 
des sächsischen Vermessungsgesetzes (Durchführungsverordnung 
zum Sächsischen Vermessungs- u. Katastergesetz – SächsVermKatG) 
vom 6. Juli 2011 (SächsGVBl. S. 275).

Die Ergebnisse liegen ab dem 18.01.2023 bis zum 18.02.2023 in den 
Geschäftsräumen der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurin 
Dipl.-Ing. (FH) Sylvia Scheffer, Dieskaustraße 169, 04249 Leipzig, 
Montag bis Freitag von 9.00 Uhr bis 16.00 Uhr, zur Einsichtnahme 
bereit.  Gemäß § 17 Absatz 1 Satz 5 SächsVermKatGDVO gelten die 
Ergebnisse der Grenzbestimmung und Abmarkung ab dem 25.02.2023  
als bekannt gegeben.

Rückfragen dazu bitte unter der Telefonnummer 0341/9 80 06 11.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die offengelegten Ergebnisse der Grenzbestimmung und Ab-
markung können die betroffenen Eigentümer und Erbbauberechtigten 
innerhalb eines Monats nach dem Wirksamwerden der Bekanntgabe 
Widerspruch einlegen.
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Öf-
fentlich bestellten Vermessungsingenieurin Dipl.-Ing. (FH) Sylvia 
Scheffer, Dieskaustraße 169, 04249 Leipzig oder dem Staatsbetrieb 
Geobasisinformation und Vermessung Sachsen, Olbrichtplatz 3 in 
01099 Dresden einzulegen. ■

Leipzig, den 12.12.2022

gez.: Dipl.-Ing. (FH) S. Scheffer
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin

Offenlegung von Ergebnissen einer Grenzfeststellung und  
Abmarkung gemäß § 17 der Durchführungsverordnung  

zum Sächsischen Vermessungs- und Katastergesetz – SächsVermKatG  
in der jeweils geltenden Fassung
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Ab 1. Januar 2025 tritt in Deutschland die neue Grundsteuerreform in 
Kraft. Ziel der Neuregelung ist eine gerechtere Grundsteuerberechnung. 
Dafür werden ab 2022 vom Finanzamt alle Grundstücke in Deutsch-
land neu bewertet. Das bedeutet, dass sich ab 2025 der Betrag für Sie 
als Eigentümer ändert, da dieser neu berechnet wird. Bis dahin gelten 
die bisherigen Einheitswerte und Grundsteuerbeträge weiter.

Die Grundsteuer ist eine der wichtigsten Einnahmequellen der Stadt 
Leipzig und kommt den Bürgerinnen und Bürgern zugute. Mit den 
Grundsteuereinnahmen wird die kommunale Infrastruktur, unter 
anderem Kitas, Schulen und Straßen, finanziert. 

Die neue Grundsteuer soll nicht als Steuererhöhung genutzt werden, 
sondern die Einnahmen der Stadt Leipzig sollen zukünftig nahezu 
gleichbleiben. Natürlich werden bei einer neuen Berechnungsmetho-
de zukünftig einige Hausbesitzer mehr zahlen müssen und andere 
weniger. Ziel ist es, für die Steuerpflichten den Hebesatz ab 2025 
so anzupassen, dass keine nennenswerten Mehrbelastungen für die 
Leipziger Bürgerinnen und Bürger entstehen.

Für die neue Grundsteuer ab 2025 ist bis zum 31.01.2023 für jedes 
Grundstück vom Eigentümer eine Steuerklärung beim zuständigen 
Finanzamt abzugeben. Für Leipzig ist das Finanzamt Leipzig I zu-
ständig. Bei Grundstücken, die mit einem Erbbaurecht belastet sind, 
ist der Erbbauberechtigte erklärungspflichtig. Bei Grundstücken mit 
Gebäuden auf fremden Grund und Boden ist der Eigentümer des 
Grund und Bodens zur Erklärungsabgabe verpflichtet.

Wichtig für 2023
31.01.2023 Ende der Abgabefrist der Erklärungen zum 
    Grundsteuerwert
01.01.2025 Neue Grundsteuer

Die Finanzämter haben Informationsschreiben an die Grundstücks-
eigentümer versandt. Sind mehrere Personen an einem Grundstück 
beteiligt, dann wurde das Informationsschreiben nur einem Miteigen-
tümer der Grundstücksgemeinschaft übersandt.
Aber auch ohne Vorliegen eines Informationsschreibens sind gene-
rell alle Grundstückseigentümer zur Erklärungsabgabe verpflichtet. 

Im Informationsschreiben des Finanzamtes wird das jeweilige Akten-
zeichen mitgeteilt, der Ablauf erläutert, Telefonnummern für Fragen 
bei den Finanzämtern benannt und auch auf das Grundsteuerportal 
Sachsen mit den Flurstücksinformationen verwiesen. Sollte Ihnen das 
Aktenzeichen zur elektronischen Übermittlung der Erklärung fehlen, 
so wenden Sie sich bitte an Ihr zuständiges Finanzamt.

Unter www.grundsteuer.sachsen.de finden Sie die für die Erklärung 
wichtigen Daten zum Grundstück, z. B. Gemarkung, Flurstücknum-
mer mit Zähler und Nenner, amtliche Fläche, Bodenrichtwert bzw. 
Ertragsmesszahl. 

Abgabe der Erklärung bis 31.01.2023
Die Erklärung können Sie über das ELSTER-Online-Portal kostenlos 
und elektronisch abgeben. Dafür benötigen Sie ein Benutzerkonto. 
Sofern Sie noch kein solches Konto besitzen, können Sie es unter www.
elster.de beantragen. Haben Sie bereits ein Benutzerkonto, welches Sie 
z. B. für Ihre Einkommensteuererklärung benutzen, so können Sie es 
auch für die Grundsteuer verwenden. Sie können über das ELSTER-
Online-Portal Feststellungserklärungen auch für eine andere Person 
(zum Beispiel in Betreuungsfällen, für die Eltern und so weiter) über-
mitteln. Sie müssen für diese Person keine zusätzliche Registrierung 
in ELSTER vornehmen.

Für einfache Erklärungssachverhalte von Privatpersonen gibt es er-
gänzend auch das Angebot des Bundesfinanzministeriums unter www.
grundsteuererklaerung-fuer-privateigentum.de .

Ausschließlich in Härtefällen kann die Feststellungserklärung auch 
in Papierform beim zuständigen Finanzamt eingereicht werden, z. 
B. wenn Sie nicht über einen PC oder ein mobiles Endgerät (Laptop, 
Tablet) verfügen oder keinen Internetzugang haben.
In dem Fall können Sie sich an das für Ihren Grundbesitz zuständige 
sächsische Finanzamt wenden, um amtliche Vordrucke in Papierform 
zu erhalten.

Alternativ stehen Ihnen in Härtefällen unter www.finanzamt.sachsen.
de ausfüllbare PDF-Dokumente zur Verfügung. Diese sind elektronisch 
auszufüllen, auszudrucken, zu unterschreiben und im Original bzw. 
per Telefax an das Finanzamt zu übermitteln oder direkt vor Ort im 
Finanzamt abzugeben.

Anhand Ihrer Angaben setzt das Finanzamt den Grundsteuerwert und 
den Grundsteuermessbetrag fest. Die Höhe der endgültigen Grund-
steuer für jede Immobilie kann erst 2024 berechnet werden, nachdem 
der Stadtrat über den Hebesatz der Grundsteuer beschlossen hat. An-
schließend werden die neuen Grundsteuerbescheide versendet. Die 
neu berechnete Grundsteuer ist dann ab dem 1. Januar 2025 zu zahlen.
Weitere Informationen zur Grundsteuerreform finden Sie unter www.
grundsteuer.sachsen.de und www.leipzig.de.
Konkrete Fragen zur Neubewertung von Grundbesitz in der Stadt 
Leipzig richten Sie bitte an das zuständige
Finanzamt Leipzig I
Wilhelm-Liebknecht-Platz 3/4
04105 Leipzig

Info-Telefon: +49 341 559-3200, Telefax: +49 341 559-3640
E-Mail: poststelle@fa-leipzig1.smf.sachsen.de

Zu Fragen zum Hebesatz bzw. zum Grundsteueraufkommen wenden 
Sie sich bitte an die Stadtkämmerei der Stadt Leipzig
Telefon: +49 341 123-3029, Telefax: + 49 341 123-3025
E-Mail:  stadtkaemmerei@leipzig.de ■

Neue Grundsteuer ab 2025: 
Abgabefrist endet am 31.01.2023

http://www.grundsteuer.sachsen.de
http://www.elster.de
http://www.elster.de
http://www.grundsteuer.sachsen.de
http://www.grundsteuer.sachsen.de
http://www.leipzig.de
mailto:poststelle%40fa-leipzig1.smf.sachsen.de?subject=
mailto:stadtkaemmerei%40leipzig.d?subject=
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Gemäß § 27 Abs. 3 Grundsteuergesetz kann für diejenigen Steuer-
schuldner, die für das Kalenderjahr die gleiche Grundsteuer wie 
im Vorjahr zu entrichten haben, die Grundsteuer durch öffentliche 
Bekanntmachung festgesetzt werden.
Die Stadt Leipzig macht hinsichtlich der Grundsteuerfestsetzung für 
das Kalenderjahr 2023 von dieser Möglichkeit der öffentlichen Bekannt-
machung Gebrauch und setzt hiermit – vorbehaltlich der Erteilung eines 
schriftlichen Grundsteuerbescheides 2023 in individuellen Fällen – die 
Grundsteuer für das Jahr 2023 in gleicher Höhe wie im Vorjahr fest.
Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 2023 erhalten, haben 
im Kalenderjahr 2023 die gleiche Grundsteuer zu entrichten, wie sie 
zuletzt für das Jahr 2022 festgesetzt wurde. Auf den Inhalt der zuletzt 
ergangenen schriftlichen Grundsteuerbescheide wird ausdrücklich 
hingewiesen.
Mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieser Steuerfest-
setzung im Amtsblatt treten für die Steuerschuldner die gleichen 

Steuerpflicht bei Eigentumswechsel

Die Grundsteuer entsteht in voller Höhe mit dem Beginn des Kalen-
derjahres.
Persönlicher Schuldner der Grundsteuer für das jeweilige Kalender-
jahr ist grundsätzlich derjenige, dem das Grundstück, die Eigentums-
wohnung usw. zu Beginn des Kalenderjahres gehört (Stichtag: 01.01.). 
Anderslautende private Absprachen, auch notariell beglaubigt, haben 
darauf keinen Einfluss.
 
Die Grundsteuer ist eine Jahressteuer. Bei einem Eigentumswechsel darf 
die Umschreibung der Grundsteuer erst dann vorgenommen werden, 
wenn das Finanzamt zuvor den Grundbesitz dem neuen Eigentümer 
zugerechnet hat (Zurechnungsfortschreibung). Diese Zurechnung 
erfolgt in der Regel frühestens zum 01.01. des auf den Zeitpunkt des 
wirtschaftlichen Überganges folgenden Jahres. Der wirtschaftliche 
Übergang wird zumeist im Rahmen eines Kaufvertrages vereinbart, 
beispielsweise bei vollständiger Zahlung des Kaufpreises oder zu 
einem festgelegten Datum.
 
Das Datum der Grundbucheintragung ist für die Entscheidung über 
die Zurechnung des Grundbesitzes in den allermeisten Fällen nicht 
von Bedeutung.
 
Der ehemalige Eigentümer bleibt nach den rechtlichen Bestimmungen 
(Grundsteuergesetz) für die rechtzeitige und vollständige Entrichtung 
der Grundsteuer verantwortlich. Seine Zahlungsverpflichtung endet 
erst, wenn er einen Bescheid erhält, aus dem das Ende der Steuerpflicht 

Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen an diesem Tag ein schriftlicher 
Steuerbescheid zugegangen wäre.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen die durch diese öffentliche Bekanntmachung bewirkte Steuerfest-
setzung kann innerhalb eines Monats, nachdem die Veröffentlichung 
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt erfolgt ist, schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Stadtkämmerei, Amt 20.31, 04092 
Leipzig (Sitz: Nonnenmühlgasse 1) Widerspruch eingelegt werden. 
Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 
Verwaltungsverfahrensgesetz unter amt20_steuern@leipzig.de oder 
mittels De-Mail gemäß § 5 Abs. 5 DE-Mail-Gesetz unter info@leipzig.
de-mail.de eingelegt werden. 
Hinweis: Der Widerspruch hat keine zahlungsaufschiebende Wir-
kung. ■

Leipzig, 07.01.2023

hervorgeht. Der neue Eigentümer kann erst für darauffolgende Zeit-
räume zur Zahlung der Grundsteuer unmittelbar herangezogen werden.

Zahlungsweise

Die im zuletzt ergangenen Bescheid erwähnte Zahlungsweise bleibt 
solange verbindlich, bis eine Änderung beantragt wird. 
Folgende Möglichkeiten der Zahlungsweise bestehen:
- je ein Viertel des Jahresbetrages wird am 15. Februar, 15. Mai, 15. 

August und 15. November entrichtet, oder
- Jahresbeträge größer als 15 Euro können ungeteilt zum 1. Juli ent-

richtet werden. (Jahresbeträge bis 15 Euro sind am 15.08. fällig.)
Die Zahlungsweise kann nur für zukünftige Jahre geändert werden. 
Der Antrag ist bis 30.9. des jeweiligen Vorjahres zu stellen.

Zahlungsverkehr

Sie sparen Zeit und vermeiden Säumniskosten, wenn Sie am SEPA-
Lastschrifteinzugsverfahren teilnehmen.
Formulare sowie Auskunft über geleistete Zahlungen, Erstattung von 
Guthaben und die Berechnung von Nebenkosten erhalten Sie von der 
Stadtkasse.
Postanschrift: 
Stadt Leipzig, Stadtkasse, 04092 Leipzig 
Sitz und Telefon- und Fax-Nr. finden Sie auf Seite 1 des letzten Be-
scheides unter „Rückfragen zur Zahlung“.
Das SEPA-Formular ist auch im Internet unter www.leipzig.de ab-
rufbar. ■

Festsetzung der Grundsteuer in der Stadt Leipzig  
für das Kalenderjahr 2023

Allgemeine Hinweise zur Grundsteuer
(siehe auch Hinweise auf zuletzt ergangenen Grundsteuerbescheiden)

mailto:amt20_steuern%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
http://www.leipzig.de
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Der Stadtrat hat in seiner Ratsversammlung am 15.12.2022 (Fortset-
zung vom 14.12.2022) den Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr vom 
01.01.2020 bis 31.12.2020 festgestellt. Gemäß § 34 (2) der Sächsischen 
Eigenbetriebsverordnung vom 22.09.2018 wird das Jahresergebnis wie 
folgt bekannt gegeben:
Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 01.01.2020 bis 31.12.2020 
wird festgestellt mit einer Bilanzsumme von 42.720.778,77 Euro, davon 
entfallen (in €):

Aktiva
Anlagevermögen 26.693.208,95
Umlaufvermögen 15.853.113,49
Rechnungsabgrenzungsposten 174.456,33

Passiva
Eigenkapital 19.338.244,30
Rücklagen 20.152.049,19
Gewinn/Verlustvortrag Vorjahre 116.233,03
Jahresüberschuss/-fehlbetrag - 930.037,92

Sonderposten für bezuschusste
Investitionsgüter des Anlagevermögens 8.181.530,96

Rückstellungen 2.729.272,87
Verbindlichkeiten 10.199.825,63
Rechnungsabgrenzungsposten 2.271.905,01

Summe der Erträge: 34.448.253,26
Summe der Aufwendungen: 35.378.291,18

Jahresfehlbetrag 930.037,92

1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2020 in der Fassung vom 26.03.2021 
(Anlage 2) wird festgestellt.

2. Der Jahresverlust beträgt EUR 930.037,92 und wird in Höhe von 
EUR 408.341,94 mit dem noch bestehenden Gewinnvortrag aus 2013 
(Stand 31.12.2020 EUR 408.341,94) verrechnet. Der verbleibende Jah-
resfehlbetrag in Höhe von EUR 521.695,98 wird auf neue Rechnung 
vorgetragen.

3. Der Gewandhausleitung wird für das Wirtschaftsjahr 01.01.2020 bis 
31.12.2020 Entlastung erteilt.

4. Die dem Eigenbetrieb Gewandhaus zu Leipzig für das Geschäfts-
jahr 2020 seitens der Stadt gewährte außerplanmäßige Zuweisung 
in Höhe von EUR 144.000,00 zum Ausgleich pandemiebedingter 
Schäden verbleibt im Eigenbetrieb. Der im Zuge der Umsetzung im 
Geschäftsjahr 2022 dadurch realisierte Ertrag wird im Eigenbetrieb 
Gewandhaus zu Leipzig zur Abfederung weiterer Auswirkungen der 
Corona-Pandemie bzw. zur Deckung notwendiger Instandhaltungs- 
und Investitionsbedarfe sowie für künstlerische Projekte eingesetzt. 
Diese Ausgleichsbedarfe werden gegenüber der Stadt in einem Ver-
wendungsnachweis erklärt. In Anwendung des sog. Kreislaufmodells 
gem. Stadtratsbeschluss VI-DS-08124 und nach erfolgter Anhörung 
der Gewandhausleitung wird folgendes beschlossen:

5. Aus der Kapitalrücklage des Eigenbetriebes Gewandhaus zu Leipzig 
(Stand zum 31.12.2020 EUR 19.938.617,31) erfolgt gemäß dem als 
Anlage 7 beigefügten Ablaufplan, aus dem sich auch das Ende der 
Durchführung des Kreislaufmodells für das Gewandhaus ergibt, 
eine Entnahme im Sinne des § 58 Nr. 1 AO zugunsten der Stadt 
Leipzig in Höhe von EUR 544.980,00. Dieser Betrag entspricht der 
aufwandswirksamen Abschreibung auf das gewidmete Vermögen 
im Geschäftsjahr 2020. In diesem Zusammenhang verpflichtet sich 
die Stadt Leipzig gegenüber dem Eigenbetrieb unwiderruflich, dem 
Eigenbetrieb nach Erhalt der Auszahlung innerhalb von 10 Bank-Ge-
schäftstagen einen Betrag in Höhe von EUR 544.980,00 als Zuweisung 
für die laufende Betriebsführung ergebniswirksam im Sinne des § 27 
Abs. 3 SächsEigBVO zuzuführen. Die zugeführten Mittel sind aus-
schließlich für steuerbegünstigte Zwecke zu verwenden (§ 58 Nr. 1 

AO).
6. Die überplanmäßige Aufwendung gem. § 79 Abs. 1 SächsGemO für 

das Haushaltsjahr 2022 in Höhe von EUR 544.980,00 im PSP-Element 
1.100.26.2.0.03 „Gewandhaus zu Leipzig“ Kostenart 4315 0000 „Zu-
schüsse an verb. Unternehmen, Sondervermögen, Beteiligungen“ 
wird bestätigt.

7. Die Deckung erfolgt aus der Kostenstelle 10986 20000 „unterjährige 
Finanzierung formale Deckung Ergebnishaushalt“. Der Deckung 
liegen nicht zahlungswirksame Minderaufwendungen i.H. von 
544.980,00 EUR im PSP-Element 1.100.26.2.0.03 „Gewandhaus zu 
Leipzig“ (Kostenart 4723 1000 „Abschreibungen auf sonstiges Finanz-
vermögen“) und zweckgebundene Einzahlungen im Finanzhaushalt 
in gleicher Höhe im PSP-Element 7.0001275.730 „Wertveränderung 
EB Gewandhaus“ (Kostenart 6844 0000) zugrunde.

Der Jahresabschluss 2020 wurde von der KPMG AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft geprüft.

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSS-
PRÜFERS 
An den Eigenbetrieb „Gewandhaus zu Leipzig“, Leipzig

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes

Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebs „Gewandhaus zu 
Leipzig“, Leipzig, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020 
und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Eigenbetriebes 
„Gewandhaus zu Leipzig“ für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2020 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse
- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen 

Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über Kommunale 
Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigenbetriebsverord-
nung – SächsEigBVO) und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage 
des Eigenbetriebes zum 31. Dezember 2020 sowie seiner Ertragslage 
für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 und

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Eigenbetriebes. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften und den Vorschriften der 
Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über 
Kommunale Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigen-
betriebsverordnung – SächsEigBVO) und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu 
keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 32 Abs. 2 SächsEigBVO 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 

Feststellung des Jahresabschlusses für das  
Wirtschaftsjahr 01.01.2020 bis 31.12.2020 für den  
Städtischen Eigenbetrieb Gewandhaus zu Leipzig
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Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen han-
delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss 
und den Lagebericht 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und Vorschriften der Verordnung des 
Sächsischen Staatsministeriums des Innern über Kommunale Eigen-
betriebe im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigenbetriebsverordnung 
– SächsEigBVO) in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Eigenbetriebes vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung 
mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als 
notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses 
zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbe-
absichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter 
dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die 
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 
hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Auf-
stellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und den Vorschriften der Verordnung des Sächsischen 
Staatsministeriums des Innern über Kommunale Eigenbetriebe im Frei-
staat Sachsen (Sächsische Eigenbetriebsverordnung – SächsEigBVO) 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstim-
mung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften und 
den Vorschriften der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums 
des Innern über Kommunale Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen (Säch-
sische Eigenbetriebsverordnung – SächsEigBVO) zu ermöglichen, und 
um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob 
der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lage-
bericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften und den Vorschriften 
der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über 
Kommunale Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigen-
betriebsverordnung – SächsEigBVO) entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jah-
resabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 
32 Abs. 2 SächsEigBVO unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 

Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und be-
wahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – be-

absichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresab-
schlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um 
Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebes abzugeben.

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte 
und damit zusammenhängenden Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 
besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebes 
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. 
Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicher-
heit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, 
unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass 
der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann.

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des 
Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahres-
abschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse 
so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt.

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, 
seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von 
der Lage des Eigenbetriebes.

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Ver-
tretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise voll-
ziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 
von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen 
Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu-
kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den 
zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesent-
lich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter an-
derem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“

Die Unterlagen können werktags von 9 bis 17 Uhr zwischen dem 09.01. 
und 23.01.2023 im Gewandhaus eingesehen werden. Interessenten 
melden sich bitte während dieser Zeit am Empfang des Gewandhauses, 
Augustusplatz 8. ■
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Beschluss Nr. VII-DS-06361-NF-04 der Ratsversammlung vom 
15.12.2022 

Aufgrund von § 4 Abs. 2 i. V. mit § 28 Abs. 1 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung vom 09. März 
2018 (SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 9. Februar 2022 (SächsGVBl. S. 134), hat die Ratsversammlung der 
Stadt Leipzig am 15.12.2022 mit der Mehrheit der Stimmen ihrer Mit-
glieder die folgende Hauptsatzung beschlossen:
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I. Verfassung
§ 1 

Grundlagen

Die Organe der Stadt Leipzig sind die Ratsversammlung (Stadtrat) und 
die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürgermeister.

§ 2 
Wappen und Farben

(1) Die Stadt Leipzig führt als Hoheitszeichen folgendes Stadtwappen: 
Gespalten: vorn in Gold rot gezungeter und bewehrter schwarzer 
Löwe; hinten in Gold zwei blaue Pfähle. 

(2) Die Stadtfarben sind Blau und Gelb, auf der Fahne untereinander 
angeordnet. 

(3) Die Stadtverwaltung Leipzig führt als zusätzliches Erkennungs-
zeichen das Stadtwappen mit dem Schriftzug „Stadt Leipzig“ unter 
oder neben dem Wappen, teilweise ergänzt durch die zusätzliche 
Nennung von Organisationseinheiten. 

(4)  1Das Wappen ist gesetzlich geschützt. 2Die Rechte am Entwurf und 
der aktuellen grafischen Umsetzung des Stadtwappens liegen bei 
der Stadt Leipzig.

§ 3 
Gedenktag 9. Oktober

Der 9. Oktober wird zum städtischen, nicht arbeitsfreien Gedenktag zur 
Erinnerung an die Friedliche Revolution 1989 bestimmt.

§ 4 
Gliederung des Stadtgebietes

Das Stadtgebiet ist im Sinne von § 5 Abs. 4 SächsGemO i. V. m. § 3 
SächsKomVerfRDVO in Stadtbezirke und Ortsteile eingeteilt: 

Stadtbezirk
(Schlüssel-
nummer)

Ortsteile (Schlüsselnummer)

Mitte (0) Zentrum (00), Zentrum-Ost (01), Zentrum-Südost 
(02), Zentrum-Süd (03), Zentrum-West (04), Zent-
rum-Nordwest (05), Zentrum-Nord (06)

Nordost (1) Schönefeld-Abtnaundorf (10), Schönefeld-Ost 
(11), Mockau-Süd (12), Mockau-Nord (13), Thekla 
(14), Plaußig-Portitz (15) einschließlich Ortschaft 
Plaußig (152) 

Ost (2) Neustadt-Neuschönefeld (20), Volkmarsdorf (21), 
Anger-Crottendorf (22), Sellerhausen-Stünz (23), 
Paunsdorf (24), Heiterblick (25), Mölkau (26), En-
gelsdorf (27), Baalsdorf (28), Althen-Kleinpösna (29)

Südost (3) Reudnitz-Thonberg (30), Stötteritz (31), Probstheida 
(32), Meusdorf (33), Liebertwolkwitz (34), Holz-
hausen (35)

Süd (4) Südvorstadt (40), Connewitz (41), Marienbrunn 
(42), Lößnig (43), Dölitz-Dösen (44)

Südwest (5) Schleußig (50), Plagwitz (51), Kleinzschocher (52), 
Großzschocher (53), Knautkleeberg-Knauthain (54), 
Hartmannsdorf-Knautnaundorf (55)

West (6) Schönau (60), Grünau-Ost (61), Grünau-Mitte 
(62), Grünau-Siedlung (63), Lausen-Grünau (64), 
Grünau-Nord (65), Miltitz (66)

Alt-West (7) Lindenau (70), Altlindenau (71), Neulindenau 
(72), Leutzsch (73), Böhlitz-Ehrenberg (74) sowie 
Burghausen-Rückmarsdorf (75), bestehend aus 
Ortschaft Burghausen (750) und Ortschaft Rück-
marsdorf (751/752)

Nordwest (8) Möckern (80), Wahren (81), Lützschena-Stahmeln 
(82), Lindenthal (83)

Nord (9) Gohlis-Süd (90), Gohlis-Mitte (91), Gohlis-Nord (92), 
Eutritzsch (93), Seehausen (94), Wiederitzsch (95)

Hauptsatzung der Stadt Leipzig
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II. Ratsversammlung und Gremien

§ 5 
Rechtsstellung und Zusammensetzung der Ratsversammlung

(1) Die Ratsversammlung ist die Vertretung der Bürgerinnen und Bürger 
und das Hauptorgan der Stadt Leipzig. 

(2) 1Die Ratsversammlung besteht aus 70 Mitgliedern und der Ober-
bürgermeisterin bzw. dem Oberbürgermeister als Vorsitzende bzw. 
Vorsitzendem. 2Die Mitglieder der Ratsversammlung führen die 
Bezeichnung Stadträtin bzw. Stadtrat.

§ 6 
Zuständigkeit der Ratsversammlung

(1) Die Ratsversammlung legt die Grundsätze für die Verwaltung fest 
und entscheidet über alle Angelegenheiten der Stadt, soweit nicht 
die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürgermeister kraft Gesetzes 
zuständig ist oder den beschließenden Ausschüssen oder der Ober-
bürgermeisterin bzw. dem Oberbürgermeister Angelegenheiten 
übertragen worden sind.

(2) In Angelegenheiten der Eigenbetriebe gehen die Regelungen in den 
Eigenbetriebssatzungen den Zuständigkeitsregelungen in dieser 
Hauptsatzung vor.

(3) 1Soweit sich die Zuständigkeit gemäß dieser Hauptsatzung nach 
Wertgrenzen bestimmt, beziehen sich diese auf Bruttowerte und 
jeweils auf den einheitlichen wirtschaftlichen Vorgang. 2Die Auf-
teilung eines solchen Vorgangs in mehrere Teile zur Begründung 
einer anderen Zuständigkeit ist nicht zulässig. 3Als Aufteilung eines 
wirtschaftlichen Vorgangs zählt nicht die Vergabe eines Auftrags als 
Nachtrag. 4Als Auftragswert für die Vergabe eines Nachtrags gilt 
allein der Wert des Nachtrags. 5Bei voraussehbar wiederkehrenden 
Leistungen bezieht sich die Wertgrenze auf den Jahresbetrag.

(4) Die Ratsversammlung überwacht die Ausführung ihrer Beschlüsse 
und sorgt beim Auftreten von Missständen in der Stadtverwaltung 
für deren Beseitigung durch die Oberbürgermeisterin bzw. den 
Oberbürgermeister.

(5) In Fragen von grundsätzlicher Bedeutung oder bei besonderem öf-
fentlichen Interesse kann der Stadtrat auf Antrag einer Fraktion oder 
eines Fünftels der Stadträtinnen und Stadträte einen Verhandlungs-
gegenstand, abweichend von den Regelungen dieser Hauptsatzung 
zu den Zuständigkeiten nach Wertgrenzen, gemäß § 41 Abs. 3 Satz 
5 SächsGemO an sich ziehen und in der Ratsversammlung zur Be-
schlussfassung auf die Tagesordnung setzen.

§ 7 
Erlass einer Nachtragshaushaltssatzung

Die Ratsversammlung hat unverzüglich eine Nachtragshaushaltssatzung 
gemäß § 77 SächsGemO zu erlassen, wenn
1.  sich zeigt, dass im Ergebnishaushalt beim Gesamtergebnis ein er-

heblicher Fehlbetrag entsteht oder sich ein veranschlagter Fehlbetrag 
erheblich vergrößert. Erheblich ist ein Fehlbetrag, wenn er 3 % des 
Volumens des Ergebnishaushaltes überschreitet. 

2. bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen oder 
Auszahlungen in einem im Verhältnis zu den Gesamtaufwendungen 
und -auszahlungen des Haushaltsplanes erheblichen Umfang geleistet 
werden müssen. Erheblich sind diese Aufwendungen oder Auszah-
lungen, wenn sie 5 % des Volumens der Gesamtaufwendungen bzw. 
-auszahlungen überschreiten.

§ 8 
Ältestenrat

1Es wird ein Ältestenrat gebildet, der die Oberbürgermeisterin bzw. den 
Oberbürgermeister in Fragen der Tagesordnung und des Ablaufs der 
Verhandlungen der Ratsversammlung und ihrer Ausschüsse berät. 2Das 
Nähere regelt die Geschäftsordnung der Ratsversammlung.

§ 9 
Beschließende Ausschüsse

(1) Als beschließende Ausschüsse nach § 41 SächsGemO werden der 
Verwaltungsausschuss und der Grundstücksverkehrsausschuss 
gebildet.

(2) 1Die Besetzung der beschließenden Ausschüsse erfolgt nach § 42 Abs. 
2 SächsGemO. 2Die Sitze werden nach dem Verfahren gemäß Sainte-

Laguë/Schepers auf die Fraktionen verteilt. 3Dabei muss gewährleistet 
sein, dass mindestens ein Mitglied jeder Fraktion vertreten ist. 4Haben 
Fraktionen wegen gleicher Teilungszahl den gleichen Anspruch auf 
einen Ausschusssitz, so entscheidet zwischen ihnen das Los.

(3) 1Der Verwaltungsausschuss besteht aus einer durch Beschluss der 
Ratsversammlung festgelegten Anzahl von Stadträtinnen bzw. Stadt-
räten und der Oberbürgermeisterin bzw. dem Oberbürgermeister 
als Vorsitzender bzw. Vorsitzendem. 2Die Beigeordneten nehmen 
an den Sitzungen mit beratender Stimme teil. 

(4) 1Der Grundstücksverkehrsausschuss besteht aus einer durch 
Beschluss der Ratsversammlung festgelegten Anzahl von Stadt-
rätinnen bzw. Stadträten und der Oberbürgermeisterin bzw. dem 
Oberbürgermeister als Vorsitzender bzw. Vorsitzendem. 2Ständige 
Vertreterin bzw. ständiger Vertreter der Oberbürgermeisterin bzw. 
des Oberbürgermeisters im Vorsitz ist die bzw. der Beigeordnete für 
Stadtentwicklung und Bau.

(5) 1Die Ratsversammlung bestellt die Mitglieder und je Ausschussmit-
glied drei Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter widerruflich aus 
ihrer Mitte. 2Die Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter sind keinem 
Ausschussmitglied persönlich zugeordnet; jede benannte Stell-
vertreterin bzw. jeder benannte Stellvertreter kann die Vertretung 
übernehmen. 3Die Sätze eins und zwei gelten entsprechend für die 
Ausschussbesetzung im Benennungsverfahren nach § 42 Abs. 2 
Satz 4 und 5 SächsGemO. 4In diesem Fall benennen die Fraktionen 
der Oberbürgermeisterin bzw. dem Oberbürgermeister neben den 
Ausschussmitgliedern drei Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter je 
Ausschussmitglied.

§ 10 
Verwaltungsausschuss

(1) 1Dem Verwaltungsausschuss werden die nachfolgend bezeichneten 
Aufgabengebiete zur dauernden Erledigung übertragen. Er entschei-
det im Rahmen seiner Zuständigkeit anstelle der Ratsversammlung. 
2Ihm können im Einzelfall von der Ratsversammlung weitere An-
gelegenheiten zur Entscheidung übertragen werden.

(2) Der Verwaltungsausschuss entscheidet:
1.  hinsichtlich Bauvorhaben:
a) über den Planungsbeschluss, d. h. über die Planung von 

Bauvorhaben bis zur Genehmigungsplanung (Leistungsphase 4 
nach HOAI) bei Gesamtkosten über 2,5 Mio. Euro bis zu 6 Mio. 
Euro,

b) über den Baubeschluss, d. h. über die Ausführung von Bauvor-
haben einschließlich deren Planung ab der Ausführungsplanung 
(Leistungsphase 5 nach HOAI) bei Gesamtkosten über 2,5 Mio. 
Euro bis zu 6 Mio. Euro,

c) über Änderungen von Baubeschlüssen, die er selbst gefasst hat, 
wenn eine Überschreitung der Gesamtkosten laut Baubeschluss 
von mehr als 750.000 Euro eintritt. Das gilt auch für den Fall, dass 
sich der Eigenanteil der Stadt um diese Beträge erhöht. Im Übrigen 
gelten die Regelungen des § 21 Abs. 2 Nr. 1 d),

d)  befristet bis zum 31.12.2024 über Änderungen von Baubeschlüssen 
für Schul- und Kita-Bauvorhaben, die er selbst gefasst hat, ab einer 
Überschreitung der Gesamtkosten laut Baubeschluss in der zuletzt 
vom Verwaltungsausschuss beschlossenen Fassung von mehr als 
25 % oder ab 4 Mio. Euro. Im Übrigen gelten die Regelungen des 
§ 21 Abs. 2 Nr. 1 e),

2. über den Ausführungsbeschluss, d. h. die Ausführung von Vor-
haben außerhalb von Bauvorhaben bei Gesamtkosten über 1 Mio. 
Euro bis zu 2,5 Mio. Euro, 

3. hinsichtlich sonstiger Verträge:
a)  über städtebauliche Verträge nach § 11 BauGB mit Wertgrößen 

von über 1 Mio. Euro bis einschließlich 2,5 Mio. Euro,
b) über die Beauftragung von Sachverständigen, Beratungsleistungen 

und Gutachten außerhalb der Vergabe- und Vertragsordnungen 
(VOB/VOL/VgV) ab einem Auftragswert von über 75.000 Euro 
bis 150.000 Euro,

c) über den Abschluss von Verträgen für sonstige Leistungen 
außerhalb der VOB, VOL und VgV, mit Ausnahme von Miet- 
und Pachtverträgen, bei einem Wert von über 150.000 Euro bei 
einmaligen Leistungen und von über 50.000 Euro jährlich bei 
wiederkehrenden Leistungen, 

4. über den Verzicht auf Ansprüche der Stadt oder die Niederschla-
gung solcher Ansprüche und die Führung von Rechtsstreitigkeiten, 
wenn der Verzicht, die Niederschlagung bzw. der Streitwert im 
Einzelfall über 100.000 Euro bis zu 1 Mio. Euro beträgt, 

5. über den Abschluss von Vergleichen, wenn der Wert des Zuge-
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ständnisses der Stadt im Einzelfall über 75.000 Euro bis 500.000 
Euro beträgt,

6. über die Bestellung von Sicherheiten, die Übernahme von 
Bürgschaften und von Verpflichtungen aus Gewährverträgen 
und den Abschluss von ihnen wirtschaftlich gleichkommenden 
Rechtsgeschäften bei einem Wert von über 50.000 Euro bis 
1 Mio. Euro,

7. bei über- oder außerplanmäßigen Aufwendungen oder Aus-
zahlungen gemäß § 79 Abs. 1 SächsGemO über 500.000 Euro 
bis 1,5 Mio. Euro. Abweichend davon gilt für überplanmäßige 
Aufwendungen oder Auszahlungen für Maßnahmen des Baus 
bzw. der Sanierung von Schulen und Kindertagesstätten die 
Regelung nach § 21 Abs. 2 Nr. 10,

8. über die Weiterleitung von Städtebaufördermitteln, einschließ-
lich der städtischen Anteile, an Dritte von über 450.000 Euro 
bis 2,5 Mio. Euro,

9. über die Bildung beitragsfähiger Abschnitte sowie die Anord-
nung der Kostenspaltung im Rahmen der Erschließungs- und 
Straßenausbaubeitragssatzung bei Maßnahmen über 1 Mio. 
Euro bis einschließlich 2,5 Mio. Euro,

10. über die Genehmigung von Dienstreisen der Stadträtinnen 
und Stadträte,

11. über die Gewährung von Sitzungsgeld nach der Satzung über 
die Entschädigung von ehrenamtlich Tätigen für die Teilnahme 
an Sitzungen sonstiger Gremien.

(3) Der Verwaltungsausschuss ist darüber hinaus zuständig für:
1.  die Vorberatung in Personalangelegenheiten, die in die Zu-

ständigkeit der Ratsversammlung fallen, 
2. die Vorberatung von Angelegenheiten der wirtschaftlichen 

Unternehmen der Stadt, die ihr allein gehören oder an denen 
sie beteiligt ist, und der Zweckverbände, in denen die Stadt 
Leipzig Mitglied ist, für deren Entscheidung die Ratsversamm-
lung abschließend zuständig ist,

3.  die Beratung aller wichtigen Angelegenheiten der wirtschaft-
lichen Unternehmen, die ihr allein gehören oder an denen 
sie beteiligt ist, und der Zweckverbände, in denen die Stadt 
Leipzig Mitglied ist, insbesondere deren Unternehmens-
planungen, Wirtschaftsführung und Jahresabschlüsse. Der 
Verwaltungsausschuss kann den Gesellschaftervertretern und 
den Verbandsräten in den Zweckverbänden Empfehlungen 
aussprechen,

4.  die Vorberatung von Wahlordnungen,
5.  die Vorberatung sonstiger Angelegenheiten, die nicht in die 

fachlich abgegrenzten Arbeitsbereiche der anderen beschlie-
ßenden und beratenden Ausschüsse fallen. 

(4) Die bzw. der Beigeordnete für Finanzen unterrichtet den Ver-
waltungsausschuss über die Inanspruchnahme des jährlichen 
Kreditrahmens auf Grundlage der Haushaltssatzung.

§ 11 
Grundstücksverkehrsausschuss

(1) Der Grundstücksverkehrsausschuss entscheidet über:
1. den Erwerb, die Veräußerung, den Tausch und die dingliche 

Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten 
mit einem Wert im Einzelfall von mehr als 250.000 Euro bis 2,5 
Mio. Euro, 

2.  den Abschluss von Miet- und Pachtverträgen über 50.000 Euro 
bis 125.000 Euro jährlich sowie bei auf bestimmte Zeit ab 10 
Jahren abgeschlossenen Miet- und Pachtverträgen über 25.000 
Euro jährlich bis 125.000 Euro jährlich,

(2) Der Grundstücksverkehrsausschuss berät alle Grundstücksan-
gelegenheiten vor, die von der Ratsversammlung zu entscheiden 
sind.

§ 12 
Umlegungsausschuss

(1) 1Es wird ein ständiger Umlegungsausschuss als weisungsun-
abhängiges und selbstständiges Organ gebildet. 2Seine Bildung, 
Aufgaben und Zusammensetzung richten sich nach der Sächsi-
schen Umlegungsausschussverordnung in ihrer jeweils geltenden 
Fassung; die Regelungen über beschließende Ausschüsse in § 9 
dieser Hauptsatzung finden keine Anwendung.

(2) Der Umlegungsausschuss ist zuständig für: 
1.  die Durchführung von Bodenordnungsverfahren nach den 

Vorschriften des Vierten Teils des Ersten Kapitels des Bau-

gesetzbuches (BauGB) in der jeweils geltenden Fassung, 
2.  die Durchführung von Bodensonderungsverfahren nach allen 

gesetzlichen Vorschriften in deren jeweils geltenden Fassungen, 
insbesondere nach dem Bodensonderungsgesetz (BoSoG).

§ 13 
Jugendhilfeausschuss

Es wird gemäß §§ 70 und 71 Sozialgesetzbuch VIII – Kinder- und 
Jugendhilfe – (SGB VIII) ein Jugendhilfeausschuss gebildet, dessen 
Zusammensetzung und Zuständigkeit sich aus dem Sächsischen 
Landesjugendhilfegesetz, dem SGB VIII sowie der Satzung des Ju-
gendamtes der Stadt Leipzig in der jeweils gültigen Fassung ergeben.

§ 14 
Betriebsausschüsse

(1) Folgende Betriebsausschüsse werden als beschließende Aus-
schüsse gebildet: 
1. Betriebsausschuss des Kommunalen Eigenbetriebes Leipzig/

Engelsdorf
2. Betriebsausschuss Eigenbetrieb Stadtreinigung Leipzig
3. Betriebsausschuss Jugend, Soziales, Gesundheit
4. Betriebsausschuss Kulturstätten

(2) Die Aufgaben und Zusammensetzung der Betriebsausschüsse 
ergeben sich aus den jeweiligen, durch die Ratsversammlung 
beschlossenen Satzungen der Eigenbetriebe.

§ 15 
Beratende Ausschüsse

(1) Es werden folgende beratende Ausschüsse gebildet: 
1. Fachausschuss Allgemeine Verwaltung
2. Fachausschuss Finanzen
3. Fachausschuss Umwelt, Klima und Ordnung
4. Fachausschuss Kultur
5. Fachausschuss Jugend, Schule und Demokratie
6. Fachausschuss Soziales, Gesundheit und Vielfalt
7. Fachausschuss Stadtentwicklung und Bau
8. Fachausschuss Wirtschaft, Arbeit und Digitales
9. Fachausschuss Sport
10. Rechnungsprüfungsausschuss
11. Petitionsausschuss
12. Ehrenrat
13. Bewertungsausschuss

(2) 1Die Besetzung erfolgt nach § 42 Abs. 2 SächsGemO. 2Die beraten-
den Ausschüsse bestehen aus einer durch Beschluss der Ratsver-
sammlung festgelegten Anzahl von Stadträtinnen und Stadträten. 
3§ 9 Abs. 2 und 5 dieser Hauptsatzung gelten entsprechend. 

(3) 1Jeder dieser Ausschüsse wählt seine Vorsitzende bzw. seinen 
Vorsitzenden aus seiner Mitte, die bzw. der insoweit die Aufgaben 
der Oberbürgermeisterin bzw. des Oberbürgermeisters wahr-
nimmt. 2Die bzw. der Vorsitzende sollen nicht derselben Partei 
angehören, der die bzw. der Beigeordnete des jeweils zugeordneten 
Geschäftskreises angehört oder auf deren Vorschlagsrecht hin die 
bzw. der Beigeordnete des jeweils zugeordneten Geschäftskrei-
ses bestellt wurde. 3Für die Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden 
ist eine Stellvertreterin bzw. ein Stellvertreter ebenfalls aus der 
Mitte des Ausschusses zu wählen. 4Die bzw. der stellvertretende 
Vorsitzende soll nicht zugleich derselben Partei angehören, der 
die bzw. der Beigeordnete des jeweils zugeordneten Geschäfts-
kreises angehört oder auf deren Vorschlagsrecht hin die bzw. der 
Beigeordnete des jeweils zugeordneten Geschäftskreises bestellt 
wurde. 5Sind die bzw. der Vorsitzende und ihre bzw. seine Stellver-
tretung verhindert, wählt der Ausschuss für die einzelne Sitzung 
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden aus seiner Mitte. 6Die 
Beigeordneten nehmen an den Sitzungen der Ausschüsse ihres 
Geschäftskreises beratend teil. 

(4) Die Aufgabenbereiche der beratenden Ausschüsse nach Abs. 1 
Nr. 1 bis 9 entsprechen den Geschäftskreisen der Dezernate. 

(5) 1Über die Berufung von sachkundigen Einwohnerinnen und 
Einwohnern gemäß § 44 Abs. 2 SächsGemO entscheidet die 
Ratsversammlung durch Beschluss. 2Bei beratender Tätigkeit von 
sachkundigen Einwohnerinnen und Einwohnern gelten die §§ 19 
und 20 der SächsGemO. 
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§ 16 
Ehrenrat

(1) 1Der Ehrenrat achtet auf die Einhaltung der Ehrenordnung. 2Er 
kann bei Verstößen entsprechend den Festlegungen in der Ehren-
ordnung Empfehlungen an die Ratsversammlung aussprechen. 

(2) Gemäß § 44 Abs. 6 SächsGemO können die bzw. der Datenschutz-
beauftragte sowie die Anti-Korruptions-Koordinatorin bzw. der 
Anti-Korruptions-Koordinator zu den Sitzungen hinzugezogen 
werden.

§ 17 
Petitionsausschuss

(1) 1Dem Petitionsausschuss obliegt die Vorberatung der Petitionen, 
die in die Zuständigkeit der Ratsversammlung fallen. 2Er unter-
breitet unter Einhaltung der Ladungsfrist gemäß § 36 Abs. 3 
SächsGemO i. V. m. der Geschäftsordnung der Ratsversammlung 
einen Entscheidungsvorschlag an die Ratsversammlung, die über 
die Petitionen entscheidet. 

(2) Für den Geschäftsgang und die Behandlung von Petitionen erlässt 
die Ratsversammlung eine Geschäftsordnung für den Petitions-
ausschuss.

§ 18 
Beiräte

(1) Es werden folgende sonstige Beiräte nach § 47 SächsGemO ge-
bildet, die die Ratsversammlung und die Stadtverwaltung bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben unterstützen:
1. Kleingartenbeirat
2. Beirat für Menschen mit Behinderungen
3. Kinder- und Familienbeirat
4. Seniorinnen- und Seniorenbeirat
5. Beirat für Tierschutz
6. Beirat für Gleichstellung
7. Kuratorium Friedliche Revolution 1989
8. Beirat Kunst im öffentlichen Raum und Kunst am Bau
9. Jugendbeirat
10. Migrantinnen- und Migrantenbeirat
11. Klimaschutzbeirat

(2) 1Die Beiräte setzen sich aus jeweils einer Stadträtin bzw. einem 
Stadtrat jeder Fraktion sowie mindestens zwei und bis zu 16 sach-
kundigen Einwohnerinnen und Einwohnern der Stadt Leipzig 
zusammen. 2Die Mitglieder werden von der Ratsversammlung 
bestellt. 3Für jedes Mitglied kann eine persönliche Stellvertreterin 
bzw. ein persönlicher Stellvertreter bestellt werden. 4Den Fraktio-
nen steht es frei, anstatt einer Stadträtin bzw. eines Stadtrates eine 
sachkundige Einwohnerin bzw. einen sachkundigen Einwohner 
zur Bestellung als Beiratsmitglied vorzuschlagen. 5Erfolgt diese 
Bestellung, erhöht sich die Zahl der sachkundigen Einwohnerinnen 
und Einwohner entsprechend. 6Dabei ist sicherzustellen, dass dem 
Beirat mindestens zwei Stadträtinnen bzw. Stadträte angehören. 
7Die Mitglieder der Beiräte sind ehrenamtlich tätig.

(3) Die Sitzungen der Beiräte sind öffentlich, sofern nicht das öffent-
liche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner eine nichtöffent-
liche Verhandlung erfordern. 

(4) Weitere Einzelheiten werden durch die Geschäftsordnung der 
Ratsversammlung bestimmt.

(5) Daneben bestehen insbesondere folgende Beiräte, die ihre gesetz-
liche Grundlage außerhalb der Vorschriften der SächsGemO haben: 
Beirat für Psychiatrie, Drogenbeirat und Naturschutzbeirat.

§ 19 
Aufgaben der Beiräte

(1) Der Kleingartenbeirat unterstützt bei der Erfüllung der Aufgaben 
mit Bezug zum Kleingarten- und Gemeinschaftsgartenwesen. 

(2) Der Beirat für Menschen mit Behinderungen unterstützt bei der 
Erfüllung der Aufgaben im Hinblick auf die selbstbestimmte und 
gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen. 

(3) Der Kinder- und Familienbeirat unterstützt bei der Erfüllung der 
Aufgaben im Hinblick auf das Ziel, Leipzig kinder- und familien-
freundlich weiterzuentwickeln. 

(4) Der Seniorinnen- und Seniorenbeirat unterstützt bei der Erfüllung 
der Aufgaben im Hinblick auf die Belange von Seniorinnen und 

Senioren.
(5) Der Beirat für Tierschutz unterstützt bei der Erfüllung der Auf-

gaben im Hinblick auf die spezifischen Themen des Tierschutzes, 
der Tierhaltung und des Umgangs mit Tieren in der Stadt Leipzig.  

(6) Der Beirat für Gleichstellung fördert die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen, Männern und anderen Geschlechtern 
in Leipzig und berät geschlechtersensibel die Kommunalpolitik bei 
Entscheidungsfindungen hinsichtlich der Einhaltung des Gleich-
behandlungsgebots. 

(7) 1Das Kuratorium Friedliche Revolution 1989 unterstützt die thema-
tische Schwerpunktsetzung für die Feierlichkeiten zur Friedlichen 
Revolution am 9. Oktober sowie der begleitenden Programme in 
Leipzig. 2Das Kuratorium Friedliche Revolution 1989 berät auch in 
Bezug auf die Ausschreibungen zur Gestaltung der Veranstaltungen 
zum Tag der Friedlichen Revolution 1989. 

(8) 1Der Beirat Kunst im öffentlichen Raum und Kunst am Bau unter-
stützt bei der Verankerung, Realisierung und Pflege von bildender 
Kunst im öffentlichen Raum. 

(9) 1Der Jugendbeirat unterstützt bei der Aufgabe, Politik jugendgerecht 
zu gestalten und Themen der Jugend zu vertreten. 2Näheres regelt 
die Satzung des Jugendparlamentes. 

(10) 1Der Migrantinnen- und Migrantenbeirat unterstützt bei der Erfül-
lung der Aufgaben im Hinblick auf die Integration von Menschen mit 
Migrationsgeschichte in Leipzig. 2Im Sinne einer gleichberechtigten 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und politischer Partizipation 
setzt er sich für die Gestaltung des Zusammenlebens in einer viel-
fältigen Gesellschaft ein. 3Näheres regelt die Satzung über die Wahl-
ordnung für die Mitglieder des Migrantenbeirates der Stadt Leipzig.

(11) Der Klimaschutzbeirat unterstützt den Stadtrat und die Stadtver-
waltung bei der Konzeption und Umsetzung sektorübergreifender 
Klimaschutzprogramme und Klimaschutzmaßnahmen.

§ 20 
Jugendparlament

(1) 1Das Jugendparlament der Stadt Leipzig wird von Jugendlichen 
geführt und arbeitet überparteilich. 2Das Jugendparlament der 
Stadt Leipzig hat die Aufgabe, Politik jugendgerecht zu gestalten 
und Themen der Jugend in der Stadt Leipzig zu vertreten. 3Ziel ist 
es, insbesondere bei jugendrelevanten Themen aktiv in der Kom-
munalpolitik der Stadt Leipzig mitzuwirken und Jugendliche für 
politische Themen zu sensibilisieren und in politische Prozesse mit 
einzubeziehen.

(2) Die Mitglieder des Jugendparlamentes sind Ansprechpartnerinnen 
und Ansprechpartner für die Jugendlichen der Stadt Leipzig und ein 
Vertretungsorgan ihrer Belange gegenüber Politik und Verwaltung.

(3) Für ihre Arbeit stellt die Stadt Leipzig dem Jugendparlament geeignete 
Räumlichkeiten und finanzielle Mittel, insbesondere für Projektarbeit, 
zur Verfügung.

(4) 1Das Nähere zur Zusammensetzung, Organisation und Gliederung 
des Jugendparlaments regelt die Satzung des Jugendparlaments der 
Stadt Leipzig. 2Das Nähere zur Wahl des Jugendparlaments regelt 
die Wahlordnung des Jugendparlaments der Stadt Leipzig.

III. Oberbürgermeisterin bzw. Oberbürgermeister, Beigeordnete, 
Beauftragte

§ 21 
Rechtsstellung und Aufgaben der Oberbürgermeisterin  

bzw. des Oberbürgermeisters

(1) 1Die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürgermeister hat den Vor-
sitz der Ratsversammlung und die Leitung der Stadtverwaltung inne. 
2Sie bzw. er vertritt die Stadt Leipzig.

(2) 1 Die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürgermeister erledigt 
in eigener Zuständigkeit die Geschäfte der laufenden Verwaltung 
und die ihr bzw. ihm sonst durch Rechtsvorschrift oder die Ratsver-
sammlung übertragenen Aufgaben. 2Ihr bzw. ihm werden folgende 
Aufgaben zur Erledigung dauernd übertragen, soweit es sich nicht 
bereits um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt: 
1.  hinsichtlich Bauvorhaben die Entscheidung
a) über den Planungsbeschluss, d. h. über die Planung von 

Bauvorhaben bis zur Genehmigungsplanung (Leistungsphase 
4 nach HOAI) bei Gesamtkosten von bis zu 2,5 Mio. Euro. Bei 
Bauvorhaben mit einem Gesamtvolumen bis zu 1,5 Mio. Euro ist 
kein Planungsbeschluss notwendig.
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b)  über den Baubeschluss, d. h. über die Ausführung von Bauvorhaben 
einschließlich deren Planung ab der Ausführungsplanung 
(Leistungsphase 5 nach HOAI) bei Gesamtkosten von bis zu 2,5 
Mio. Euro.

c)  über die Änderung von Baubeschlüssen nach a und b,
d) über die Änderung von Baubeschlüssen, die der 

Verwaltungsausschuss oder die Ratsversammlung gefasst haben, 
es sei denn, es tritt eine Überschreitung der Gesamtkosten laut 
Baubeschluss bei Baubeschlüssen des Verwaltungsausschusses 
von mehr als 750.000 Euro bzw. bei Baubeschlüssen der 
Ratsversammlung von mehr als 1,2 Mio. Euro ein. Bei Bau-
beschlüssen, die der Verwaltungsausschuss oder die Ratsver-
sammlung gefasst haben, ist die Oberbürgermeisterin bzw. der 
Oberbürgermeister bei einer Erhöhung der Gesamtkosten laut 
Baubeschluss von mehr als 10 % verpflichtet, das Gremium, das 
den ursprünglichen Baubeschluss erlassen hat, über die Änderung 
zu informieren.

e)  befristet bis zum 31.12.2024 über die Änderung von Baubeschlüssen 
für Schul- und Kita-Bauvorhaben, die der Verwaltungsausschuss 
oder die Ratsversammlung gefasst haben, bis zu einer Erhöhung der 
Gesamtkosten laut Baubeschluss in der zuletzt vom Verwaltungs-
ausschuss bzw. der Ratsversammlung beschlossenen Fassung von 
bis zu 25 % oder bis zu 4 Mio. Euro. Sie bzw. er informiert über 
diese Entscheidungen die Ratsversammlung und, soweit dieser 
den Baubeschluss gefasst hat, auch den Verwaltungsausschuss, 
im Rahmen des regelmäßigen Sachstandsberichts.

2. die Entscheidung über den Ausführungsbeschluss, d. h. die Aus-
führung von Vorhaben außerhalb von Bauvorhaben bei Gesamt-
kosten bis 1 Mio. Euro, 

3.  die Vergabe von Leistungen nach VOL, VgV, KonzVgV und 
Bauleistungen nach VOB. Für das Verfahren wird eine städtische 
Geschäftsordnung zur Vergabe von Leistungen erlassen, die der 
Zustimmung der Ratsversammlung bedarf, 

4. hinsichtlich sonstiger Verträge:
a)  der Abschluss von städtebaulichen Verträgen nach §§ 11 BauGB 

mit Wertgrößen von bis zu 1 Mio. Euro,
b) die Beauftragung von Sachverständigen, Beratungsleistungen und 

Gutachten außerhalb der Vergabe- und Vertragsordnungen (VOB/
VOL/VgV) bis zu einem Auftragswert von 75.000 Euro und legt 
einmal im Jahr der Ratsversammlung einen Bericht vor, an wen 
und in welcher Höhe Beauftragungen erfolgten und Gutachten 
vergeben wurden,

c) der Abschluss von Miet- und Pachtverträgen bis zu 50.000 Euro 
jährlich, bei Miet- und Pachtverträgen auf bestimmte Zeit ab 10 
Jahren bis 25.000 Euro jährlich, 

d)  der Abschluss von Verträgen über sonstige Leistungen außerhalb 
der VOB, VOL und VgV mit einem Wert von bis zu 150.000 Euro 
bei einmaligen Leistungen und bis zu 50.000 Euro jährlich bei 
wiederkehrenden Leistungen, 

5.  der Verzicht auf Ansprüche der Stadt oder die Niederschlagung 
solcher Ansprüche und die Führung von Rechtsstreitigkeiten, 
wenn der Verzicht, die Niederschlagung bzw. der Streitwert im 
Einzelfall bis zu 100.000 Euro betragen, 

6.  der Abschluss von Vergleichen, wenn der Wert des Zugeständ-
nisses der Stadt im Einzelfall bis zu 75.000 Euro beträgt,

7.  die Bestellung von Sicherheiten, die Übernahme von Bürgschaften 
und von Verpflichtungen aus Gewährverträgen und der Abschluss 
von ihnen wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften bis 
zum Wert von 50.000 Euro, 

8.  die Verfügung über Gemeindevermögen mit einem Wert von bis 
zu 250.000 Euro, 

9. die Ausgestaltung der Regelungen zur Budgetbildung und -bewirt-
schaftung im Rahmen der durch die Hauptsatzung festgelegten 
Wertgrenzen, 

10. hinsichtlich über- oder außerplanmäßiger Aufwendungen oder 
Auszahlungen gemäß § 79 Abs. 1 SächsGemO die Entscheidung 
bis zu 500.000 Euro. Abweichend davon und von § 10 Abs. 2 
Nr. 7 dieser Hauptsatzung wird die Oberbürgermeisterin bzw. 
der Oberbürgermeister befristet bis zum 31.12.2024 ermächtigt, 
überplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen für Maß-
nahmen des Baus bzw. der Sanierung von Schulen und Kinder-
tagesstätten, denen Beschlüsse der Ratsversammlung bzw. des 
Verwaltungsausschusses zugrunde liegen, zu beschließen, sofern 
die Erhöhung der Gesamtkosten laut Baubeschluss in der zuletzt 
von der Ratsversammlung bzw. dem Verwaltungsausschuss be-
schlossenen Fassung nicht aus der wesentlichen Änderung der 
Aufgabenstellung für die jeweiligen Objekte resultiert und diese 

Erhöhung einen Wert von über 10 % bei Neubauvorhaben und 
über 20 % bei Sanierungsvorhaben nicht übersteigt. 

 Eine wesentliche Änderung der Aufgabenstellung liegt bei einer 
Erhöhung der Bruttogrundfläche von mehr als 10 % oder einer Er-
weiterung um komplette Leistungsbereiche (z. B. Dachsanierung, 
Trockenlegung, Brandschutz usw.) vor. 

 Sofern überplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen von 
über 200.000 Euro erforderlich sind, werden die Fachausschüsse 
Finanzen, Jugend, Schule und Demokratie, Stadtentwicklung 
und Bau, der Jugendhilfeausschuss, das städtische VOB-Verga-
begremium sowie die Ratsversammlung informiert. Ergänzend 
werden die genannten Ausschüsse und die Ratsversammlung 
in einem quartalsweisen zusammenfassenden Bericht über alle 
diesbezüglichen Entscheidungen der Oberbürgermeisterin bzw. 
des Oberbürgermeisters informiert.

11. die Entscheidung bei nichtzahlungswirksamen über- oder außer-
planmäßigen Aufwendungen, die im Rahmen des Haushaltsrechts 
erforderlich werden und mit denen keine Zahlungsbewegung 
nach außen verbunden ist und auch in zukünftigen Jahren nicht 
anfallen wird, in unbegrenzter Höhe,

12. die Entscheidung bei über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen gemäß § 81 Abs. 5 SächsGemO,

13. die nachträgliche Aufnahme von weiteren Zweckbindungsver-
merken gemäß § 19 SächsKomHVO im Laufe des Haushaltsjahres. 
Nachträgliche Zweckbindungsvermerke sind nur für Einzahlun-
gen und Erträge aus Fördermitteln und Einzahlungen und Erträge, 
die kraft Gesetzes zweckgebunden sind, möglich. 

14. die Kreditaufnahme gemäß § 82 SächsGemO auf der Grundlage 
der von der Ratsversammlung beschlossenen und von der Rechts-
aufsichtsbehörde genehmigten Kreditermächtigung im Rahmen 
der jeweiligen Haushaltssatzung,

15. der Abschluss von Sicherungsinstrumenten im Zins- und Schulden-
management der Stadt Leipzig zur sparsamen und wirtschaftlichen 
Gestaltung bestehender Verbindlichkeiten und Verminderung 
von Zinsausgaben sowie die Sicherung von Zinskonditionen 
auch für die Zukunft,

16. die Weiterleitung von Städtebaufördermitteln, einschließlich der 
städtischen Anteile, an Dritte bis zu 450.000 Euro,

17. die Bildung beitragsfähiger Abschnitte sowie die Anordnung der 
Kostenspaltung im Rahmen der Erschließungs- und Straßenaus-
baubeitragssatzung bei Maßnahmen bis 1 Mio. Euro,

18. die Widmung, Umstufung und Einziehung gemäß §§ 6, 6a, 7 und 
8 SächsStrG außerhalb der Aufstellung von Bauleitplänen und 
städtebaulicher Verträge,

19. die Abgabe von Stellungnahmen im Rahmen behördlicher Be-
teiligungsverfahren mit Ausnahme von Stellungnahmen zu

a) Landesentwicklungs- und Regionalplänen gemäß § 6 Abs. 2 
SächsLPlG, 

b)  Flächennutzungsplänen, Bebauungsplänen und Änderungen von 
Flächennutzungsplänen gemäß § 2 Abs. 2 BauGB,

c) Zielabweichungsverfahren von Landesentwicklungs- und Regio-
nalplänen gemäß § 16 SächsLPlG,

d) nicht förmlichen Beteiligungsverfahren zu Vorhaben, soweit ver-
waltungsgerichtliche Verfahren erhebliche Auswirkungen auf die 
Stadt Leipzig erwarten lassen, 

e)  Planfeststellungsverfahren gemäß §§ 72 ff. VwVfG mit erheblicher 
Bedeutung für die Stadt Leipzig, 

f)  Erlaubnissen, Bewilligungen, Planfeststellungsverfahren, Rah-
men- und Hauptbetriebsplänen (in Bezug auf Neuaufschluss und 
großflächige Erweiterungen) nach dem BBergG,

20. hinsichtlich Personalangelegenheiten:
a) die Ernennung, Einstellung, Beförderung/Höhergruppierung 

und Entlassung von Bediensteten, mit Ausnahme der leitenden 
Bediensteten im Sinne von § 28 Abs. 2 Nr. 2 SächsGemO. Leitende 
Bedienstete sind alle Amtsleiterinnen bzw. Amtsleiter sowie Be-
amtinnen bzw. Beamte ab Besoldungsgruppe A 16 aufwärts und 
Beschäftigte mit übertariflichem Entgelt. Nicht übertragen wird 
ihr bzw. ihm die Wahl der Eigenbetriebsleiterinnen und Eigen-
betriebsleiter und die Bestellung einer ersten Betriebsleiterin bzw. 
eines ersten Betriebsleiters. 

b) die Verteilung tariflich oder gesetzlich vorgesehener Leistungs-
entgelte auf die einzelnen Bediensteten sowie die Gewährung von 
Einmalzahlungen zur Anerkennung besonderer Leistungen bis 
zur Höhe von 5.000 Euro im Einzelfall,

c) die Freigabe der Anwendung von Arbeitgeberrichtlinien des 
Verbandes kommunaler Arbeitgeber bzw. des Kommunalen 
Arbeitgeberverbandes, 

https://www.gesetze-im-internet.de/bbergg/
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21. die Erteilung von Aussagegenehmigungen für Stadträtinnen und 
Stadträte im Rahmen von Zeugenvernehmungen bzw. Befragun-
gen durch Ermittlungsbehörden bzw. Gerichte, 

22. die Vergabe von Zuwendungen an außerhalb der Stadtverwaltung 
stehende Stellen auf der Grundlage der durch die Ratsversamm-
lung beschlossenen Fachförderrichtlinien im Rahmen der im 
Haushalt für diesen Zweck bereitgestellten Mittel im Benehmen 
mit den jeweils zuständigen beratenden Ausschüssen,

§ 22 
Rechtsstellung und Aufgaben der Beigeordneten

(1) Es werden acht hauptamtliche Beigeordnete bestellt, und zwar für 
die Geschäftskreise:
1.  Allgemeine Verwaltung
2. Finanzen (Fachbedienstete bzw. Fachbediensteter für das Finanz-

wesen)
3.  Umwelt, Klima, Ordnung und Sport
4.  Kultur
5. Soziales, Gesundheit und Vielfalt
6.  Stadtentwicklung und Bau
7.  Jugend, Schule und Demokratie
8.  Wirtschaft, Arbeit und Digitales

(2) Bei der Wahl bzw. Bestellung einer bzw. eines Beigeordneten bleibt 
eine Veränderung des Geschäftskreises vorbehalten. 

(3) 1Die Beigeordneten sind in ihrem Geschäftskreis Vertreterinnen bzw. 
Vertreter der Oberbürgermeisterin bzw. des Oberbürgermeisters und 
Vorgesetzte der dort tätigen Bediensteten. 2In ihrem Geschäftskreis 
leiten und beaufsichtigen sie den Geschäftsgang der Verwaltung. 

(4) 1Die Beigeordneten unterstützen die Oberbürgermeisterin bzw. den 
Oberbürgermeister bei der Erfüllung der Aufgaben nach §§ 52, 53 
SächsGemO sowie dieser Hauptsatzung. 2Insofern tragen sie, über 
ihren Geschäftskreis hinaus, eine Mit- und Gesamtverantwortung für 
die ordnungsgemäße Erledigung aller Aufgaben der Stadt Leipzig.

§ 23 
Stellvertretung der Oberbürgermeisterin  

bzw. des Oberbürgermeisters

(1) Die Ratsversammlung bestimmt im Einvernehmen mit der Ober-
bürgermeisterin bzw. dem Oberbürgermeister die Reihenfolge ihrer 
bzw. seiner Vertretung durch die Beigeordneten im Falle ihrer bzw. 
seiner Verhinderung und kann einer bzw. einem Beigeordneten die 
Funktion der bzw. des Ersten Beigeordneten übertragen. 

(2) 1Die erste Stellvertreterin bzw. der erste Stellvertreter führt die Amts-
bezeichnung „Erste Bürgermeisterin“ bzw. „Erster Bürgermeister“. 
2Alle anderen Beigeordneten führen die Amtsbezeichnung „Bürger-
meisterin“ beziehungsweise „Bürgermeister“.

§ 24 
Beauftragte

(1) Die Stadt Leipzig bestellt für bestimmte Aufgabenbereiche besondere 
Beauftragte gemäß § 64 SächsGemO.

(2) Die Ratsversammlung bestellt eine Beauftragte bzw. einen Beauf-
tragten 
1.  für die Gleichstellung von Frau und Mann
2.  für Menschen aller Geschlechter und sexuellen Identitäten
3.  für Migration und Integration
4.  für Menschen mit Behinderungen
5.  für Seniorinnen und Senioren

(3) 1Die bzw. der Gleichstellungsbeauftragte ist hauptamtlich tätig. 2Sie 
bzw. er wirkt auf die Verwirklichung des Grundrechtes der Gleich-
berechtigung von Frau und Mann im Zuständigkeitsbereich der Stadt 
Leipzig hin. 

(4) Die bzw. der Beauftragte für Migration und Integration setzt sich 
für die Wahrung der Belange der in Leipzig lebenden Menschen mit 
Migrationsgeschichte ein. 2Die bzw. der Beauftragte für Migration 
und Integration ist hauptamtlich tätig.

(5) 1Die Beauftragten für Menschen aller Geschlechter und sexuellen 
Identitäten, für Menschen mit Behinderungen sowie für Seniorinnen 
und Senioren sind hauptamtlich tätig. 2Für die Bestellung weiterer 
durch Gesetz oder Ratsbeschluss vorgesehener besonderer Beauf-
tragter ist die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürgermeister 
zuständig.

(6) Die Beauftragten haben das Recht, an den Sitzungen der Ratsversamm-
lung und der für ihren Aufgabenbereich zuständigen beschließenden 
und beratenden Ausschüsse mit beratender Stimme teilzunehmen.

IV. Mitwirkung der Einwohnerinnen und Einwohner

§ 25 
Einwohnerversammlung, Bürgerbegehren 

und Bürgerentscheid

(1) 1Von den Einwohnerinnen und Einwohnern kann die Durchführung 
einer Einwohnerversammlung nach § 22 Abs. 2 SächGemO unter 
Bezeichnung der zu erörternden Angelegenheit beantragt werden. 
2Die elektronische Form ist ausgeschlossen. 3Dieser Antrag muss 
mindestens von 5 vom Hundert der Einwohnerinnen bzw. Einwohner 
der Stadt, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein. 
4Die Durchführung einer Einwohnerversammlung gemäß § 22 Abs. 
1 SächsGemO bleibt davon unberührt. 

(2) 1Die Durchführung eines Bürgerentscheids nach § 24 SächsGemO 
kann schriftlich von den Bürgerinnen und Bürgern der Stadt beantragt 
werden (Bürgerbegehren, § 25 SächsGemO). 2Die elektronische Form 
ist ausgeschlossen. Das Bürgerbegehren muss mindestens von 5 vom 
Hundert der Bürgerinnen bzw. Bürger der Stadt unterzeichnet sein.

§ 26 
Anfragen von Einwohnerinnen und Einwohnern

(1) 1Die Ratsversammlung räumt gemäß § 44 Abs. 3 SächsGemO Ein-
wohnerinnen und Einwohnern und den ihnen nach § 10 Abs. 3 Sächs-
GemO gleichgestellten Personen sowie Vertreterinnen und Vertretern 
von Bürgerinitiativen und Vereinen zu jeder Ratsversammlung die 
Möglichkeit ein, Fragen zu stellen oder Anregungen und Vorschläge 
zu unterbreiten. 2Die Fragen, Anregungen und Vorschläge müssen 
sich auf Angelegenheiten der Stadt Leipzig beziehen.

(2) Die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürgermeister legt nach Be-
ratung im Ältestenrat die Art der Beantwortung fest. Die schriftliche 
Beantwortung ist zulässig. 

(3) Näheres regelt die Geschäftsordnung der Ratsversammlung.

V. Ortschafts- und Stadtbezirksverfassung
§ 27 

Ortschaftsverfassung

(1) In folgenden Ortschaften wird gemäß § 65 SächsGemO die Ortschafts-
verfassung fortgeführt und es werden Ortschaftsräte gebildet und 
Ortsvorsteherinnen bzw. Ortsvorsteher bestellt:

Ortschaft Geltungsbereich i. S. § 4 Gebietsgliederung 
(Schlüsselnummer)

Böhlitz-Ehrenberg Ortsteil Böhlitz-Ehrenberg (74)
Burghausen Burghausen (750) vom Ortsteil Burghausen-

Rückmarsdorf (75)
Engelsdorf Ortsteile Engelsdorf (27), Baalsdorf (28) und 

Althen-Kleinpösna (29)
Hartmannsdorf-
Knautnaundorf

Ortsteil Hartmannsdorf-Knautnaundorf (55)

Holzhausen Ortsteil Holzhausen (35)
Liebertwolkwitz Ortsteil Liebertwolkwitz (34)
Lindenthal Ortsteil Lindenthal (83)
Lützschena-Stah-
meln

Ortsteil Lützschena-Stahmeln (82)

Miltitz Ortsteil Miltitz (66)
Mölkau Ortsteil Mölkau (26)
Plaußig Plaußig (152) vom Ortsteil Plaußig-Portitz (15)
Rückmarsdorf Rückmarsdorf (751 und 752) vom Ortsteil 

Burghausen-Rückmarsdorf (75)
Seehausen Ortsteil Seehausen (94)
Wiederitzsch Ortsteil Wiederitzsch (95)
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(2) Der Ortschaftsrat besteht 
1.  in Ortschaften mit bis zu 4.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 

aus fünf Mitgliedern,
2.  in Ortschaften mit 4.000 bis unter 7.000 Einwohnerinnen und 

Einwohnern aus sieben Mitgliedern, 
3.  in Ortschaften mit 7.000 bis unter 10.000 Einwohnerinnen und 

Einwohnern aus acht Mitgliedern und 
4. in Ortschaften mit 10.000 und mehr Einwohnerinnen und Ein-

wohnern aus neun Mitgliedern.
(3) Der Ortschaftsrat wählt die Ortsvorsteherin bzw. den Ortsvorsteher 

und eine bzw. einen oder mehrere Stellvertreterinnen bzw. Stellver-
treter für seine Wahlperiode. 

(4) 1Die Ortsvorsteherin bzw. der Ortsvorsteher vertritt die Oberbürger-
meisterin bzw. den Oberbürgermeister und die Beigeordneten ständig 
bei dem Vollzug der Beschlüsse des Ortschaftsrates. 2Die Oberbür-
germeisterin bzw. der Oberbürgermeister und die Beigeordneten 
können der Ortsvorsteherin bzw. dem Ortsvorsteher allgemein oder 
im Einzelfall Weisungen erteilen, soweit sie bzw. er sie vertritt. 

(5) Die Ortsvorsteherin bzw. der Ortsvorsteher kann an den Sitzungen 
der Ratsversammlung und ihrer Ausschüsse mit beratender Stimme 
teilnehmen.

§ 28 
Rechte und Aufgaben der Ortschaftsräte

(1) 1Der Ortschaftsrat ist für die ihm gemäß § 67 Abs. 1 SächsGemO 
übertragenen Aufgaben zuständig. 2Weitere Aufgaben können sich 
aus den jeweiligen Eingliederungsvereinbarungen ergeben.

(2) Den Ortschaftsräten werden zur Erfüllung der ihnen zugewiesenen 
Aufgaben angemessene Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt.

(3) Der Ortschaftsrat ist zu wichtigen Angelegenheiten, die die Ortschaft 
betreffen oder von unmittelbarer Bedeutung für die Ortschaft sind, 
zu hören, insbesondere bei der Aufstellung der ortschaftsbezogenen 
Haushaltsansätze, der Wahrnehmung der gemeindlichen Planungs-
hoheit und bei der Vermietung, Verpachtung oder Veräußerung der 
in der Ortschaft gelegenen öffentlichen Grundstücke.

(4) Der Ortschaftsrat hat ein Vorschlagsrecht zu allen Angelegenheiten, 
die die Ortschaft betreffen.

(5) Bestehen Zweifel an der Zuständigkeit des Ortschaftsrates zur Ent-
scheidung über eine bestimmte Angelegenheit, so entscheidet über 
die Zuständigkeit der in den Eingliederungsvereinbarungen vorge-
sehene Vermittlungsausschuss; bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Ratsversammlung.

§ 29 
Stadtbezirksverfassung 

(1) 1In den Stadtbezirken wird gemäß § 70 SächsGemO die Stadtbezirks-
verfassung fortgeführt und es werden Stadtbezirksbeiräte gebildet. 2Zum 
jeweiligen Geltungsbereich der Stadtbezirksverfassung gehören alle Orts-
teile des Stadtbezirkes gemäß § 4 dieser Hauptsatzung, ausgenommen 
diejenigen, in denen gemäß § 25 Hauptsatzung eine Ortschaftsverfassung 
gilt: 

Stadtbezirk Vom Geltungsbereich umfasste Ortsteile (Schlüs-
selnummer)

Mitte Zentrum (00), Zentrum-Ost (01), Zentrum-Südost 
(02), Zentrum-Süd (03), Zentrum-West (04), Zentrum-
Nordwest (05), Zentrum-Nord (06)

Nordost Schönefeld-Abtnaundorf (10), Schönefeld-Ost (11), 
Mockau-Süd (12), Mockau-Nord (13), Thekla (14) 
sowie Plaußig-Portitz (15) ohne die Ortschaft Plaußig 
(152) 

Ost Neustadt-Neuschönefeld (20), Volkmarsdorf (21), 
Anger-Crottendorf (22), Sellerhausen-Stünz (23), 
Paunsdorf (24), Heiterblick (25)

Südost Reudnitz-Thonberg (30), Stötteritz (31), Probstheida 
(32), Meusdorf (33)

Süd Südvorstadt (40), Connewitz (41), Marienbrunn (42), 
Lößnig (43), Dölitz-Dösen (44)

Südwest Schleußig (50), Plagwitz (51), Kleinzschocher (52), 
Großzschocher (53), Knautkleeberg-Knauthain (54)

West Schönau (60), Grünau-Ost (61), Grünau-Mitte (62), 
Grünau-Siedlung (63), Lausen-Grünau (64), Grünau-
Nord (65)

Alt-West Lindenau (70), Altlindenau (71), Neulindenau (72), 
Leutzsch (73)

Nordwest Möckern (80), Wahren (81)
Nord Gohlis-Süd (90), Gohlis-Mitte (91), Gohlis-Nord (92), 

Eutritzsch (93)

(2) 1Die Stadtbezirksbeiräte bestehen aus elf Mitgliedern und der oder 
dem Vorsitzenden. 2Die Mitglieder des Stadtbezirksbeirates sind 
ehrenamtlich tätig und werden von der Ratsversammlung nach jeder 
regelmäßigen Wahl der Stadträtinnen und Stadträte aus dem Kreis 
der im Stadtbezirk wohnenden Bürgerinnen und Bürger widerruflich 
bestellt. 3Bei der Bestellung der Mitglieder des Stadtbezirksbeirates 
soll das von den in der Ratsversammlung vertretenen Parteien und 
Wählervereinigungen bei der letzten regelmäßigen Wahl der Stadt-
rätinnen bzw. Stadträte im Stadtbezirk erzielte Wahlergebnis berück-
sichtigt werden. 4Die in der Ratsversammlung vertretenen Parteien 
und Wählervereinigungen schlagen der Oberbürgermeisterin bzw. 
dem Oberbürgermeister für die ihnen zukommenden Sitze die ent-
sprechende Zahl von Mitgliedern vor. 5Stadträtinnen und Stadträte 
können nicht gleichzeitig Mitglieder des Stadtbezirksbeirates sein. 

(3) 1Vorsitzende bzw. Vorsitzender des Stadtbezirksbeirates ist eine bzw. 
ein von der Oberbürgermeisterin bzw. dem Oberbürgermeister im 
Benehmen mit dem Stadtbezirksbeirat Beauftragte bzw. Beauftragter. 
2Die bzw. der Vorsitzende hat kein Stimmrecht.

(4) Der Stadtbezirksbeirat kann Einwohnerinnen und Einwohner aus 
dem jeweiligen Geltungsbereich der Stadtbezirksverfassung zur 
Beratung einzelner Angelegenheiten hinzuziehen.

§ 30 
Rechte und Aufgaben der Stadtbezirksbeiräte

(1) 1Die Rechte und Aufgaben der Stadtbezirksbeiräte bemessen sich 
nach § 71 SächsGemO. 2Den Stadtbezirksbeiräten werden die Auf-
gaben nach § 67 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 bis 5 und 7 SächsGemO übertragen. 
3Den Stadtbezirksbeiräten werden zur Erfüllung ihrer Aufgaben an-
gemessene Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt. 4Über die Höhe 
dieser Mittel entscheidet die Ratsversammlung.

(2) Zu den Aufgaben der Stadtbezirksbeiräte gehört es, das örtliche 
politische Gemeinschaftsleben und die Beziehungen der Bürgerschaft 
zur Stadtverwaltung zu fördern und Kontakte zu den im jeweiligen 
Geltungsbereich wirkenden oder ansässigen Vereinigungen und 
Institutionen zu pflegen.

(3) 1Die Stadtbezirksbeiräte sind zu wichtigen Angelegenheiten, die den 
Stadtbezirk betreffen, zu hören. 2Sie haben ein Vorschlagsrecht zu 
allen Angelegenheiten, die den Stadtbezirk betreffen. 3Sofern in den 
Sitzungen der Ratsversammlung oder ihrer Ausschüsse wichtige 
Angelegenheiten oder Anträge, die den Stadtbezirk betreffen, auf 
der Tagesordnung stehen, kann der Stadtbezirksbeirat eines seiner 
Mitglieder zu den Sitzungen entsenden. 4Das entsandte Mitglied 
nimmt an den Sitzungen mit beratender Stimme teil.

(4) Das Nähere regelt die Geschäftsordnung für die Ratsversammlung.

VII. Schlussbestimmung

§ 31 
Inkrafttreten

1Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Stadt Leipzig in der 
Fassung vom 16.07.2014 (RBV-2141/14) außer Kraft. ■

Leipzig, 16.12.2022

Burkhard Jung
Oberbürgermeister
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Fachförderrichtlinie Aktivierung  
leerstehender Wohnungen

Beschluss Nummer VII-DS-07484 der Ratsversammlung vom 
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1. Vorbemerkung

Ziel des städtischen Förderprogramms ist die Aktivierung von nicht 
marktaktiven, leerstehenden Wohnungen zu Mietkonditionen im 
Bereich der Kosten der Unterkunft in der Stadt Leipzig. Eigentümer 
von Plattenbauten in den Großwohnsiedlungen / Plattenbaugebieten, 
Beständen der 50-er und 60-er Jahre, einzelnen Plattenbauobjekten 
und Beständen in zusammenhängenden Wohnsiedlungsbauten der 
1900-er Jahre und Zwischenkriegsbauten (z.B. Meyersche Häuser, 
Krochsiedlung) können zum Zweck der Aktivierung und Sanierung 
leerstehender Wohnungen und zum Erhalt preiswerten Wohnraums 
gefördert werden. Mit Inanspruchnahme der Mittel werden 15-jährige 
Mietpreis- und Belegungsrechte begründet. 

In der Versorgung der Personengruppe im niedrigpreisigen Miet-
segment kommt es zunehmend zu Engpässen. Das Angebot an Woh-
nungen im Bereich der Kosten der Unterkunft wird der Nachfrage der 
betreffenden Personengruppe nicht mehr gerecht, da sie nicht mehr den 
einkommensschwachen Haushalten zukommen. Die Vermieter haben 
die Wahl und nehmen vorzugsweise Haushalte ohne Leistungsbezug 
nach SGB II oder SGB XII. 

Mit dem Einsatz städtischer Mittel für die Aktivierung leerstehender 
Wohnungen mit einer Miete im Bereich der Kosten der Unterkunft 
sowie einer Mietpreis- und Belegungsdauer von 15 Jahren wird zur 
Verwirklichung des INSEK-Ziel zur Schaffung der sozialen Stabilität 
innerhalb der Stadtgesellschaft beigetragen, in dem preisgünstiger 
Wohnraum erhalten wird. Damit erfolgt auch die weitere Umset-
zung des Wohnungspolitischen Konzepts (VI-DS-1475-NF-002 vom 
28.10.2015). Die kommunale Wohnungsbauförderung gemäß Arbeits-
programm 2023 des Oberbürgermeisters wird durch einen weiteren 
Förderbaustein ergänzt.

Es handelt sich um freiwillige Leistungen, die im berechtigten Interesse 
der Stadt liegen.

Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf Gewährung einer Zuwen-
dung besteht nicht.

Die städtischen Zuwendungen können nur im Rahmen der im Haus-
halt bereitgestellten Mittel gewährt werden.

2. Grundlagen der Förderung

Für die Gewährung einer Zuwendung gelten die folgenden Rechts-
grundlagen: 
• Rahmenrichtlinie zur Vergabe von Zuwendungen der Stadt Leipzig 

an außerhalb der Stadtverwaltung stehende Stellen (Zuwendungs-
richtlinie), Beschluss Nr. VI-DS-01241-NF-05 der Ratsversammlung 
vom 18.05.2016

• Verwaltungsrichtlinie Kosten der Unterkunft; Beschluss Nr. VII-
Ifo-02771-DS-01 vom 20.07.2021

• Integriertes Stadtentwicklungskonzept Leipzig 2030 (INSEK), Be-
schluss Nr. VI-DS-04159-NF-01 vom 31.05.2018

• Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über 
die kommunale Haushaltswirtschaft (SächsKomHVO) 

• Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über 
die kommunale Kassen- und Buchführung der Kommunen (Säch-
sKomKBVO) 

• Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) 
• Gesetz über die soziale Wohnraumförderung (WoFG) 
• Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
• Abgabenordnung (AO) 
• Umsatzsteuergesetz (UStG) 
• Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
in der jeweils geltenden Fassung sowie die einschlägigen Beschlüsse 
der Ratsversammlung.

3. Zuwendungszweck

Durch die Fachförderrichtlinie „Aktivierung leerstehender Wohnun-
gen“ sollen Wohnungen in Großwohnsiedlungen / Plattenbaugebieten, 
Beständen der 50-er und 60-er Jahre, einzelnen Plattenbauobjekten, 
zusammenhängenden Wohnsiedlungsbauten der 1900-er Jahre und 
Zwischenkriegsbauten durch Sanierungsmaßnahmen dem Markt 
wieder zugeführt werden, die (oftmals über einen längeren Zeitraum) 
leer standen. Auch Grundrissveränderungen, durch die 1-Raum-Woh-
nungen und 4-Raum-Wohnungen und größer entstehen, sowie die 
Zusammenlegung kleinerer Wohnungen zu größeren Wohnungen, 
sind förderfähig. 

4. Zuwendungsempfänger 

Empfänger im Sinne dieser Fachförderrichtlinie sind natürliche Per-
sonen und juristische Personen des privaten und öffentlichen Rechts, 
die Projekte nach Ziffer 3 realisieren und Eigentümer der betreffenden 
Wohnungen sind.

5. Zuwendungsvoraussetzungen

Zuwendung müssen zweckgebunden sein und dürfen nur gewährt 
werden, wenn 
• an der Erfüllung der Maßnahme ein Interesse der Stadt Leipzig be-

steht oder gemeinnützige Ziele verfolgt werden und das Vorhaben 
ohne die Zuwendung nicht oder nicht im notwendigen Umfang 
durchgeführt werden kann,

• die fachlichen Voraussetzungen für die geplante Maßnahme er-
füllt werden,

• die Gesamtfinanzierung im Rahmen der Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit gesichert ist,

• die ordnungsgemäße Geschäftsführung des Zuwendungsemp-
fängers außer Zweifel steht und der Nachweis über die Mittelver-
wendung gesichert erscheint.

Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen und bei Anschaffungen muss 
der Empfänger auch in finanzieller Hinsicht die Gewähr für eine 
ordnungsgemäße Verwendung und Unterhaltung der Anlagen bieten.

Zuwendungen werden grundsätzlich nur für kassenmäßige Auszah-
lungen im Haushaltsjahr gewährt. In begründeten Ausnahmefällen 
darf die Zuwendung auch für Rechnungen verwendet werden, deren 
zugrundeliegende Leistung im Haushaltsjahr erbracht wurde und die 
bis zum 15. Januar des dem Haushaltsjahr folgenden Jahres eingegan-
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gen sind (Poststempel). 

Die Förderung wird prioritär für 1-Raum-, 4-Raum- und größere Woh-
nungen sowie für Wohnungen, die sich in Ortsteilen mit geringerem 
Anteil an KdU-Empfängern befinden, zur Verfügung gestellt. Bei den 
zu fördernden Wohnungen soll es sich um nicht marktaktiven bzw. 
nicht um fluktuationsbedingten Leerstand handeln. 

Es sind die Vorgaben des Wohnraumfördergesetzes (WoFG) und der 
Verwaltungsrichtlinie Kosten der Unterkunft zu berücksichtigen.

Die Bindefrist startet mit dem Tag des Erstbezugs der Wohnung.

Die Miete liegt während der gesamten Bindungsdauer im Bereich der 
Kosten der Unterkunft. Mieterhöhungen gemäß § 558 des Bürger-
lichen Gesetzbuches sind möglich, aber nur bis zur Höhe der Kosten 
der Unterkunft. 

Die Wohnungen sind an Haushalte mit einem weißen Wohnberech-
tigungsschein zu vermieten. Es gilt ein allgemeines Belegungsrecht 
nach § 26 Abs. 2, S. 2 WoFG für die Dauer von 15 Jahren (siehe Anlage 
„Weitere Nebenbestimmungen“).

6. Zuwendungs- und Finanzierungsart

Die Stadt Leipzig gewährt auf Grundlage dieser Fachförderrichtlinie 
„Aktivierung leerstehender Wohnungen“ Zuwendungen als Projekt-
förderung.

Es handelt sich um eine Festbetragsfinanzierung, die als Pauschale in 
Abhängigkeit der Raumanzahl der jeweiligen Wohnung gewährt wird 
richtet sich nach der Anzahl der Räume ab 10 Quadratmeter Wohnfläche:
 1-Raum-Wohnung: 17.500 Euro
 2-Raum-Wohnung: 19.500 Euro
 3-Raum-Wohnung: 21.500 Euro
 4-Raum-Wohnung: 23.500 Euro
 Zuschlag für jeden weiteren Raum: 2.000 Euro. 

Die Höhe der eingesetzten Baukosten der Kostengruppen 300, 400, 
700 sollen mindestens 200 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche der 
jeweiligen Wohnung betragen. Bei Kosten über 600 Euro pro Qua-
dratmeter Wohnfläche (nur Kostengruppen 300 und 400) soll der 
vorrangige Einsatz der Landesförderrichtlinie belegungsgebundener 
Mietwohnraum geprüft werden.

Es sind vorrangig andere Fördermittel zu nutzen, sobald die Möglich-
keit dazu besteht. Werden weitere Fördermittel für diese Maßnahme 
in Anspruch genommen, ist sicherzustellen, dass eine Kumulierung 
zulässig ist bzw. keine weiteren Fördermittel in Anspruch genommen 
werden, die neben dieser Förderung ausgeschlossen sind.

Die Fördermittel sind beihilferelevant. Die Umsetzung erfolgt im Ein-
klang mit den beihilferechtlichen Vorschriften.

7. Antragsverfahren
7.1 Antragstellung

Zuwendungen werden grundsätzlich nur auf einen begründeten und 
mit den notwendigen Unterlagen versehenen schriftlichen Antrag 
hin gewährt. 

Der Antrag ist unter Verwendung des Antragsformulars (Anlage 1) 
bei der Bewilligungsstelle

 Stadt Leipzig
 Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung (AWS)
 Abteilung Wohnungsbau
 Prager Straße 118-136
 04317 Leipzig

einzureichen.

Der Antragsteller stellt in seinem Förderantrag die erforderlichen 
Sanierungsmaßnahmen für die Aktivierung der leerstehenden Woh-
nungen dar und die voraussichtlich dafür benötigten städtischen 
Zuwendungen. Bei Antragstellung nach dieser Fachförderrichtlinie 
sind dem Antrag folgende Unterlagen beizufügen: 

• amtlicher Lageplan 
• Grundrisspläne und Wohnflächenangaben der einzelnen Räume 

der Wohnungen 
• Maßnahmebeschreibung
• Aktueller Grundbuchauszug
• Falls Eigentümerwechsel noch nicht im Grundbuch vollzogen:
• notarielle Urkunde, Kaufvertrag, o.ä.
• Handelsregisterauszug bei Firmen und Nachweis über die Ver-

tretungsberechtigung
• ggf. Vollmacht bei mehreren Eigentümern bzw. Vollmacht für einen 

Bevollmächtigten 
• DAWI-De-minimis-Erklärung (siehe Formular De-minimis-Erklae-

rung.pdf)
• Beihilfetool bei Förderungen über 500 T EUR in den letzten 3 Jahren

Das zu verwendende Antragsformular wird in elektronischer Form 
bereitgestellt und kann unter folgender Adresse www.leipzig.de/
soziale-wohnraumfoerderung heruntergeladen werden. 

Im Antrag ist zu erklären, ob der Antragsteller allgemein oder für das 
betreffende Vorhaben zum Vorsteuerabzug nach §15 UStG berechtigt 
ist. Ist dies der Fall, so hat der Antragsteller die sich ergebenden Vor-
teile auszuweisen und bei der Ermittlung der zuwendungsfähigen 
Aufwendungen abzusetzen. 

Wenn der Antragsteller für dasselbe Vorhaben bzw. die gleiche 
Einrichtung Zuwendungsanträge bei mehreren Fachämtern stellt, 
ist er verpflichtet, die jeweiligen Fachämter zur Vermeidung einer 
Doppelförderung darüber in Kenntnis zu setzen. Die entsprechenden 
Zuwendungsanträge bzw. -bescheide sind dem Antrag beizufügen. 

7.2 Antragsfristen

Anträge nach dieser Fachförderrichtlinie können jederzeit im laufenden 
Haushaltsjahr gestellt werden. 

Liegt zu Beginn eines neuen Haushaltsjahres noch kein rechtskräfti-
ger Haushalt vor, kann die sachliche Prüfung und Entscheidung des 
Antrages unter Haushaltsvorbehalt erfolgen. Der Vorbehalt wird bei 
bereitstehenden Mitteln aufgehoben. 

7.3 Vorzeitiger Maßnahmenbeginn

Eine Förderung bereits begonnener oder durchgeführter Projekte ist 
grundsätzlich nicht zulässig. Hierbei ist zu beachten, dass auch bereits 
der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder 
Leistungsvertrages förderschädlich ist. Bei Baumaßnahmen gelten 
Planung, Baugrunduntersuchungen, Grunderwerb und Herrichten 
des Grundstücks (z.B. Gebäudeabbruch, Planieren) nicht als Beginn 
des Vorhabens. 

Ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn aus begründetem Anlass ist zuge-
lassen. Mit Einreichen des Zuwendungsantrages ist die Genehmigung 
für einen vorzeitigen Vorhabenbeginn zu beantragen. Erst nach der 
schriftlichen Genehmigung kann mit dem Vorhaben begonnen werden. 
Diese schriftliche Genehmigung zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn 
begründet keinen Rechtsanspruch auf eine spätere Förderung.

8.  Bewilligungsverfahren

Über die Gewährung von Zuwendungen entscheidet das Amt für 
Wohnungsbau und Stadterneuerung nach pflichtgemäßem Ermessen. 
Nach positiver Entscheidung über den Förderantrag erlässt das Amt 
für Wohnungsbau und Stadterneuerung den Zuwendungsbescheid. 

Bestandteil des Zuwendungsbescheides sind die Allgemeinen Neben-
bestimmungen (AN-Best) der Stadt Leipzig, die Auflagen und Bedin-
gungen im Sinne des § 36 VwVfG sowie notwendige Erläuterungen 
enthalten. Die Beachtung ist für den Zuwendungsempfänger ver-
pflichtend und im Rahmen des Verwendungsnachweises zu bestätigen.

9.   Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der städtischen Zuwendung erfolgt entsprechend des 
Zuwendungsbescheids per Mittelanforderung. 

Die Anforderung der Zuwendung bzw. eines Teilbetrages muss die 

http://www.leipzig.de/soziale-wohnraumfoerderung
http://www.leipzig.de/soziale-wohnraumfoerderung
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zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten.

Die Zuwendungen dürfen nur insoweit und nicht eher ausgezahlt 
werden, als sie voraussichtlich innerhalb von zwei Monaten für fällige 
Zahlungen im Rahmen des Zuwendungszwecks benötigt werden.

Die Auszahlung der Zuwendungen setzt voraus, dass die Verwen-
dungsnachweise für dem Haushaltsjahr vorangegangene Zuwen-
dungen der Stadtverwaltung vorher zugegangen sind. Dies gilt nicht, 
wenn im Zuwendungsbescheid eine andere Regelung getroffen wurde. 

Die bewilligte Zuwendung darf erst nach Bestandskraft, d.h. nach 
Ablauf der Rechtsbehelfsfrist des Zuwendungsbescheides angefordert 
und ausgezahlt werden. Ein Teilwiderspruch gegen nicht bewilligte 
Antragsbestandteile behindert die Bestandskraft des bewilligten Teiles 
nicht. Verzichtet der Zuwendungsempfänger schriftlich auf die Ein-
legung eines Rechtsbehelfs, führt dies zur vorzeitigen Bestandskraft 
des Zuwendungsbescheides.“

10.  Nachweisverfahren
10.1.  Verwendungsnachweis

Der Zuwendungsempfänger legt zum Nachweis der zweckentspre-
chenden Verwendung der Zuwendung den Verwendungsnachweis 
(Anlage 4) im Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung vor. Dieser 
besteht aus dem Sachbericht und dem Nachweis der geschaffenen / 
sanierten Raumanzahl und Wohnfläche pro Wohnung.

Der Zuwendungsempfänger hat im Verwendungsnachweis zu bestä-
tigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und 
sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern und 
Belegen übereinstimmen. 

Das Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung und das Rechnungs-
prüfungsamt der Stadt Leipzig ist berechtigt, Bücher, Belege oder 
sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der 
Zuwendung durch örtliche Erhebung zu prüfen oder durch Beauftragte 
prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen 
Belege bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen.

10.2. Vorlagefrist

Der Verwendungsnachweis ist zum Zeitpunkt, der im Zuwendungs-
bescheid geregelt wird, vom Zuwendungsempfänger unaufgefordert 
dem Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung vorzulegen.

11. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, dem Amt für Wohnungs-
bau und Stadterneuerung unverzüglich Sachverhalte anzuzeigen, wenn
• er nach Vorlage des Haushalts- oder Wirtschaftsplans bzw. Finan-

zierungsplanes weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei 
anderen Stellen beantragt oder von ihnen erhält,

• sich eine Ermäßigung der Gesamtausgaben oder eine Änderung 
der Finanzierung ergibt,

• der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der 
Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,

• sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der 
bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,

• die ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach 
Auszahlung verbraucht werden können, soweit die Auszahlung 

der Zuwendung nicht nach festen Zeitpunkten bestimmt wurde, 
• Gegenstände nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck 

genutzt bzw. nicht mehr benötigt werden,
• es bei der Durchführung der Maßnahme terminliche Verschie-

bungen gibt,
• er seine Organisationsstruktur ändert, 
• ein Insolvenzverfahren von bzw. gegen ihn beantragt oder eröffnet 

wird.
• 
12. Rückforderung und Verzinsung 

Das Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung kann einen Zu-
wendungsbescheid mit Wirkung auch für die Vergangenheit ganz 
oder teilweise zurücknehmen oder widerrufen und die Zuwendung, 
auch wenn sie bereits verwendet worden ist, zurückfordern. Die zu 
erstattende Leistung wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt.

Die Stadt ist berechtigt, den Zuwendungsbescheid insbesondere auf-
zuheben, wenn:
• die Zuwendung nicht zweckentsprechend verwendet worden ist,
• der Eigentümer in dem Antrag oder in den Nachweisen und Unter-

lagen unrichtige Angaben gemacht oder Tatsachen verschwiegen 
hat, die für die Förderfähigkeit der Maßnahme von Bedeutung 
waren/sind,

• vereinbarte Maßnahmen nicht nach den der Bewilligung zugrunde-
liegenden Plänen, 

• Baubeschreibungen und sonstigen Unterlagen durchgeführt werden,
• die Durchführung der Maßnahme nicht entsprechend der verein-

barten Fristen und Termine erfolgt,
• gegen die Regelungen der Mietpreis- und Belegungsbindungen 

verstoßen wird (Verstöße gegen die Mietpreisbindung liegen ebenso 
vor, wenn der Mietpreis in unzulässiger Weise erhöht wird).

Vom Zeitpunkt der Auszahlung bis zum Zeitpunkt der Rückzahlung 
der Zuwendung werden Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über 
dem jeweiligen Basiszins nach § 247 BGB jährlich berechnet. Die Zinsen 
sind vom Zuwendungsempfänger zu tragen.     

13. Veröffentlichung im Zuwendungsbericht

Entsprechend Ratsbeschluss RBV-1286/12 werden alle Zuwendungen 
der Stadt Leipzig an außerhalb der Stadtverwaltung stehende Stellen 
jährlich im Zuwendungsbericht unter Einhaltung der festgelegten 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen erfasst und veröffentlicht. Der 
Zuwendungsempfänger wird mit Antragstellung über die beabsichtigte 
Veröffentlichung informiert und erklärt mit der Unterschrift zum An-
trag sein Einverständnis zur Veröffentlichung.

14. Inkrafttreten

Die Fachförderrichtlinie „Aktivierung leerstehender Wohnungen“ 
tritt mit Beschlussfassung der Ratsversammlung in Kraft und wird 
im Leipziger Amtsblatt sowie auf der Homepage der Stadt Leipzig 
veröffentlicht. ■

Leipzig,  16.12.2022

Burkhard Jung
Oberbürgermeister
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „2. Nachtrag zur Baugenehmigung 
vom 25.03.2019 – Eingriffe in den Gehölzbestand“, Lutherstraße 6, 8, 

8A, Atriumstraße 5, 7, Johann-Eck-Straße 4, 6, 8, Leipzig,  
Gemarkung Reudnitz, Flurstücke 608/7, 608/9

Leipzig, Gemarkung Reudnitz, Flurstücke 608/7, 608/9 im Geneh-
migungsverfahren nach § 64 Sächsische Bauordnung (Sonderbau) 
ist erteilt.

2. Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte.

3. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:

1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 
über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-89 26 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht: 
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 08.12.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-008386-SB-63.31-SGR einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
1. Die Baugenehmigung für das Vorhaben „2. Nachtrag zur Bau-

genehmigung v. 25.03.2019 – Eingriffe in den Gehölzbestand“, 
Lutherstraße 6, 8, 8A, Atriumstraße 5, 7, Johann-Eck-Straße 4, 6, 8, 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Klinikum St. Georg – Neubau In-
ternistisches Zentralgebäude (Zentralbau II)“, Delitzscher Straße 141, 

Leipzig, Gemarkung Eutritzsch, Flurstücke 379/14, 379/1, 379/13

gang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a Abs. 
2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch De-
Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung gemäß 
§ 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Landesdirektion 
Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 eingelegt wird.
Hinweise zur Bekanntmachung
- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benachbarter 

Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO wird auf-
grund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Baugenehmigung 
zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 
3 SächsBO.

- Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber den 
Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-51 65 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks (mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der Flurs-
tücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:5 000

Kartengrundlage:GeoSN,dl-de/by-2-0

Erstellungsdatum 29.11.2022

Brauer, Christin

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 50 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgendes 
bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 08.12.2022 unter dem Aktenzeichen 
63-2021-015584-SB-63.22-CHB einen Bescheid mit folgendem verfügenden 
Teil erlassen:
1. Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Klinikum St. Georg- Neubau 

Internistisches Zentralgebäude (Zentralbau II)“, Delitzscher Straße 141, 
Leipzig Gemarkung Eutritzsch, Flurstücke 379/14, 379/1, 379/13 im 
Genehmigungsverfahren nach § 64 Sächsische Bauordnung (Sonder-
bau) ist erteilt.

2. Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auflagen-
vorbehalte.

3. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung auf-
geführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift in 04109 
Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager Straße 118-120, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch kann auch 
in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz 
eingelegt werden. Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder über 

das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner Postein-
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Ergänzung eines  
denkmalgeschützten Mehrfamilienhauses – Ausbau des südwestlichen 

Dachbereiches zu Wohnzwecken“, Holbeinstraße 9, Leipzig,  
Gemarkung Schleußig, Flurstück 272

Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 
aus § 50 SächsBO dahingehend, dass das Gebäude nicht barrierefrei 
ist.

3. Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte. 

4 Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-51 33 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 09.12.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-010476-VV-63.40-TDE einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
1. Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Ergänzung eines denk-

malgeschützten Mehrfamilienhauses – Ausbau des südwestlichen 
Dachbereiches zu Wohnzwecken“, Holbeinstraße 9, Leipzig, Ge-
markung Schleußig, Flurstück 272 im Genehmigungsverfahren nach 
§ 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

2. Mit der Baugenehmigung wird folgende Abweichung zugelassen: 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung eines Gewerbeparks 
„Panattoni Park“ und ein Logistikzentrum“, Merseburger Straße 204, 

Gutenbergstraße 8, Leipzig, Gemarkung Böhlitz-Ehrenberg, Flurstücke 
338/3, 339/8, 339/11, 339/14, 339/44, 339/13, 339/29, 339/31, 324/6,  

339/43, 339/28, 339/36, 163/15, 164/1, 164/4, Gemarkung  
Rückmarsdorf, Flurstücke 329/3, 329/6, 329/9, 329/10, 330/5

2. Bestandteil der Entscheidung sind die in dem Vorbescheid auf-
geführten und mit der Entscheidung ausgefertigten Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks (mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der Flurs-
tücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:3 244

Datenauszug

Erstellungsdatum 13.12.2022

Apostel, Jens

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 30 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 13.12.2022 unter dem Akten-
zeichen 63-2022-007699-BV-63.22-JAP einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

1. Der Vorbescheid mit der Beantwortung einzelner Fragen für das 
Vorhaben: „Errichtung eines Gewerbeparks „Panattoni Park“ und 
ein Logistikzentrum“, Merseburger Straße 204, Gutenbergstraße 
8, Leipzig, Gemarkung Böhlitz-Ehrenberg, Flurstücke 338/3, 
339/8, 339/11, 339/14, 339/44, 339/13, 339/29, 339/31, 324/6, 
339/43,  339/28, 339/36,  163/15, 164/1, 164/4, Gemarkung 
Rückmarsdorf, Flurstücke 329/3,  329/6, 329/9, 329/10, 330/5 
ist erteilt.
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2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung
- Die Zustellung des Vorbescheides an die Eigentümer benachbarter 

Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO wird 
aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen der Vorbescheid 
zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; § 70 Abs. 3 

Satz 3 SächsBO.
- Die Zustellung des Vorbescheides an Nachbarn gilt mit dem Tag 

dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.
- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 

den Nachbarn.

Den vollständigen Bauvorbescheid und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-51 92 gebeten. ■

Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau eines  
Mehrfamilienhauses“, Holbeinstraße 6 a, Leipzig, 

Gemarkung Schleußig, Flurstück 32/2

chen 63-2022-004993-VV-63.40-TDE einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
1. Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau eines Mehrfa-

milienhauses“, Holbeinstraße 6 a, Leipzig, Gemarkung Schleußig, 
Flurstück 32/2, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische 
Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

2. Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte. 

3. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-51 33 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:751

LIegenschaftskarte

Erstellungsdatum 06.01.2023

Rother, Stefanie

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 8 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 22.09.2022 unter dem Aktenzei-
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung der 
Wohnung 0.4 – Erdgeschoss in Hausmeisterbüro“, 

Gerichtsweg 7 c, 7 d, Leipzig, Gemarkung Reudnitz, Flurstück 278/6

Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung
- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt;  

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks (mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der Flurs-
tücksnummern)
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Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig 
hat als untere Bauaufsichtsbehörde am  unter dem Aktenzeichen 
63-2022-009413-VV-63.41-CHC einen Bescheid mit folgendem ver-
fügenden Teil erlassen:
1. Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung der 

Wohnung 0.4 – Erdgeschoss in Hausmeisterbüro“, Gerichtsweg 7 
c, 7 d, Leipzig, Gemarkung Reudnitz, Flurstück 278/6 im Geneh-
migungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes 
Verfahren) ist erteilt.

2. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
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§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.
- Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 

dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.
- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 

den Nachbarn.
Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 

Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341 / 123-5122 gebeten. ■

Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau eines Wohn- und 
Geschäftshauses mit Tiefgarage – Entfall der gem. SächsGarStellplVO 

§16 Abs.6 geforderten CO-Warnanlage“, Lutherstraße 6, 8, 8A,  
Atriumstraße 5, 7, Johann-Eck-Straße 4, 6, 8, Leipzig,  

Gemarkung Reudnitz, Flurstücke 608/7, 608/9

plVO §16 Abs.6 geforderten CO-Warnanlage“, Lutherstraße 6, 8, 8A, 
Atriumstraße 5, 7, Johann-Eck-Straße 4, 6, 8, Leipzig, Gemarkung 
Reudnitz, Flurstücke 608/7, 608/9 im Genehmigungsverfahren 
nach § 64 Sächsische Bauordnung (Sonderbau) ist erteilt.

2. Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte. 

3. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-89 26 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 14.12.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-012326-SB-63.31-SGR einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
1. Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau eines Wohn- und 

Geschäftshauses mit Tiefgarage – Entfall der gem. SächsGarStell-
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  
Baugenehmigung für das Vorhaben: „Erweiterungsbau der 
24. Grundschule in Paunsdorf“, Döllingstraße 25, Leipzig, 

Gemarkung Paunsdorf, Flurstück 1438

1. Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Erweiterungsbau der 
24. Grundschule in Paunsdorf“, Döllingstraße 25, Leipzig, Ge-
markung Paunsdorf, Flurstück 1438 im Genehmigungsverfahren 
nach § 64 Sächsische Bauordnung (Sonderbau) ist erteilt.

2. Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte.

3. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmi-
gung aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten 
Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Dezernat 
Stadtentwicklung und Bau, UBA2 / TF Schulhausbau, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 
2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter orgbuero.schulbau@leipzig.de durch 

E-Mail oder über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – 
Allgemeiner Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer 
Signatur gemäß § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 
2 eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Dezernat Stadtentwicklung und Bau, UBA 2 / TF Schulhausbau, Techni-
sches Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt 
C, Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-51 83 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Fol-
gendes bekannt gemacht:
Das Dezernat Stadtentwicklung und Bau der Stadt Leipzig hat als 
untere Bauaufsichtsbehörde am 09.11.2022 unter dem Aktenzeichen 
63-2022-007098-SB-02.61-CHA einen Bescheid mit folgendem ver-
fügenden Teil erlassen:
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Innere Sanierung Schulsporthalle 
und Teilsanierung der Sportfreianlagen,  Anbau Außentreppe“, An der 

Märchenwiese 49, Leipzig, Gemarkung Connewitz, Flurstück 1101/2

Die Untere Bauaufsichtsbehörde 2 der Stadt leipzig hat am 19.12.2022 
unter dem Aktenzeichen 63-2022-011775-SB-02.61-CBU einen Bescheid 
mit folgendem verfügenden Teil erlassen:
1. Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Innere Sanierung Schul-
sporthalle und Teilsanierung der Sportfreianlagen,  Anbau Außen-
treppe“, An der Märchenwiese 49, Leipzig, Gemarkung Connewitz, 
Flurstück 1101/2 im Genehmigungsverfahren nach § 64 Sächsische 
Bauordnung (Sonderbau) ist erteilt.
2. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Dezernat 
Stadtentwicklung und Bau, UBA2 / TF Schulhausbau, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter orgbuero.schulbau@leipzig.de durch 

E-Mail oder über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – 
Allgemeiner Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer 
Signatur gemäß § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
bei der Unteren Bauaufsichtsbehörde 2 der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung bei der m zuständigen Ver-
fahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 0341 / 123-5232 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
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